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EDITORIAL

SEHR GEEHRTE BAUERINNEN
UND BAUERN!

In  diesem Merkblatt
werden die aktuell
geltenden Vorschriften,
welche im Rahmen der
Konditionalitdt  einzu-
halten  sind  naher
beschrieben und auch
das neue Instrument
der sozialen Kondi-

tionalitat dargestellt.

Ab dem 01. Juli 2024 gilt unter anderem eine
aktualisierte Fassung der Nitrat-
Aktionsprogramm-Verordnung (NAPV).
Genaueres konnen Sie im Kapitel Schutz der
Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat
nachlesen.

Dieses Merkblatt wird von der AMA nicht
versendet und wird nur im Internet Uber
http://www.ama.at zur Verfiigung gestellt.

Nutzen Sie bitte dieses Merkblatt oder die Be-
ratungsmaoglichkeiten lhrer zustandigen Land-
wirtschaftskammer auf Bezirksebene um sich
Uber die Bestimmungen zu informieren, die
Sie im Rahmen der Konditionalitéat einhalten
missen, damit Sie lhre Fdrderungen
ungekirzt ausbezahlt bekommen.

Der Vorstandsvorsitzende

Dipl.-Ing. Griesmayr
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1 GRUNDLEGENDE INFORMATIONEN

Im System der Konditionalitat ist die vollstandige Gewéhrung der flachen- und
tierbezogenen Forderungen an die Bedingung geknuipft, dass die grundlegenden Normen
in Bezug auf Umwelt, Klima, 6ffentliche Gesundheit, Pflanzengesundheit und Tierwohl
eingehalten werden.

Die Konditionalitat umfasst elf Grundanforderungen an die Betriebsfiihrung gemaf naher
konkretisierter Artikel von EU-Verordnungen und EU-Richtlinien und zehn national
auszugestaltende Standards fur den guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand
von Flachen (GLOZ).

Ebenso besteht mit der ,Sozialen Konditionalitat* eine zuséatzliche Verkntpfung der
Einhaltung von Beschéftigungs- und Sozialstandards mit der vollstandigen Gewahrung der
flachen- und tierbezogenen Férderungen. Die soziale Konditionalitat betrifft Betriebe mit
Fremdarbeitskraften.

Seit dem Jahr 2024 sind Betriebe mit einer landwirtschaftlichen Flache (inkl. der anteiligen
Futterflache Alm/Weide) von héchstens 10 ha vom Kontroll- und Sanktionssystem
betreffend Konditionalitat ausgenommen.

1.1 BETROFFENE PERSONEN

Die Vorgaben im Zusammenhang mit der Konditionalitat sind von allen antragsstellenden
Personen einzuhalten, die

e Direktzahlungen (Basiszahlung fir Heimgut- bzw. Almweideflachen,
Umverteilungszahlung, Zahlung fir Junglandwirtinnen und Junglandwirte,
Almauftriebspramie, Oko-Regelung) beziehen oder

e Zahlungen flir aus naturbedingten oder anderen spezifischen Grinden
benachteiligte Gebiete (Ausgleichszulage) beziehen oder

« an MaBnahmen des Agrarumweltprogramms OPUL 2023 teilnehmen.

Im Rahmen der Konditionalitéat besteht die Verpflichtung, elf Grundanforderungen an die
Betriebsfihrung (GAB) zu erfillen und zehn Standards fiir den guten
landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand der Flachen (GLOZ) einzuhalten.

Die GABs sind in Verordnungen und Richtlinien der Europaischen Union sowie in darauf
aufbauenden Bundes- bzw. Landesgesetzen und -verordnungen geregelt.

Hinsichtlich der GLOZ-Standards wurde auf EU-Ebene ein bestimmter inhaltlicher
Rahmen definiert. Die Mitgliedstaaten legen die detaillierte Ausgestaltung der Standards
national fest.

Die Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Konditionalitat werden in folgende
Bereiche und entsprechende Rechtsakte zusammengefasst:
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Bereich Klima und Umwelt:

Wasserbewirtschaftung und Bewésserung (WAB)

Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat (NIT)
Vogelschutz und Fauna-Flora-Habitat (VS/FFH)

Guter landwirtschaftlicher und 6kologischer Zustand (GLOZ)

o O O O

« Bereich Offentliche Gesundheit und Pflanzengesundheit:

Lebensmittelsicherheit (LMS)

Futtermittelsicherheit (FM)

Hormonanwendungsverbot (HOR) und Tierarzneimittelanwendung (TAM)
Inverkehrbringen und Verwendung von Pflanzenschutzmitteln (PSM)

O

o O O

e Bereich Tierwohl:
o Schutz von Kalbern (TSKAE)
o Schutz von Schweinen (TSSW)
o Schutz von landwirtschaftlichen Nutztieren (TSNT)

Werden die Bestimmungen der Konditionalitat nicht eingehalten, so werden bei Betrieben
mit mehr als 10 ha landwirtschaftlicher Flache, die Zahlungen des Antragsjahres, in dem
ein Verstol} festgestellt wurde, nicht in voller Hohe ausbezabhit.

Hinweis:

Festgehalten wird, dass eine Kirzung im Rahmen der Konditionalitdt vorgenommen
wird, wenn der Verstol3 der antragsstellenden Person anzulasten ist und entweder
die landwirtschaftliche Téatigkeit der antragsstellenden Person oder die Flache des
Betriebs betrifft.

Es wird darauf hingewiesen, dass es bei der Teilnahme an der Mallnahme ,Umstellung
und Umstrukturierung von Rebflachen® in der Forderperiode 2019-2023 zu einer Kiirzung
aller Zahlungen eines Betriebes kommt, wenn innerhalb von drei Jahren, gerechnet ab
dem 1. Janner des Jahres, das auf die Zahlung der Mal3Bnahme im Weinsektor folgt, ein
Cross Compliance-Verstol3 festgestellt wird. Samtliche vom Forderwerber der
Umstellungs-/Umstrukturierungspramie bewirtschafteten Flachen missen in diesen drei
Jahren in seinem Mehrfachantrag Flachen angegeben werden. Festgehalten wird, dass in
diesen drei Jahren die Bestimmungen der Cross Compliance einzuhalten sind. Die
genauen Ausfuhrungen zu den Cross Compliance Vorschriften sind im letztgultigen
Merkblatt ,Cross Compliance“ unter www.ama.at/formulare-merkblaetter zu finden.
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2 WISSENSWERTES ZU DEN KONTROLLEN

2.1 DURCHFUHRUNG VON KONTROLLEN

Osterreich ist verpflichtet, mit einem wirksamen Kontrollsystem die rechtmaRige
Verwendung der EU-Fordermittel sicherzustellen.

Die Vor-Ort-Kontrollen werden von der AMA oder den fiur die betreffenden Rechtsmaterien
zustandigen Landesbehorden durchgefihrt.

Folgende Inhalte werden von den Landesbehérden kontrolliert:

e Lebens- und Futtermittelsicherheit
e Hormonanwendungsverbot und Tierarzneimittelanwendung
o Tierschutz (,Tierwohl®)

Alle anderen Kontrollen werden von der AMA vorgenommen.

Pro Jahr sind mindestens 1 % der von den Kontrollen grundsatzlich umfassten Betriebe,
das sind Betriebe mit einer landwirtschaftlichen Flache (inkl. der anteiligen Futterflache
Alm/Weide) von mehr als 10 ha, die flachen- und tierbezogene Forderungen beantragen,
fur eine Vor-Ort-Kontrolle auszuwéhlen. Aufgrund fachspezifischer Vorschriften kann in
einzelnen Bereichen eine hdhere Kontrollquote (z.B. Tierschutz: mind. 2 %) notwendig
sein.

Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen der Konditionalitat werden in der Regel gemeinsam mit
anderen Vor-Ort-Kontrollen durchgefiihrt. Die Aufgabe des Priforgans ist es, Sachverhalte
festzustellen bzw. die Einhaltung der Konditionalitats-Vorschriften zu Gberprtfen. Die
Kontrollfeststellungen werden der antragsstellenden Person mitgeteilt.

Hinweis:
I Die endgultige Bewertung, ob es sich um einen Verstol3 im Rahmen der
Konditionalitat handelt, wird erst anschlielRend durch die jeweilige Fachbehérde
vorgenommen.

Zusatzlich werden aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben Verwaltungskontrollen durchgefthrt.
Die Verwaltungskontrolle ist ein EDV-unterstitzter Datenabgleich in der AMA zur
Uberprufung der Einhaltung der Voraussetzungen fir die Gewahrung der Férderungen
und der Konditionalitéats-Vorschriften.
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2.2 ZUGRIFFS- UND KONTROLLRECHT

Fur die Vor-Ort-Kontrollen miussen die antragsstellenden Personen den fur die Kontrolle
zustandigen Organen das Betreten der Geschéfts- und Betriebsraume sowie der Flachen
wahrend der Geschafts- und Betriebszeit oder nach Vereinbarung ermdglichen. Die
antragsstellenden Personen haben auch das Erstellen von Fotos durch die Priforgane zur
Dokumentation der Kontrollfeststellungen zu dulden.

Bei der Kontrolle muss eine geeignete und informierte Person anwesend sein, Auskunfte
erteilen und die erforderliche Unterstutzung leisten.

Das Kontrollorgan kann in alle Unterlagen, die fur die Kontrolle erforderlich sind, Einsicht
nehmen und die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen oder
Ausdrucke EDV-gefuhrter Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen. Im Fall der
Aushéandigung von Aufzeichnungen und Unterlagen ist dies zu bestatigen.

Kann die Kontrolle aus Griinden, die im Einflussbereich der antragsstellenden Person
gelegen sind, nicht durchgefuhrt werden, werden keine Férdermittel gewahrt.

2.3 UNTERLAGEN UND AUFBEWAHRUNGSFRISTEN

Fur Antrags- und Bewilligungsunterlagen, Bucher, Karten, Bestandsverzeichnisse, im Falle
der Bewdasserung von Flachen, die Aufzeichnungen zur Wasserentnahme und sonstige fur
die Gewahrung der beantragten Zahlungen maf3geblichen Belege gilt eine
Aufbewahrungsfrist von mindestens vier Jahren. Aufgrund vertraglicher Bestimmungen
kann diese Frist auch langer sein. Zuséatzlich sind am Betrieb Unterlagen, die fir die
Identifizierung der Flachen notwendig sind, zur Verfigung zu halten. Sonstige gesetzliche
Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflichten (z.B. sieben Jahre fiir die Aufzeichnungen
laut Nitrat-Aktionsprogramm-Verordnung) mussen beachtet werden.

Im Falle einer Vor-Ort-Kontrolle kénnen folgende Unterlagen erforderlich sein:

Guter landwirtschaftlicher und dkologischer Zustand (GLOZ)

Naturschutzbestatigung/-bewilligung, schriftliches Einvernehmen der Naturschutzbehorde,
Genehmigungsbescheid fur das Abbrennen von Stroh, Bodenprobenergebnisse,
wasserrechtliche Genehmigungen, Hagelversicherungsmeldung, Hochwassernachweis,
Nachweis zur Einhaltung der Entwasserungsleistungs-Obergrenze (z.B. Fotos,
Planungsunterlagen), behdrdliche Anordnung zum Rickschnitt von Hecken oder Baumen
wéhrend der Brut- und Nistzeit, etc.

Wasserbewirtschaftung und Bewasserung (WAB)

Wasserrechtsbescheid
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Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat

Aufzeichnungen (Aufzeichnungspflichten beachten), Dichtheitsatteste bzw. Baubewilligung
bei Gullebehaltern (sowohl bei Neu- als auch bei Umbau), Diingerabgabevertrage (siehe
auch Hinweis) etc.

Hinweis:

Dungerabgabevertrage werden nur in schriftlicher Form anerkannt. Da es bei
mehrjahrigen Dingerabgabevertragen zu Schwankungen der Liefermenge kommen
kann, wird empfohlen, einjahrige Vertrage abzuschlieRen. Insbesondere sind
folgende Angaben fir die Nachvollziehbarkeit notwendig:

o Name, Anschrift und Betriebsnummer der abgebenden und der
abnehmenden Person

. Art des Diingers

. kg N/m3 ab Lager und kg N/m? feldfallend

. Summe kg N ab Lager und kg N feldfallend

. kg P20s/ m3 und Summe kg P20s

. Zeitraum des Duingerabgabevertrags (Wirtschaftsjahr)
. Unterschriften beider Vertragspartner

Ein Muster ist auf der Homepage der Agrarmarkt Austria unter www.ama.at zu finden.

Vogelschutz und Fauna-Flora-Habitat

Naturschutzrechtliche Bewilligungen

Lebensmittelsicherheit (inkl. Biozid)

Ein- und Ausgangsbelege, Dokumentation Uber die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
sowie Bioziden, Ergebnisse einschlagiger Untersuchungen etc.

Futtermittelsicherheit

Belege uber Ein- und Ausgange (Lieferscheine, Rechnungen etc.) von Handels- oder
wirtschaftseigenen Futtermitteln, Meldung der Verfutterung von verarbeiteten tierischen
Proteinen (Fischmehl, tierisches Protein von Geflugel fur Schweinefutter, tierisches Protein
von Schweinen fur Geflugelfutter) an zustandige Verwaltungsbezirksbehorde
(Amtstierarzt)

Pflanzenschutzmittel

Aufzeichnungen Uber die angewendeten Pflanzenschutzmittel (Aufzeichnungspflichten
beachten!), Ausbildungsbescheinigung betreffend die Sachkunde, Ankaufsrechnungen,
Lieferscheine, Nachweis zur Uberpriifung der Pflanzenschutzmittelgeréte, etc.
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Tierschutz

Aufzeichnungen aller medizinischen Behandlungen, Aufzeichnungen tUber die Anzahl toter
Tiere, gegebenenfalls tierarztliche Anordnungen fiir Ausnahmen von der Gruppenhaltung
fur Kalber, Aufzeichnungen hinsichtlich Beschaftigungsmaterial und Schwanzbeifl3en bei
Haltung von kupierten Mastschweinen, Medikamentenaufzeichnungen fir Schweine, etc.

Hormonanwendungsverbot und Tierarzneimittelanwendung

Betriebsregister, Arzneimittelabgabebelege etc.

3 FOLGEN BEI NICHTEINHALTUNG DER BESTIMMUNGEN

Die Bewertung eines Verstol3es wird von den jeweiligen Fachbehérden nach folgenden
Kriterien vorgenommen:
e Ausmall: Ist der Verstol3 auf den Betrieb selbst begrenzt oder hat er
weitergehende Auswirkungen?
e Schwere: Welche Bedeutung haben die Auswirkungen des Verstol3es?
o Dauer: Dauern die Auswirkungen des VerstoR3es an oder besteht die Mdglichkeit,
die Auswirkungen mit angemessenen Mitteln abzustellen?
« Wiederholtes Auftreten
e \Vorsatz

Die Bewertung nach den angefuhrten Kriterien bildet die Grundlage fur die Berechnung
von Kirzungen. Versté3e mit erheblichen oder schwerwiegenden Folgen (gravierende
VerstolRe) sowie wiederholte oder vorsatzliche VerstoRe haben eine Erhéhung der
Klrzung zur Folge.

Bei der Ermittlung des anzuwendenden Kirzungsprozentsatzes bzw. des
Klrzungsbetrages einerseits und dem tatsachlichen Abzug des errechneten
Klrzungsbetrages andererseits, ist zwischen dem

o Feststellungsjahr: Jahr, in dem der Verstol3 festgestellt wurde und dem
e Verstol3jahr: Jahr in dem der Verstol3 begangen wurde,

zu unterscheiden (vgl. Art. 85 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2021/2116).

Werden VerstoR3e festgestellt, die im Feststellungsjahr begangen wurden, entspricht das
Feststellungsjahr dem Versto3jahr. Wenn Verst63e jedoch nicht im Feststellungsjahr,
sondern innerhalb der zwei vorausgehenden Jahre begangen wurden, ist Folgendes zu
beachten:

Der Kirzungsprozentsatz wird bezogen auf die Zahlungen des VerstoR3jahres berechnet.
Bei der Ermittlung der Hohe des anzuwendenden Klrzungsprozentsatzes werden alle
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Verstol3e, die in diesem Verstol3jahr begangen wurden, berticksichtigt. Dies unabhangig
davon, in welchem Jahr die jeweiligen Verstol3e festgestellt werden.

Die Hohe des konkreten Kirzungsbetrages wird in Folge unter Zugrundelegung der
Zahlungen des Verstol3jahres berechnet.

Der Abzug des errechneten Kiirzungsbetrages erfolgt auf Basis der Zahlungen des
Feststellungsjahres.

Ein etwaiger Verstol3 wird grundséatzlich jener antragsstellenden Person zugerechnet, die
ihn begangen hat.

Ausnahme:

Bei Ubertragung von Flachen, zum Beispiel im Zuge eines
Bewirtschafter:innenwechsels, innerhalb eines Kalenderjahrs wird der Verstol3 (z.B.
GLOZ, Nitrat) der antragsstellenden Person des Mehrfachantrags Flachen
(Sammelantrag) zugerechnet.

Die Hohe des Gesamtkiirzungsprozentsatzes bezogen auf die betroffenen VerstoR3jahre,
die jeweilige Anforderung bzw. den jeweiligen Standard wird im Konditionalitats-Anhang zu
den jeweiligen Bescheiden/Mitteilungen im Feststellungsjahr angefuhrt. Aus diesem ist
auch ersichtlich, ob es sich um einen gravierenden, einen wiederholten oder einen
vorsatzlichen Verstol3 handelt.

Beispiel:

Eine Person stellt einen Antrag auf Direktzahlungen, die Ausgleichszulage sowie
einzelne OPUL-MaRnahmen im Rahmen des Mehrfachantrags Flachen. Bei einer
Vor-Ort-Kontrolle im Herbst stellt das Priforgan Mangel bei der
Pflanzenschutzmittelanwendung fest. Dieser Verstol3 gegen die Konditionalitats-
Vorschriften fihrt nun zu einer prozentuellen Kirzung der Direktzahlungen, der
Ausgleichszulage sowie der beantragten OPUL-MaRnahmen.

3.1 HOHE DER KURZUNG

In der Regel betragt der Klirzungsprozentsatz 3%. Bei leichteren Versto3en kann dieser
Prozentsatz im Zuge der Bewertung auf 1 % reduziert werden. Sind im selben
Kalenderjahr (Verstol3jahr) mehrere Versto3e aufgetreten, werden die
Klrzungsprozentséatze addiert. Der Kirzungsprozentsatz betragt jedoch maximal 5 %
(Deckelung).
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Hat der Verstol3 schwerwiegende Folgen fur die Erreichung des Ziels des betreffenden
Standards oder der betreffenden Anforderung oder bedeutet er eine direkte Gefahrdung
der offentlichen Gesundheit oder der Tiergesundheit, ist aufgrund der Bewertung des
Verstol3es als gravierender Verstol3 der Prozentsatz auf bis zu 10% anzuheben.

Sind im selben Kalenderjahr (Verstol3jahr) mehrere Versté3e aufgetreten, die zu addieren
sind und ist zumindest ein gravierender Verstol3 darunter, betragt der
Kirzungsprozentsatz maximal 10 % (Deckelung).

3.2 WIEDERHOLUNG

Falls innerhalb von drei Kalenderjahren ein weiterer Verstol3 gegen die gleiche
Anforderung bzw. den gleichen Standard festgestellt wird, liegt eine Wiederholung vor. In
diesem Fall betragt die prozentuale Kiirzung in der Regel 10 %. Abhéngig von der
Bewertung des wiederholten Verstol3es nach den festgelegten Kriterien ist bei der 1.
Wiederholung auch ein Kirzungsprozentsatz von 3 %, 15 % und 20 % mdglich.

Tritt derselbe Verstol3 ohne stichhaltige Begrindung seitens der Landwirt:innen nach der
ersten Wiederholung ein weiteres Mal auf, wird der VerstoR3 als vorsatzlich eingeordnet.

Treten im selben Kalenderjahr (Verstof3jahr) mehrere wiederholte, nicht vorsatzliche
VerstoRRe auf, werden die Kirzungsprozentsatze addiert. Der Klirzungsprozentsatz betragt
maximal 20 % (Deckelung).

3.3 VORSATZ

Vorsatzlich handelt nicht nur die Person, die den Versto3 gegen die Konditionalitats-
Bestimmungen bewusst herbeifiihrt, sondern auch jene Person, die die Méglichkeit eines
derartigen Verstol3es billigend in Kauf nimmt. Der Kirzungsprozentsatz bei einem
vorsatzlichen Verstol3 betragt mindestens 15 %. Aufgrund der Bewertung des
Kontrollberichts kann der Prozentsatz aber auf bis zu 100 % erhoht werden.

3.4 ZUSAMMENFUHRUNG DER VERSTORE

Sind im selben Kalenderjahr (Verstof3jahr) mehrere Versté3e, darunter wiederholte und
vorsatzliche Verstol3e, aufgetreten, so werden die sich daraus ergebenden Prozentsatze
der Kiirzungen, gegebenenfalls nach Anwendung der Deckelung, addiert. Die Kiirzung
Ubersteigt jedoch nicht 100 % des Gesamtbetrags.
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3.5 GERINGFUGIGE VERSTORE

Hat ein Verstol3 keine oder unerhebliche Folgen fur die Erreichung des Ziels des
jeweiligen Standards oder der Anforderung, wird keine Sanktion verhangt.

In den Fallen, in denen der Verstol3 nicht umgehend wéhrend der Vor-Ort-Kontrolle
behoben wurde, erhalten die betroffenen Personen eine Information tber allfallig zu
ergreifende Abhilfemalinahmen. Zusatzlich wird bei Versté3en gegen bestimmte
Grundanforderungen eine Teilnahme an der landwirtschaftlichen Betriebsberatung
angeordnet.

3.6 MELDUNG AN DIE BEZIRKSVERWALTUNGSBEHORDE

Unabhangig von einer allfalligen Kiirzung im Rahmen der Konditionalitat werden Verstol3e
zur Uberprifung einer moglichen Verwaltungsiibertretung an die zustandige
Bezirksverwaltungsbehdrde weitergeleitet.

4 ALLGEMEINE KONDITIONALITATSBESTIMMUNGEN

4.1 GUTER LANDWIRTSCHAFTLICHER UND OKOLOGISCHER ZUSTAND (GLOZ)

Nach den Anforderungen der EU sind Standards fiir den guten landwirtschaftlichen und
Okologischen Zustand von Flachen festzulegen, um zum Klimaschutz und zur Anpassung
an den Klimawandel, zur Bewaltigung von Problemen im Bereich Wasser, zum Schutz des
Bodens und der Bodenqualitat sowie zum Schutz der Biodiversitat und Verbesserung ihrer
Qualitat beizutragen.

Die Festlegung der entsprechenden GLOZ-Standards nach den Vorgaben der Verordnung
(EU) 2021/2115 erfolgt mit 8 108 und Anlage 2 der Verordnung mit Regeln zur
Anwendung des GAP-Strategieplans (GSP-AV).

Es handelt sich dabei um folgende GLOZ-Standards:

411 GLOZ 1: ERHALTUNG VON DAUERGRUNLAND (DGL)

Die Verpflichtung, das Dauergriinland-Verhéltnis gegeniber dem Referenzjahr 2018 in
Summe um nicht mehr als 5 % absinken zu lassen, findet auf nationaler Ebene
Anwendung.

Wird Osterreichweit eine Abnahme des Dauergriinland-Verhéltnisses von 4 % gegeniber
dem Referenzjahr 2018 erreicht, darf ein Umbruch nur nach vorausgehender Bewilligung
durch die AMA erfolgen.
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Hat der Anteil an Dauergriinland gegentiber dem Referenzjahr 2018 um mehr als 5 %
abgenommen, so sind die Flachen, auf denen in den vergangenen zwei Jahren
Dauergrinland fur andere Nutzungen umgebrochen wurde, wieder in Dauergrinland
umzuwandeln. Die AMA informiert die Bewirtschafter:innen, die Uber derartige Flachen
verfugen, von der Pflicht zur Wiederherstellung des Dauergrinlands.

4.1.2 GLOZ2: SCHUTZ VON FEUCHTGEBIETEN UND TORFFLACHEN

Als Feuchtgebiete und Torfflachen gelten Flachen, die gemal elektronischer Bodenkarte
bzw. Uberarbeitetem nationalem Feuchtgebietsinventar zum Stichtag 6. Dezember 2021
als

e Moorbbden sowie

« Schwarzerdebdden und Aubdden mit einem Wasserverhaltnis von feucht bis nass

ausgewiesen sind.

Auf Dauergrunland werden Flachen berticksichtigt, die im Referenzjahr 2021 als
Hutweiden, Streuwiesen, Almen, Bergmahder oder ein- und zweimahdige Wiesen
beantragt wurden.

Auf diesen Flachen ist folgendes nicht zulassig:

« Das Abbrennen bzw. der Abbau von Torf

« Erstmalige Neuanlage von Entwasserungen*

e Gelandeverandernde Grabungen oder Anschittungen
« Bodenwendungen tiefer als 30 cm

e Umbruch und Umwandlung von Dauergrinlandflachen

“Im Fall von Instandhaltung bzw. -setzung bereits bestehender Entwésserungen ist
maximal die Einhaltung der urspringlichen Entwasserungsleistung zulassig. Die
Einhaltung dieser Entwasserungsleistungs-Obergrenze ist durch Eigendokumentation
(z.B. Fotos, Planungsunterlagen) am Betrieb fur allfallige Kontrollen nachzuweisen und
aufzubewahren.

Eine Grinlanderneuerung ist nach Ricksprache mit der AMA (referat23@ama.gv.at)
moglich und darf keinesfalls mittels Einsatz eines Pfluges oder Tiefenlockerers erfolgen.

Hinweis:
Die betroffenen Flachen sind im INVEKOS-GIS unter Gebietsabgrenzungen -
Feuchtgebiete und Torfflachen ersichtlich.
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4.1.3 GLOZ 3: VERBOT DES ABBRENNENS VON STOPPELFELDERN

Das Abbrennen von Stroh auf Stoppelfeldern ist verboten, sofern nicht aufgrund
phytosanitarer Grinde eine Ausnahme in Einklang mit den Bestimmungen des
Bundesluftreinhaltegesetzes, BGBI. | Nr. 137/2002, anwendbar ist.

4.1.4 GLOZ 4: SCHAFFUNG VON PUFFERSTREIFEN ENTLANG VON
WASSERLAUFEN

Auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, die direkt an Gewasser angrenzen, gilt
Folgendes:

Bei der Ausbringung von Dinge- und Pflanzenschutzmitteln ist ausgehend von der
Bdschungsoberkante ein Abstand von 3 m zu Gewassern einzuhalten (gilt grundséatzlich
bei allen Gewassern/Wasserlaufen, entlang derer laut der Nitrat-Aktionsprogramm-
Verordnung ein ganzjahrig mit lebenden Pflanzen bewachsener Streifen anzulegen ist).

Als direkt angrenzend an ein Gewasser ist eine landwirtschaftlich genutzte Flache dann
anzusehen, wenn diese nicht weiter als 3 Meter von der Béschungsoberkante entfernt
beginnt. Dies unabhangig davon, ob sich ein Weg, ein Gehdlzstreifen oder auch eine
krautige Vegetation zwischen Boschungsoberkante und der landwirtschaftlich genutzten
Flache befindet.

Zusatzlich ist bei Gewassern, die laut nationalem Gewasserbewirtschaftungsplan eine
Zielverfehlung aufgrund von stofflicher Belastung gemafd EU-Wasserrahmenrichtlinie
aufweisen (ab Stufe 3 ,maRig®), auf einer Breite von

a) mindestens 10 m zu stehenden Gewassern
b) mindestens 5 m zu FlieRgewassern

ein dauerhaft bewachsener Pufferstreifen anzulegen.

Auf diesen Pufferstreifen darf keine Bodenbearbeitung (ausgenommen die Neuanlage der
Pufferstreifen), keine Ausbringung von Dinge- und Pflanzenschutzmitteln und kein
Umbruch von Dauergrinland vorgenommen werden. Eine Griinlanderneuerung bzw. eine
Bodenbearbeitung zur Wiederanlage des Pufferstreifens auf diesen Flachen ist nach
Rucksprache mit der AMA (referat23@ama.gv.at) einmal innerhalb von funf Jahren
moglich.

In Fallen, in denen die landwirtschaftliche Nutzflache mit einem Abstand von bis zu 3 m
zur Boschungsoberkante beginnt, muss die fehlende Pufferstreifen-Breite von 5 oder 10 m
auf der landwirtschaftlichen Nutzflache angelegt werden.
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Eine Beweidung der Pufferstreifen ist grundsatzlich méglich, allerdings haben die
Bewirtschafter:innen Sorge zu tragen, tberméalfige punktuelle Eintrage in die Gewasser zu
vermeiden (z.B. Futterstellen nicht in unmittelbarer Nahe der Gewasser platzieren).

Fur die Antragsjahre 2023 und 2024 besteht die Mdglichkeit, die Pufferstreifen auf
Ackerflachen fur den Mindestprozentsatz fiir Stilllegungsflachen unter GLOZ 8
anzurechnen. Zusatzlich zu den oben angefiihrten Auflagen muss daflir auch noch ein
ganzjahriges Nutzungsverbot beachtet werden. Im Mehrfachantrag sind die
entsprechenden Flachen mit dem Code NPF (nichtproduktive Flache) zu beantragen.

Hinweis:

Flachen, auf denen ein 5 bzw. 10 m breiter Pufferstreifen zu beachten ist, sind im
INVEKOS-GIS unter Gebietsabgrenzungen - Pufferstreifen belasteter Gewasser
ersichtlich.

4.15 GLOZ5: BODENBEARBEITUNG, VERRINGERUNG DES RISIKOS DER
BODENSCHADIGUNG UND -EROSION

1. Unabhangig von der Hangneigung gilt fir alle landwirtschaftlichen Nutzflachen:
Auf gefrorenen Boden, auf allen wassergesattigten oder tlberschwemmten Bdden sowie
auf schneebedeckten Bdden ist eine Bodenbearbeitung mit landwirtschaftlichen
Maschinen auf landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht zuléssig.

2. Zusatzlich gilt auf Ackerflachen mit einer Schlaggré3e von 0,75 ha und mehr, die eine
Uberwiegende Neigung ab 10 % aufweisen, beim Anbau von Hauptkulturen, Folgendes:

a) Die Ackerflache ist durch Querstreifensaat, Anbau einer Untersaat, Quergraben mit
bodenbedeckendem Bewuchs oder sonstige gleichwertige Malinahmen so in
Teilstiicke zu untergliedern, dass eine Abschwemmung des Bodens vermieden
wird, oder

b) am unteren Rand der Ackerflache grenzt ein mindestens 5 m breiter Streifen mit
bodenbedeckendem Bewuchs an, oder

c) der Anbau hat quer zum Hang zu erfolgen oder

d) der Anbau hat mit abschwemmungshemmenden Anbauverfahren (z.B. Schlitz-,
Mulch- oder Direktsaat) zu erfolgen.

3. Auf Dauer- bzw. Spezialkulturflachen mit einer Schlaggrof3e von 0,75 ha und mehr bzw.
auf Weinflachen mit einer Feldstiickgrof3e von 0,75 ha und mehr, die keine Begrinung
der Fahrgassen aufweisen und eine tberwiegende Neigung ab 10 % haben, ist am
unteren Rand ein mindestens 5 m breiter Streifen mit bodenbedeckendem Bewuchs
anzulegen.
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Sollte aufgrund der einzelbetrieblich bedingten obst- oder weinbaulichen
Bewirtschaftung ein Vorgewende vorliegen, welches 5 m unterschreitet, kann die
fehlende Breite des bodenbedeckten Streifens zum Erreichen der 5 m in den
Fahrgassen der Obst-/Weinreihen angelegt werden.

Hinweis:

Ein Schlag weist dann eine tiberwiegende Neigung ab 10% auf, wenn mehr als die
Halfte der Schlagflache in die Hangneigungsstufe 2 - 6 fallen. Die
Hangneigungsstufen sind im INVEKOS-GIS unter Gebietsabgrenzungen -
Hangneigung ersichtlich.

416 GLOZ6: MINDESTBODENBEDECKUNG

1. Ackerflachen, die nicht fur die landwirtschaftliche Produktion verwendet werden,
mussen fur die Dauer der Vegetationsperiode (1.4. bis 30.9.) eine Begrinung
aufweisen. Die Anlage hat bis spatestens 15.5. zu erfolgen oder es erfolgt eine
Selbstbegrinung.

2. Flachen, die dem Obstbau, dem Weinbau oder dem Anbau von Hopfen dienen und auf
denen zur Bodengesundung zwischen Rodung und Wiederanpflanzung eine
Ruheperiode im Ausmald von mindestens einer Vegetationsperiode stattfindet, sind fur
die Dauer der Ruheperiode zu begrinen.

3. Mindestens 80 % der Ackerflache bzw. 50 % der Dauer- bzw. Spezialkulturflachen des
Betriebes missen zwischen 01.11. und 15.02. jedenfalls eine Mindestbodenbedeckung
aufweisen. Ausgenommen sind Ackerflachen, die flr bestimmtes Feldgemuse (siehe
untenstehende Tabelle) verwendet werden.

Auf Ackerflachen ist die Mindestbodenbedeckung erftllt durch:

e Anlage einer Kultur (Winterung oder Zwischenfrucht) oder

o Belassen von Ernteriickstdnden oder

e Mulchende, nicht wendende Bodenbearbeitung (z.B. mittels Grubber oder
Scheibenegge)

Erfolgt die Ernte auf diesen Flachen erst nach Beginn dieses Zeitraumes, ist eine
wendende Bodenbearbeitung zur Anlage einer Winterung zulassig. Das bedeutet, dass
Flachen, auf denen die Ernte erst nach dem 1. November erfolgt, nur dann einer
wendenden Bodenbearbeitung unterzogen und gleichzeitig fur die
Mindestbodenbedeckung herangezogen werden kénnen, wenn im Anschluss eine
Winterkultur angebaut wird.
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Auf Dauer- bzw. Spezialkulturflachen ist die Mindestbodenbedeckung erfullt durch:

e Begriinung der Fahrgassen (aktiv angelegt oder selbst begrtint) oder
e Mulchende, nicht wendende Bodenbearbeitung oder
e Ausbringen von Hackselriickstdnden bzw. Belassen von Mulch

Vom Flachen-Mindestausmald ausgenommen sind
« Flachen mit Erdapfel, Olkiirbis, Zuckerriiben, Heil- und Gewiirzpflanzen,
Sommermohn, Ollein und Saatgutvermehrung fur Graser und Mais sowie
o Flachen auf schweren Béden bei schweine- und gefliigelhaltenden Betrieben mit
mindestens 0,3 GVE/ha Ackerflache und bis zu 40 ha Ackerflache sowie mit einem
Anteil von mehr als 30% Mais,

wobei eine Mindestbodenbedeckung auf 55 % der Ackerflachen jedes Betriebs
einzuhalten ist

Hinweis:
Flachen auf schweren Boden sind im INVEKOS-GIS unter Gebietsabgrenzungen -
Schwere Boden ersichtlich.

Kulturen Ausnahme Feldgemise

o Artischocke Knollenfenchel Radieschen

o Brokkoli Kochsalat Rettich

o Buschbohne Kohl Rhabarber

o Cardy Kohlrabi Romisch

o Chicorée Kopfsala Salate

o Chinakonhl Kraut Rote Ribe

o Eichblattsalat Kren Rucola

o Eissalat Speisekirbis Schwarzwurzel
o Endiviensalat Lollo Sellerie

o Grunerbsen Mangold Spargel

o Griunkohl Melanzani Speiserlibe

o Griunsoja Melone Spinat

o Gurke Pak Choi Sprossenkohl
o Haferwurzel Paprika, Stangenbohne
o Kaferbohne Paradeiser/Tomaten Vogerlsalat

o Karfiol Pastinak Zucchini

o Karotte Pepino Zuckerhut

o Kerbel Porree Zuckermais

o Knoblauch Radicchio Zwiebel
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Kulturen Ausnahme Heil- und Gewtirzpflanzen:

o Acker-Stiefmutterchen o Gewdrzfenchen o Nachtkerze

o Anis o Kamille o Neslia (Finkensame)
o Baldrian o Kerbel o Petersilie

o Basilikum o Koriander o Ringelblume

o Bockshornklee o Kornblume o Saflor

o Borretsch o Kreuzkimmel o Schwarzkiimmel

o Brennnessel o Kimmel o Steinklee

o Dille o Leindotter o Studentenblume

o Drachenkopf o Malve o Zuckerwurzel

o Flohsamen o Mariendistel

Berechnungsbeispiele:

Grundsatz:
. Die Ausnahme Feldgemise wird von der Gesamtackerflache (100 %) abgezogen
. Die weiteren Ausnahmen werden 1:1 von den berechneten 80 % (- Feldgemiise)

der Ackerflache abgezogen

Beispiele:

a) 100 ha Acker, keine schweren Boden und 60 ha Ausnahmekulturen (Erdapfel,
Rube und Olkurbis):
- 55 ha missen jedenfalls tber Mindestbedeckung verfigen (100x0,8-60= 20; aber
mindestens 55 ha)

b) 100 ha Acker, keine schweren Béden und 14 ha Ausnahmekulturen (Erdéapfel,
Ribe und Olkirbis):
- 66 ha missen jedenfalls Gber Mindestbedeckung verfligen (100x0,8-14= 66 ha)

c) 100 ha Acker, keine schweren Boden und 40 ha Feldgemiise und 20 ha Olkirbis:
- 33 ha missen jedenfalls tber Mindestbedeckung verfigen (100-40 = 60; 60x0,8=
48; 48-20=28; aber mindestens 55 % von 60 ha=33 ha)

d) 100 ha Acker, keine schweren Bdden und 55 ha Feldgemduse:
- 36 ha missen jedenfalls tber Mindestbedeckung verfigen (100-55=45;
45x0,8=36 ha)

e) 40 ha Acker, 10 ha Erdapfel und 15 ha Mais und 20 ha schwere Boden*, Erdapfel
im Umfang von 2 ha auf schweren Bdden:
- 22 ha mussen jedenfalls Gber Mindestbedeckung verfigen (40*0,8-10-18=4: aber
mindestens 55 % von 40 ha = 22 ha)

f) 40 ha Acker, 1 ha Olkiirbis und 15 ha Mais und 1 ha schwere Boden*:
- 30 ha mussen jedenfalls Uber Mindestbedeckung verfiigen (40x0,8-2=30 ha)
* unter der Annahme, dass bei Fall e.) und f.) die Betriebe alle Kriterien zur
Inanspruchnahme der Ausnahme flr schwere Boden erfullen.
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4.1.7 GLOZ 7: ANBAUDIVERSIFIZIERUNG UND FRUCHTWECHSEL

Betragt die Ackerflache eines Betriebes mehr als 10 Hektar, so miussen folgende Auflagen
eingehalten werden:

Die Hauptkultur darf maximal 75 % der gesamten Ackerflache des Betriebes einnehmen.
Bei einer Doppelnutzung ist immer die Erstkultur fir die Anbaudiversifizierung von
Relevanz.

Im Rahmen des Fruchtwechsels hat
« auf einem Ackerflachenanteil von mindestens 30 % ein jahrlicher Wechsel der
Hauptkultur* sowie
« auf allen Ackerflachen spatestens nach drei Jahren ein Wechsel der Hauptkultur*

zu erfolgen.

Ab dem Antragsjahr 2025 kdnnen Betriebe fir die Erfullung dieses Standards zwischen

Anbaudiversifizierung und Fruchtwechsel wéahlen, wobei bei der Anbaudiversifizierung
dann folgende Mindestanforderungen einzuhalten sind:

e Betriebe, die tiber 10 und maximal 30 ha Ackerflache verfiigen, haben mindestens
2 verschiedene Kulturen auf der Ackerflache anzubauen, wobei die Hauptkultur
nicht mehr als 75% der gesamten Ackerflache des Betriebs einnehmen darf.

e Betriebe, die tiber 30 ha Ackerflache verfiigen, haben mindestens 3 verschiedene
Kulturen auf der Ackerflache anzubauen, wobei die Hauptkultur nicht mehr als 75%
und die beiden grofiten Kulturen zusammen nicht mehr als 95% der gesamten
Ackerflache des Betriebs einnehmen durfen.

Folgende Kulturen sind von den Bestimmungen des Fruchtwechsels ausgenommen:
Bracheflachen, Ackerflachen, die fur die Erzeugung von Gras oder anderen
Grunfutterpflanzen (=Ackerfutterkulturen) genutzt werden, Saatmais, mehrjahrige Kulturen,
mehrjahrige Leguminosen sowie Flachen mit Grasersaatgutvermehrung.

Bei der Berechnung des Mindestausmalf3es von 30 % werden jene Kulturen, die
ausgenommen werden, nicht mitbertcksichtigt.
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Von diesem Standard (Anbaudiversifizierung und Fruchtwechsel) ausgenommen sind:

« Betriebe, bei denen mehr als 75 % des Ackerlandes flir die Erzeugung von Gras
oder anderen Grunfutterpflanzen (=Ackerfutterkulturen) genutzt wird,
brachliegendes Land ist (Griinbrache), dem Anbau von Leguminosen oder einer
Kombination dieser Nutzungen dient

o Betriebe mit einem DGL-Anteil an der gesamten ldw. Nutzflache von mehr als 75 %

o Biobetriebe

Hinweis:

Biobetriebe, die nicht an der OPUL MaRRnahme Bio teilnehmen, miissen im
Mehrfachantrag unter Konditionalitéat das Kennzeichen ,Biobetrieb gemaf
Verordnung (EU) 2018/848" setzen.

Definition ,,Kultur:
« Eine Kultur ist eine Pflanze, die einer botanischen Art angehort

e Winterung und Sommerung gelten als eine Kultur

‘Der Bezug auf die Hauptkultur dient im Rahmen des Fruchtwechsels der Klarstellung,
dass der Fruchtwechsel nicht durch den Anbau einer Zwischenfrucht erftllt werden kann.

4.1.8 GLOZ 8: NICHTPRODUKTIVE FLACHEN UND BEREICHE / ERHALT VON
LANDSCHAFTSELEMENTEN / VERBOT DES SCHNITTS VON HECKEN UND
BAUMEN

Betragt die Ackerflache eines Betriebes mehr als 10 Hektar, so missen fir das
Antragsjahr 2023 und 2024 mind. 4% der angemeldeten Ackerflache des Betriebes als
Stilllegungsflachen ausgewiesen werden.

Hinweis:
Ab dem Antragsjahr 2025 ist diese Bedingung fur die Konditionalitéat nicht mehr
relevant!

Als Stilllegungsflachen gelten:

— Brachliegende Ackerflachen
Folgende Auflagen gelten:

e ganzjahriges Nutzungsverbot
e Mindestbewirtschaftungsauflage zumindest jedes zweite Jahr, wobei auf 50 % der
Flachen Pflegemal3nahmen frihestens am 1.8. mdglich sind
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e Umbruch frihestens nach dem 31.07 zulassig, wenn dies zum Anbau einer
Winterung oder Zwischenfrucht notwendig ist

e Genereller Umbruch erst ab 15.09. zulassig

e Dunge- und Pflanzenschutzmittel-Verbot ganzjahrig bzw. vom 1.1. bis Umbruch
(frihestens ab 31.07.), wobei die Beseitigung nur mit mechanischen Methoden
erfolgen darf

e Anlage bis spatestens 15. Mai (Selbstbegriinung zulassig)

— Im Rahmen der Konditionalitat geschttzte Landschaftselemente auf
Ackerflachen oder in einem Ausmald von mindestens 25% des Umfangs direkt an
Ackerflachen angrenzend
o Hecke/Ufergehotlz
« Graben/Uferrandstreifen
e Rain/Béschung/Trockensteinmauer
o Feldgehdlz/Baum-/Gebuschgruppe
o Steinriegel/Steinhage
e Teich/Tumpel
« Naturdenkmal

— Pufferstreifen auf Ackerflachen nach GLOZ 4, sofern diese nicht genutzt werden
Dauerhaft bewachsener Pufferstreifen auf einer Breite von

« mind. 10 m zu stehendem Gewasser
e« mind. 5 m zu FlieRgewassern
(siehe GLOZ 4)

Hinweis:

Damit Flachen als nichtproduktive Flachen beriicksichtigt werden, missen
Grunbrachen und GLOZ-LSE mit dem Code NPF (betrifft auch LSE) oder
Grunbrachen mit dem Code DIV (wenn nicht zusatzlich mit NAT, EBW, AG oder
BAW codiert) beantragt werden.

Von der Stilllegungsverpflichtung ausgenommen sind:

o Betriebe, bei denen mehr als 75 % des Ackerlandes flir die Erzeugung von Gras
oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt wird, brachliegendes Land ist, dem Anbau
von Leguminosen oder einer Kombination dieser Nutzungen dient

« Betriebe mit einem DGL-Anteil an der gesamten Idw. Nutzflache von mehr als 75 %
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Hinweis:

Aufgrund einer Ausnahmeregelung konnen fir das Antragsjahr 2024 zur Erreichung
der 4% nicht produktiven Flachen neben den oben genannten Stilllegungsflachen
zusatzlich auch mit Leguminosen oder Zwischenfriichten bestellte Flachen
beriicksichtigt werden.

Fur diese Leguminosen und den Zwischenfruchtvarianten NPF gilt ein
Pflanzenschutzmittelverbot vom Anbau bis zur letzten Ernte bzw. bis zum Umbruch.

Als Leguminosen, die zur Erreichung der 4% nicht produktiven Flachen
beriicksichtigt werden, gelten folgende Kulturen, sofern sie mit dem Code NPF
codiert werden:

Ackerbohnen-Erbsengemenge, Ackerbohnen-Getreide Gemenge,
Ackerbohnen/Feldgemuse, Bitterlupinen, Erbsen-Getreide Gemenge, Erbsen-
Getreide Gemenge/Buchweizen, Erbsen-Getreide Gemenge/Feldgemuse,
Esparsette, Kichererbsen, Klee, Kleegras, Kérnererbsen/Feldgemuse, Luzerne,
Peluschken, Platterbsen, Sojabohnen, Sommerackerbohnen, Sommerkérnererbsen,
Sommerlinsen, Sommerwicken, Sul3lupinen, Wicken-Getreide Gemenge,
Winterackerbohnen, Winterkérnererbsen, Winterlinsen, Winterwicken.

Als Zwischenfriichte, die zur Erreichung der 4% nicht produktiven Flachen
beriicksichtigt werden, gelten Zwischenfrichte, die unter Einhaltung der fur die
Zwischenfruchtvarianten 1 bis 6 der Sonderrichtlinie OPUL 2023 festgelegten
Bedingungen angebaut werden:

Diese Varianten stehen fiir 2024 zusétzlich zu den OPUL — Zwischenfruchtvarianten
zur Verfugung und sind mit dem Attribut ,NPF* gekennzeichnet. Das heilt, dass fur
das Antragsjahr 2024 z.B.: eine Variante 1 OPUL und eine Variante 1 NPF zur
Auswahl stehen. Zur Erreichung der 4 % nicht produktiven Flache werden nur die
Varianten 1 bis 6 NPF angerechnet. (Jene mit OPUL werden nicht fiir die 4 % nicht
produktiven Flachen, sondern nur fiir die Zwischenfriichte fiir OPUL angerechnet.)

Die Auflagen (wie Anlagezeitpunkte, Mischungspartner, Betriebsmittelverbote,
Umbruchsfristen, Vor- und Nachfolgekulturbestimmungen) je Variante zur Erfullung
der GLOZ 8-Bedingungen sind ident mit jenen der entsprechenden OPUL-Variante
und im Merkblatt OPUL 2023 ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau’
angefihrt.

Die Zwischenfruchtvarianten 1 bis 6 NPF kdnnen auch von Betrieben beantragt
werden, die nicht an der OPUL-MaRnahme teilnehmen.

Die Beantragung von Leguminosen mit dem Code NPF und anschlie3end eine
Zwischenfruchtvariante NPF auf der selben Flache ist nicht mdglich.
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Landschaftselemente dirfen nicht ohne vorheriges schriftliches Einvernehmen mit der fur
Naturschutz zustandigen Stelle des Landes beseitigt werden. Folgende
Landschaftselemente, die sich auf Referenzflachen befinden, an eine solche unmittelbar
angrenzen oder in einem Abstand von héchstens 5 m zu einer landwirtschaftlichen Flache
liegen (ausgenommen auf Alm-oder Hutweideflachen), sind relevant:

o Hecke/Ufergehotlz

« Graben/Uferrandstreifen

e Rain/Béschung/Trockensteinmauer
o Feldgehdlz/Baum-/Gebischgruppe
« Steinriegel/Steinhage

e Teich/Tumpel

« Naturdenkmal

Fiur nahere Informationen zu den Digitalisierungskriterien der jeweiligen LSE-Typen
(ausgenommen Naturdenkmal) siehe Merkblatt Mehrfachantrag 2025.

Naturdenkmaler sind hervorragende Einzelschdpfungen der Natur, die im Rahmen
naturschutzrechtlicher Verordnungen und Bescheide besonders geschiitzt sind.

Hinweis:

Die digitalisierten Landschaftselemente sind im INVEKOS-GIS unter Referenzflachen
— LSE Flachig ersichtlich.

Die Naturdenkmale sind im INVEKOS-GIS unter Naturschutz — Natura 2000 -
Naturdenkmaler ersichtlich.

Wahrend der Brut- und Nistzeit dirfen Hecken und Baume — ausgenommen Pflegeschnitt
bei Obstbaumen - nicht geschnitten werden. Als Brut- und Nistzeit gilt der Zeitraum von
20. Februar bis 31. August.

Hinweis:

Vom Schnittverbot sind nicht nur die GLOZ Landschaftselemente, sondern
grundsatzlich alle Hecken und Baume, die sich in der Verfigungsgewalt der
Bewirtschafter:innen befinden, betroffen.

Daruber hinaus kann es betreffend FFH und Vogelschutz in den landesrechtlichen
Vorgaben der Bundeslander weiterreichende Regelungen hinsichtlich des
Schnittverbotes geben.
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Pflegeschnitte bei Obstbaumen sind vom Schnittverbot nicht umfasst. Liegt ein Schnitt im
offentlichen Interesse und wurde aufgrund dessen der Schnitt von der zustandigen
Behorde zuvor genehmigt oder nimmt eine Behorde (z.B. eine Gemeinde) im offentlichen
Interesse (z.B aufgrund von sicherheitstechnischen Bedenken) einen Rickschnitt vor, ist
dies ebenso nicht vom Schnittverbot umfasst.

419 GLOZ9: VERBOT DER UMWANDLUNG ODER DES UMPFLUGENS VON
UMWELTSENSIBLEM DAUERGRUNLAND IN NATURA-2000-GEBIETEN

Auf umweltsensiblen Dauergrinland-Flachen in Natura-2000-Gebieten gilt ein
Umwandlungs- und Umbruchsverbot.

Als umweltsensibles Dauergrtinland in Natura-2000-Gebieten anzusehen sind

a) Almen
b) folgende Lebensraumtypen gemald Anhang | der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie
92/43/EWG:

e 1530: pannonische Steppen und Salzwiesen

e 2340: pannonische Binnendinen

e 5130: Formationen von Juniperus communis auf Kalkheiden und —rasen

e 6130: Schwermetallrasen

e 6170: alpine und subalpine Kalkrasen

e 6210: Verbuschungsstadien — Festuco-Brometalia

e 6230: artenreiche montane Borstgrasrasen auf Silikatbdéden

e 6240: subpannonische Steppen-Trockenrasen

e 6250: subpannonische Steppen-Trockenrasen auf LAss

e 6260: pannonische Steppen auf Sand

o 6410: Pfeifengraswiesen

e 6430: feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpinen Stufe

e 6440: Brenndolden-Auenwiesen

e 6510: magere Flachland-Mahwiesen

e 6520: Berg-Mahwiesen

e 7230: kalkreiche Niedermoore

e 9110: Hainsimsen-Buchwald (Luzulo-Fagetum)

e 9130: Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum) inklusive Waldgersten-
Buchenwald

e 9160: Subatlantischer oder mitteleuropaischer Stieleichenwald oder Sternmieren-
Eichen-Hainbuchenwald (Carpinion betuli)

e 9170: Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald (Galio carpinetum)

e 9180: Schlucht- und Hangmischwalder (Tilio acericon)

e 91EO0: Auen-Walder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-Padion, Alnion
incanae, Salicion albae)
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e 91FO0: Hartholzauenwalder mit Quercus robur, Ulmus laevis, Ulmus minor, Fraxinus
excelsior oder Fraxinus angustifolia (UImenion minoris)

e 91GO0: Pannonische Walder mit Quercus petraea und Carpinius betulus

e 91MO0: Pannonisch-balkanische Zerreichen- und Traubeneichenwélder

Eine Grinlanderneuerung ist nach Ricksprache mit der AMA (referat23@ama.gv.at)
maoglich und darf keinesfalls mittels Einsatz eines Pfluges oder Tiefenlockerers erfolgen.

Hinweis:

Nur beantragte Almflachen in Natura 2000 Gebieten (unter INVEKOS-GIS
Naturschutz — Natura 2000 — Fauna Flora Habitat oder Vogelschutz) gelten als
umweltsensibles Dauergrinland.

Die relevanten Lebensraumtypen sind im INVEKOS-GIS unter Naturschutz —
besondere Lebensraumtypen ersichtlich. Nur wenn diese Flachen in Natura 2000
Gebieten liegen (unter INVEKOS-GIS Naturschutz — Natura 2000 — Fauna Flora
Habitat oder Vogelschutz), gelten diese als umweltsensibles Dauergriinland.

4.1.10 GLOZ 10: KONTROLLE DIFFUSER QUELLEN AUF PHOSPHATE

Bei der P-DlUngung sind die Richtlinien fur die sachgerechte Dingung, die auf der
Internetseite des BML verdffentlicht sind, einzuhalten.

Erfolgt kein P-Mineraldiingereinsatz, wird bei Einhaltung der Vorgaben gemaf3 Nitrat-
Aktionsprogramm-Verordnung fir die N-Dingung aus Wirtschaftsdiinger davon
ausgegangen, dass die Empfehlungen beziiglich P-Dingung eingehalten werden.

Erfolgen zu Wirtschaftsdiingern zusatzliche P-Mineraldiingergaben tber 100 kg P20s/ha,
ist der P-Bedarf mittels Beleg durch eine Bodenuntersuchung nachzuweisen und die
Anwendung zu dokumentieren. Die Bodenprobe darf nicht élter als 5 Jahre sein.

Die Grenze von 100 kg P20Os/ha ist einzelflachenbezogen zu sehen. Deshalb ist eine
Begrundung und ein Bedarfsnachweis mittels einer Bodenuntersuchung (maximal 5 Jahre
alt) fur die jeweilige Flache (Feldsttick) erforderlich. Bei einer Schaukeldiingung darf das
jahrliche Phosphor-Saldo trotzdem nicht Uberschritten werden. Bei Ackerkulturen werden
die ausgebrachten Diingemengen von der Ernte der vorherigen Hauptkultur bis zur Ernte
der aktuellen Hauptkultur fir die Dingeberechnung bertcksichtigt. Bei Ackerfutter- und
Grunlandflachen werden die ausgebrachten Mengen des Kalenderjahres (1. Janner bis
31. Dezember) herangezogen.
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4.2 WASSERBEWIRTSCHAFTUNG UND BEWASSERUNG

Bestimmte Wassernutzungen sind nur bei Vorliegen einer entsprechenden Bewilligung
zulassig.

Bewilligungsfrei ist die

e Benutzung von 6ffentlichen Gewassern im Rahmen des Gemeingebrauchs,

e Benutzung privater Tagwasser, soweit dadurch nicht fremde Rechte oder Gefélle,
Lauf und Beschaffenheit oder Hohe des Wasserstands beriihrt werden und soweit
keine Gefahrdung der Ufer, Uberschwemmung oder Versumpfung fremder
Grundstucke erfolgen kann,

e Benutzung des Grundwassers mit handbetriebenen Pump- oder Schopfwerken zur
Deckung des Haus- und Wirtschaftsgebrauchs, wenn die Nutzung in
angemessenem Verhaltnis zu den eigenen Flachen steht.

Dariiber hinaus gehende Wassernutzungen sind wasserrechtlich bewilligungspflichtig.

Fur Anlagen zur Bodenbewasserung mit einer jahrlichen Bewasserungsflache von
mindestens 2.500 ha ist eine Genehmigung nach dem UVP-Gesetz 2000 erforderlich. Dies
gilt in ausgewiesenen Sanierungsgebieten auch bei einer jahrlichen Bewasserungsflache
von mindestens 1.000 ha, wenn (nach einer Einzelfallpriifung festgestellt wird, dass)
dadurch die Sanierung beeintréachtigt wird.

Hinweis:

Betriebe die eine landwirtschaftliche Bewasserung durchfihren, missen das
Kennzeichen Bewasserung im Mehrfachantrag unter Konditionalitat setzen. Das
Vorhandensein einer behordlichen Bewilligung ist hier ebenfalls entsprechend
anzugeben.
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4.3 SCHUTZ DER GEWASSER VOR VERUNREINIGUNG DURCH NITRAT

4.3.1 NITRAT-AKTIONSPROGRAMM-VERORDNUNG

Die EU-Nitratrichtlinie 91/676/EWG wird in Osterreich tiber das Aktionsprogramm Nitrat
umgesetzt. Ab dem 11. Juli 2024 gilt eine aktualisierte Fassung der Nitrat-
Aktionsprogramm-Verordnung (NAPV). Die ab diesem Zeitpunkt einzuhaltenden Vorgaben
werden im Folgenden dargestellt.

Ziel der NAPV ist der Schutz der Gewasser vor Nitrateintrdgen aus landwirtschaftlichen
Quellen. Die zentralen Vorgaben des Programms, die bundesweit fur alle Betriebe gelten,
sind insbesondere:

« eine zeitliche und mengenmafRige Beschrankung der Ausbringung von
stickstoffhaltigen Dingemitteln;

« Bestimmungen zur erforderlichen Lagerkapazitat von Wirtschaftsdiinger sowie zur
Zwischenlagerung von Stallmist in Form von Feldmieten;

« besondere Regelungen fur die Ausbringung stickstoffhaltiger Diingemittel,
insbesondere entlang von Gewéassern sowie in Hanglagen;

e das Fuhren von gesamtbetrieblichen Aufzeichnungen;

e sonstige Vorgaben zur Dingerausbringung

e das Vorhandensein bzw. die Anlage von dauerhaft bewachsenen Pufferstreifen auf
landwirtschaftlichen Nutzflachen innerhalb eines Abstandes von 3m zu
Oberflachengewéssern

Zusatzlich zu den oben genannten Vorgaben werden mit der aktuellen NAPV Gebiete
ausgewiesen (siehe Gebietskulisse gemal Anlage 5 der NAPV), in denen strengere
Anforderungen hinsichtlich der Dingeobergrenzen gemaf Anlage 3, der Lagerkapazitat
fur flissigen Wirtschaftsdiinger sowie hinsichtlich der Aufzeichnungsverpflichtungen fur
Betriebe gelten, deren Hauptbetriebssitz in diesen Gebieten liegt.

Im Folgenden werden die wichtigsten Bestimmungen der NAPV, deren Einhaltung auch im
Rahmen der Konditionalitat gepruft wird, dargelegt.

Hinweis:

Eine aktuelle Fassung der NAPV (inklusive der Anlagen 1 bis 5) ist unter
www.bml.gv.at unter dem Bereich Themen/Wasser/ Wasser in Osterreich/Nationales
Wasserrecht/Gewasserschutz abrufbar bzw. bei der 6rtlich zustandigen
Bezirksbauernkammer oder dem Bezirksreferat einsehbar.
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4.3.2 MENGENMASSIGE BESCHRANKUNG DER
STICKSTOFFDUNGERAUSBRINGUNG

Dungemittel sind zeitlich und mengenmaRig bedarfsgerecht auszubringen. Entsprechende
Empfehlungen fir die zeitliche und mengenmaéalRige Diingebemessung sind in den
Richtlinien fir sachgerechte Dingung des BML zusammengefasst.

Das Ausbringen von stickstoffhaltigen Dingemitteln auf landwirtschaftlich genutzten
Flachen ist grundsatzlich mengenmalig begrenzt.

Folgende Beschrankungen sind einzuhalten:

« Die Dungung hat bedarfsgerecht zu erfolgen, d.h. es sind verbindliche Obergrenzen
fur die jahreswirksame Stickstoffausbringungsmenge gemal der Anlage 3 der
NAPV in Abhangigkeit der Kulturart und der zu erwartenden Ertragslage
einzuhalten.

o Die zulassige Stickstoffhochstmenge, die aus Wirtschaftsdiinger nach Abzug der
Stall- und Lagerverluste ausgebracht werden darf, darf 170 kg je Hektar und Jahr
im Durchschnitt der landwirtschaftlich genutzten Flache des Betriebes nicht
Uberschreiten. Die Stickstoffanfallswerte fiir einzelne Tierkategorien sind der Anlage
4 der NAPV zu entnehmen.

« FuUr die Dungebemessung auf Ackerflachen ist vom Gesamtstickstoffbedarf der
Kultur die Stickstoffnachlieferung aus der Vorfrucht bzw. aus Erntertickstanden
gemal Anlage 3, Abschnitt 11l sowie zusatzlich bei Bewasserungen die mit dem
Bewasserungswasser zugeflihrte Stickstoffmenge geman Anlage 3, Abschnitt IV
abzuziehen.

o FUr Ackerflachen in Gebieten gemalf Anlage 5 sind reduzierte Dingeobergrenzen
gemal Tabelle 2 der Anlage 3 einzuhalten

Hinweis:

Fur die Dungebemessung von Gemusekulturen wurden die Mengenbegrenzen fir
die flachenstarksten Kulturen auf Basis der Uberarbeiteten SGD Gemduse in Tabelle 3
der Anlage 3 neu festgesetzt. Vom Gesamtstickstoffbedarf der jeweiligen
Gemusekultur ist der im Boden vorhandene mineralische Stickstoff Nmin (dieser ist
entweder mittels einer reprasentativen Bodenprobe zu bestimmen oder gemal den
Vorgaben der Anlage 3, Abschnitt Il zu berechnen) sowie die Uber das
Bewasserungswasser zugefluhrte Stickstoffmenge abzuziehen.

Neben den oben genannten Vorgaben ist ferner zu beachten, dass die Ausbringung
stickstoffhaltiger Diingemittel einer wasserrechtlichen Bewilligung bedarf (keine
Konditionalitdts-Relevanz), wenn die in der untenstehenden Tabelle zusammengefassten
Stickstoffausbringungsmengen Uberschritten werden. Von der wasserrechtlichen
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Bewilligungspflicht gemaR § 32 WRG bei Uberschreiten von 175/210 kg N feldfallend sind
die Gartenbauflachen (dazu gehdort auch der Feldgemuisebau) ausgenommen.

Bewilligungspflicht gemaR § 32 (2) lit. f WRG 1959 bei Uberschreitung der Ausbringungsmenge
Stickstoffausbringungsmenge * Flache/Kultur kg N je Hektar
und Jahr
auf landw. genutzten Flachen ohne Grundeckung e
feldfallend
aus der Summe von Handelsdiinger, 210 2
Kompost, Klarschlamm und anderer auf landw. genutzten Flachen mit Grindeckung feldfallend
zur Duiingung ausgebrachter Abfalle
auf landw. genutzten Flachen mit stickstoff- 21072
zehrender Fruchtfolge feldfallend

! Die durch Wirtschaftsdiinger - im Einklang mit der NAPV — ausgebrachte Menge an Stickstoff in feldfallender Wirkung ist

einzurechnen.

2 Diese Mengen kénnen bei einem im Detail nachgewiesenen héheren Nahrstoffoedarf der Kulturen und einer vorhergehenden
wasserrechtlichen Bewilligung Gberschritten werden

Hinweis:

Zu Fragen im Hinblick auf die genaue Berechnung wenden Sie sich bitte an die
ortlich zustandigen Landwirtschaftskammern auf Bezirksebene oder Bezirksreferate.
Die aktuelle Richtlinie zur sachgerechten Dingung finden Sie unter:
https://info.bml.gv.at/themen/landwirtschaft/landwirtschaft-in-

oesterreich/bodenschutz/bodenschutz-duengung/Bodenschutz.html

4.3.3 VERBOTSZEITRAUME FUR STICKSTOFF-DUNGERAUSBRINGUNG

Das Ausbringen stickstoffhaltiger Dungemittel ist nicht zulassig auf gefrorenen (Bdden, die
auch tagsuber nicht auftauen), auf wassergesattigten (Béden, die kein Wasser mehr
aufnehmen), auf tberschwemmten sowie auf schneebedeckten Béden (mindestens die
Halfte des Schlages ist schneebedeckt).
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Fur folgende Zeitraume besteht jedenfalls ein Ausbringungsverbot fiir stickstoffhaltige
Dingemittel:

Verbotszeitraume

Zeitraum Dungearten betroffene Flachen

ab Ernte der - stickstoffhaltige mineralische Ackerflachen (ausgenommen Ackerfutterflachen)
Hauptfrucht bis Diinger, Giille,

15. Februar'? Legehuhnerfrischkot,

15. Oktober bis Biogasgtille, Garriickstande,

nicht als Ackerflache, Dauergriinland oder Ackerfutterflache

15. Februar Jauche, der Fesistofianterl aus genutzte landwirtschaftliche Flache

separierter Gille, nicht
entwasserter Klarschlamm

30. November bis Festmist, Legehiihnertrockenkot, | gesamte landwirtschaftlich genutzte Flache
15. Februart Kompost, Carbokalk,
Feststoffanteil aus
Garruckstanden der Wein- und
Obstverarbeitung, andere
Sekundarrohstoffe und
organische Diingemittel,
entwasserter Klarschlamm, Klar-
schlammkompost

30. November bis Alle stickstoffhaltigen Dilngemittel | Dauergriinland und Ackerfutterflachen
15. Februar

LFir Kulturen mit frihem Stickstoffbedarf (z.B. Durumweizen, Raps, Gerste) und fir Kulturen unter Vlies oder Folie ist eine
Diingung bereits ab 1. Februar zulassig.

2 Bei Ackerflachen, auf denen bis inklusive 15. Oktober Raps, Gerste oder eine Zwischenfrucht angebaut worden ist, oder auf
denen bis 31. August im Folgejahr zu erntende oder mehrjahrige Gemiisekulturen, im Folgejahr zu erntende oder mehrjéahrige
Bluhkulturen, die zur Saatgutvermehrung oder Heil- und Gewiirzpflanzennutzung verwendet werden, oder Erdbeeren angebaut
worden sind, ist eine Diingung bis inklusive 31. Oktober zulassig.

4.3.4 ANFORDERUNGEN AN DIE DUNGERLAGERUNG

Um eine Wirtschaftsdiingerausbringung kurz vor oder wahrend des grof3ten
Stickstoffbedarfs der Pflanzen zu ermdglichen, bedarf es einer entsprechenden Lager-
kapazitat fur Gille, Jauche und Festmist. Die NAPV sieht daflr eine Lagerkapazitat von
mindestens sechs Monaten fir alle landwirtschaftlichen Betriebe vor. Hohere
Lagerkapazitaten konnen dann notwendig sein, wenn sie sich aus der Beachtung der
Verbotszeitraume ergeben bzw. wenn aufgrund der angebauten Kulturen (z.B. Mais)
innerhalb des erlaubten Zeitraumes nicht ausgebracht werden kann.

Hinweis:

Betriebe, die ihren Hauptbetriebssitz in den Gebieten gemaf Anlage 5 der NAPV
haben, mussen unter bestimmten Voraussetzungen eine Mindestlagerkapazitat fur
flissigen Wirtschaftsdiinger von bis zu zehn Monaten aufweisen.

Flussige Wirtschaftsdiinger sind in flissigkeitsdichten Behéltern/Gruben (Dichtheitsattest
bei Neubauten ab 1.1.2005 und Umbauten ab 5.5.2012), Festmist grundsatzlich auf
technisch dichten Flachen mit geregeltem Abfluss der Sickersafte in flissigkeitsdichten
Glille-, Jauche- oder Sammelgruben zu lagern. Im Fall von tGberdachten Lagerstéatten darf
Festmist auf technisch dichten Flachen ohne Sammelgrube gelagert werden. Die
Lagerung von Stallmist zur Kompostierung oder zur Zwischenlagerung bis zu einer Dauer
von funf Tagen zum Zweck der Ausbringung auf landwirtschaftlichen Flachen darf auch
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auf unbefestigten Flachen erfolgen, wenn die entsprechenden Vorgaben? zur
Feldmietenlagerung eingehalten werden und im Fall der Kompostierung die Kompostmiete
abgedeckt ist.

Bei Betrieben mit einem Dungeraquivalent von bis zu 1.800 kg Stickstoffanfall nach Abzug
der Stall- und Lagerverluste kann die Festmistlagerkapazitat auf einer dichten Lagerflache
aliquot vermindert werden, sofern der Festmist auf Feldmieten zwischengelagert wird. Die
Mindestlagerkapazitat hat drei Monate zu betragen.

Fur die Bemessung der Stickstoff-Dingerlagerstatten sind die Werte der Anlage 1 der
NAPV (Wirtschaftsdingerlagerkapazitat fir sechs Monate fir verschiedene
Entmistungssysteme) mit dem tatséchlichen durchschnittlichen Viehbestand zu multipli-
zieren (Gulleraumbedarf in m3 pro Tier bzw. Platz fir 6 Monate).

Fur die funf Tage Ubersteigende Zwischenlagerung von Stallmist in Form von Feldmieten
sind folgende Auflagen einzuhalten:

e Verbringung des Mistes vom Hof friihestens nach 3 Monaten;

« Stallmist von Kiiken und Junghennen fir Legezwecke unter einem halben Jahr
sowie Legehennen und Hahnen darf nicht in Form von Feldmieten
zwischengelagert werden;

o Miete auf méglichst flachem, nicht sandigem Boden;

o 25 m Abstand zu Oberflachengewassern einschliel3lich Entwésserungsgrében;

o der Mindestabstand zwischen dem Grundwasserspiegel und der Gelandeoberkante
betragt mehr als 1 m;

o Sickersaft darf nicht in Oberflachengewésser (einschlie3lich Entwésserungsgrében)
gelangen;

e Kkeine Mieten auf staunassen Béden;

« R&umung und anschlielRende Verwertung der Miete spatestens nach 8 Monaten
bzw. bei Schaf- und Ziegen, Lama- und Alpacamist sowie bei Pferdemist
spatestens nach 12 Monaten;

e Nach Raumung der Feldmiete darf an der betreffenden Stelle frihestens nach
einem Jahr eine neue Feldmiete angelegt werden;

o Die Stickstoffmenge in dem auf der Feldmiete zwischengelagerten Stallmist darf die
in Punkt 6.2.2 angefiihrte Menge an Stickstoff nicht Gbersteigen, die auf der
landwirtschaftlichen Nutzflache des Betriebs, auf der sich die Feldmiete befindet
oder die an die Feldmiete unmittelbar angrenzt, ausgebracht werden darf.

Hinweis:

Sofern der Wirtschaftsdiinger nachweislich tGiber Betriebskooperationen,
Gullebanken, Biogasanlagen etc. umweltgerecht verwertet wird, verkirzt sich in
diesem Ausmald das Fassungsvermdgen. Es hat jedoch auch in diesen Fallen
mindestens zwei Monate zu betragen.

1 es sind jene Vorgaben zur Feldmietenlagerung zu beachten, die unterstrichen dargestellt sind
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4.3.5 STICKSTOFFDUNGUNG IN HANGLAGEN

Zur Vermeidung der Abschwemmung von Stickstoff-Dunger sind jedenfalls auf Schlagen,
die in dem zur Bdschungsoberkante des Gewassers angrenzenden Bereich von 20 m eine
durchschnittliche Neigung von mehr als 10 % aufweisen, folgende Schutzmal3nahmen zu
treffen:

o Leichtlosliche Stickstoffgaben von mehr als 100 kg/ha sind zu teilen (ausgenommen
Stallmist und Kompost). Unmittelbar vor dem Anbau dirfen hdchstens 100 kg
Stickstoff in stallfallend je Hektar ausgebracht werden und sind entsprechend
einzuarbeiten.

o Darlber hinaus ist bei Kulturen mit besonders spater Frihjahrsentwicklung
(Ackerbohne, Rube, Kartoffel, Mais, Kirbis, Sojabohne, Sorghum und
Sonnenblume) Folgendes erforderlich:

o Untergliederung des Hangs zum Gewasser in Teilstlicke durch Querstrei-
feneinsaat, Quergraben mit bodenbedeckendem Bewuchs (im Boden
verwurzelte lebende oder tote Pflanzen mit flachendeckender Bedeckung
des Bodens) oder sonstige gleichwertige Maflinahmen (z.B. Schlagteilung)
oder

o Anlage eines mindestens 20 Meter breiten, gut bestockten Streifens (beste-
hend aus ein- oder mehrjahrigen Pflanzen mit guter Flachendeckung)
zwischen der zur Stickstoff-Dingung vorgesehenen Ackerflache und dem
Gewasser oder

o Anbau quer zum Hang oder abschwemmungshemmende Anbauverfahren
(z.B. Mulchsaat, Direktsaat, Schlitzsaat)

Diese Anforderungen gelten nicht fur Schlage, die kleiner als 1 Hektar sind und in
Berggebieten im alpinen Raum liegen.

4.3.6 STICKSTOFFDUNGUNG ENTLANG VON GEWASSERN

Landwirtschaftliche Nutzflachen innerhalb eines Abstandes von 3 m zur
Bdschungsoberkante eines Gewassers missen ganzjahrig mit lebenden Pflanzen
bewachsen oder bepflanzt sein und durfen nicht umgebrochen werden. Die
Bodenbearbeitung zur Erneuerung des Pflanzenbewuchses ist einmal innerhalb von funf
Jahren zulassig.
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Bei der DUngung auf landwirtschaftlichen Nutzflachen entlang von Oberflachengewéssern
ist
« ein direkter Eintrag von Nahrstoffen in oberirdische Gewésser durch Einhaltung
eines im Folgenden angefuhrten Mindestabstandes zwischen dem Rand der
Ausbringungsflache und der Béschungsoberkante des angrenzenden oberirdischen
Gewassers (= Gewasserrandstreifen) zu vermeiden;
o daflr zu sorgen, dass kein Abschwemmen in oberirdische Gewésser erfolgt.

Mindestabstédnde beim Ausbringen von stickstoffhaltigen Dingemitteln

Mindestabstand

durchschnittliche Bei Vorliegen eines ganzjahrig mit In allen
Neigung des zur lebenden Pflanzen bewachsenen anderen
Boschungsoberkante | Streifens?® zur Boschungsoberkante | Fallen
des Gewassers des Gewassers
angrenzenden
Bereichs von 20 m
stehendes <=10% 10m 20 m
Gewasser >10 % 20 m 20 m
flieRendes <=10% 3m 10m
Gewasser >10 % 5m 10 m

1 Der ganzjahrig mit lebenden Pflanzen bewachsene Streifen muss die in dieser Spalte jeweils angefiihrte Breite aufweisen

Wenn eine natirliche Boschungsoberkante nicht eindeutig erkennbar ist, so ist der
angefuhrte Mindestabstand zwischen dem Rand der Ausbringungsflache und der
Anschlagslinie des Wasserspiegels bei Mittelwasser zuziglich weiterer drei Meter
einzuhalten.

4.3.7 GESAMTBETRIEBLICHE DOKUMENTATION DER STICKSTOFFANWENDUNG

Folgende Daten sind lUber die Bewirtschaftung auf Betriebsebene zu
dokumentieren:

o GrolRe der landwirtschaftlichen Nutzflache des Betriebes und der
landwirtschaftlichen Nutzflache, auf der stickstoffhaltige Dlingemittel ausgebracht
wurden.

o Die Stickstoffmenge aus Wirtschaftsdiinger nach Abzug der Stall- und
Lagerverluste, die
a) am Betrieb anfiel
b) an andere Betriebe abgegeben oder von anderen Betrieben tibernommen wurde
c) auf der landwirtschaftlichen Nutzflache des Betriebes ausgebracht wurde

o Die auf der landwirtschaftlichen Nutzflache ausgebrachte Gesamt-Stickstoffmenge
in feldfallender Wirkung und als jahreswirksame Menge.
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« Die mit Bewasserungswasser zugefuhrte Stickstoffmenge und
Bewdasserungsmenge

« Der Stickstoffbedarf der angebauten Kulturen entsprechend der Ertragslage mit
Berucksichtigung des aus der Vorfrucht zur Verfigung stehenden Stickstoffs sowie
der GroR3e der jeweiligen Anbauflachen.

o Erntemengen von Ackerflachen samt Belegen (Wiegebelege) bzw. aus
Ertragsermittlung Gber Kubatur fir jene Kulturen (ausgenommen
Ackerfutterflachen), welche entsprechend einer Ertragslage hoher als mittel
gediungt wurden

e Angabe, ob und wann eine Bodenbearbeitung zur Erneuerung des
Pflanzenbewuchses von Pufferstreifen durchgefihrt wurde (Bezeichnung des
Schlages und des Zeitpunktes der Bodenbearbeitung)

Die Daten sind bis spatestens 31. Janner des Folgejahres zu dokumentieren. Die
Aufzeichnungen sind 7 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der Behérde vorzulegen.

Folgende Betriebe sind verpflichtet Aufzeichnungen zu fuhren:

e Grundsatzlich alle Betriebe ab 2 ha Gemise bzw. mit mehr als 15 ha gesamte
landwirtschaftliche Nutzflache (ohne Almen und Gemeinschaftsweiden)

e Werden jedoch mehr als 90 % der gesamten landwirtschaftlichen Nutzflache (ohne
Almen und Gemeinschaftsweiden) als Dauergrinland oder Ackerfutter genutzt, so
mussen die Aufzeichnungen nicht gefiihrt werden.

Hinweis:

Fur Almflachen und Gemeinschaftsweiden sind keine Aufzeichnungen zu fuhren.
Betriebe, die in den Risikogebieten gemal Anlage 5 der NAPV liegen, missen auch
bei geringerer Betriebsgrol3e eine gesamtbetriebliche Stickstoffdokumentation
fuhren.

4.3.8 WEITERE VORGABEN ZUR DUNGERAUSBRINGUNG

« Stickstoffdiinger sind zeitlich und mengenmalig bedarfsgerecht auszubringen:
Stickstoffgaben am Hektar von mehr als 100 kg Nitrat-N, Ammonium-N oder Amid-
N aus mineralischen Dingemitteln sowie mehr als 100 kg Ammonium aus
Wirtschaftsdiingern in stallfallend, sonstigen organischen Dingern oder
Klarschlamm sind zu teilen (Ausnahme: Dingemittel mit verzogerter
Stickstofffreisetzung oder Stickstoffgaben bei Hackfriichten und Gemusekulturen
auf Boden mit mehr als 15 % Tongehalt).
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Mineraldiinger, Gille, Biogasgtlle, Garrickstande, Jauche, Legehihnerfrischkot,
der Feststoffanteil aus separierten Gillen und nicht entwésserter Klarschlamm
darfen:
o auf Ackerflachen nach Ernte der letzten Hauptfrucht bis zum 31. Oktober nur
bei den Kulturen, fur die eine Herbstdiingung zulassig ist (siehe Ful3note 2
zur Tabelle im Kap. 4.3.3),
o auf Dauergriunland bzw. Ackerfutterflachen in der Zeit vom 1. Oktober bis
zum 29. November oder
o auf durch Auftauen am Tag des Aufbringens aufnahmeféahige Béden, die
nicht wassergesattigt sind und eine lebende Pflanzendecke aufweisen
hochstens bis 60 kg Stickstoff in stallfallend je Hektar ausgebracht werden.

o Die Ausbringung von stickstoffhaltigen Dingemitteln und Klarschlamm —
ausgenommen Mist, Kompost, Carbokalk, entwassertem Klarschlamm und
Klarschlammkompost — darf nur auf einer lebenden Pflanzendecke oder unmittelbar
vor der Feldbestellung erfolgen.

« Die Einarbeitung von Gllle, Jauche, Biogasgille, Garresten, nicht stabilisierten
Harnstoffdingern und nicht entwéssertem Klarschlamm auf Flachen ohne
Bodenbedeckung hat mdglichst innerhalb von 4 Stunden zu erfolgen und ist bis
spatestens 12 Stunden nach der Ausbringung abzuschliel3en.

o Gerate zum Ausbringen von Dingemitteln missen eine Genauigkeit der
Dungeverteilung auf der Flache (Mengenbemessung und Verteilung) gewébhrleisten;
die Gerateauswahl sollte Boden- und Gelandebeschaffenheit bertcksichtigen.

4.3.9 VERSTARKTE AKTIONEN IN GEBIETEN DER ANLAGE 5

Fir Betriebe mit Betriebssitz in den Katastralgemeinden gemanR Anlage 5 der NAPV gelten
folgende zusatzliche Auflagen:

e A DUNGERLAGERKAPAZITAT
o Betriebe mit einem Stickstoffanfall (aus Gulle und Jauche) aus der
Schweinehaltung von mehr als 100 kg nach Abzug der Stall- und Lagerverluste
mussen bei einer Neuerrichtung bzw. Erweiterung einer bestehenden Lagerstatte
eine Mindestlagerkapazitat fir flissigen Wirtschaftsdiinger von mindestens zehn
Monaten aufweisen. Festgehalten wird, dass sich die geforderten 10 Monate auf
den flussigen Wirtschaftsdiingeranfall aus der Schweinehaltung beziehen.

o Ebenso haben Betriebe mit einem jéhrlichen Stickstoffanfall von mehr als 1000 kg
aus flussigen Wirtschaftsdinger (aus Gulle und Jauche) nach Abzug der Stall- und
Lagerverluste, die auf mehr als 60% der landwirtschaftlichen Nutzflachen Mais
anbauen oder keine landwirtschaftlichen Nutzflachen bewirtschaften oder einen
Stickstoffanfall von mehr als 250 kg pro Hektar landwirtschaftlichen Nutzflachen
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(ohne Almen und Gemeinschaftsweiden) nach Abzug der Stall- und Lagerverluste
haben, einen Lagerungszeitraum von mindestens 10 Monaten abzudecken.

Hinweis:

Sofern der Wirtschaftsdiinger nachweislich Giber Betriebskooperationen,
Gullebanken, Biogasanlagen etc. umweltgerecht verwertet wird, verkirzt sich in
diesem Ausmald das Fassungsvermdgen. Es hat jedoch auch in diesen Fallen
mindestens sechs Monate zu betragen.

e B STICKSTOFFDOKUMENTATION
o Gesamtbetriebliche Aufzeichnungen

Der Umfang der Daten Uber die Bewirtschaftung entspricht dem in Kapitel 4.3.7.
Folgende Betriebe sind verpflichtet, Aufzeichnungen zu fuhren:

Grundsatzlich alle Betriebe ab 2 ha Gemiuse bzw. ab 5 ha gesamte
landwirtschaftliche Nutzflache (ohne Almen und Gemeinschaftsweiden)

Werden jedoch mehr als 90 % der gesamten landwirtschaftlichen Nutzflache (ohne
Almen und Gemeinschaftsweiden) als Dauergriinland oder Ackerfutter genutzt, so
missen die Aufzeichnungen nicht gefihrt werden.

o Kulturartenbezogene Aufzeichnungen

Betriebe, bei denen auf mehr als 2 ha landwirtschaftlicher Nutzflache Gemiuse
angebaut wird oder die mehr als 5 ha Ackerflachen bewirtschaften, missen fur die
bewirtschafteten Ackerflachen zusatzlich folgende kulturartenbezogene
Aufzeichnungen fuhren.

= Bezeichnung und Grol3e des Schlages bzw. des Feldsttickes, auf dem
stickstoffhaltige Diingemittel ausgebracht wurden, sowie der angebauten Kultur,

= Art und Menge der auf dem Schlag bzw. Feldstick ausgebrachten Dingemittel,
der darin enthaltenen jahreswirksamen Stickstoffmenge sowie das Datum der
Ausbringung und

= Datum der Bewésserung, Bewasserungsmenge und mit dem
Bewasserungswasser zugefuhrte Stickstoffmenge

= Datum von Anbau und Ernte der auf dem Schlag bzw. dem Feldsttick
angebauten Kultur sowie die Ertragslage des Schlages bzw. des Feldstiickes.

= Erntemengen von Ackerflachen samt Belegen (Wiegebelege) bzw. aus
Ertragsermittlung tber Kubatur fur alle Ackerkulturen (ausgenommen
Ackerfutterflachen) und den daraus resultierenden Stickstoffentzug

» Schlagbezogener jahrlicher Stickstoffsaldo nach der Ernte gemald Anlage 3
Abschnitt V
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o Die Aufzeichnungen sind zeitnah, spatestens innerhalb von 14 Tagen nach der
Bewirtschaftung (Dingung, Anbau, Ernte) zu fuhren. Vergleichbare Schlage kénnen
zusammengefasst werden. Die Aufzeichnungen sind sieben Jahre ab Ablauf des
Kalenderjahres aufzubewahren und auf Verlangen der Behdrde zu tbermitteln.

e C AUFZEICHNUNGSVERPFLICHTUNG UBER FELDMIETEN
Betriebe, deren Hauptbetriebssitz in einem der in der Anlage 5 gelisteten Gebiet liegt,
mussen bei einer Zwischenlagerung von Stallmist in Form von Feldmieten, auch wenn
diese sich auf Flachen aul3erhalb der gelisteten Gebiete befindet, den Zeitpunkt der
Errichtung, die Bezeichnung des Schlages bzw. des Feldstiickes sowie der Zeitpunkt
der Raumung aufzeichnen.

« Die Aufzeichnungen sind jeweils innerhalb von 14 Tagen durchzufuhren, sieben
Jahre ab Ablauf des Kalenderjahres aufzubewahren und auf Verlangen der
Behorde zu ubermitteln.

e D REDUZIERTE DUNGEOBEGRENZEN
Fur Ackerflachen in den Gebieten gemal Anlage 5 sind reduzierte Diingeobergrenzen

gemal Tabelle 2 der Anlage 3 einzuhalten. Die jahreswirksam ausgebrachte
Stickstoffmenge darf die Mengenbegrenzen in Tabelle 2 je Kultur und Ertragslage nicht
Uberschreiten.

4.3.10 ANFORDERUNGEN

Im Zuge der Konditionalitats-Vor-Ort-Kontrolle werden folgende Anforderungen besonders
gepruft und bewertet:

e Mengenbeschrankungen

o Bestimmungen fur die Dingerlagerung

e Bestimmungen fur Feldmieten

o Zeitliche Dingebeschrankungen

o Allgemeine Ausbringungsverbote

« Bestimmungen fur Hanglagendiingung bei durchschnittlicher Hangneigung tber

10% zu einem Gewasser

e Bestimmungen fur Gewéasserrandzonen

e FUhren von Aufzeichnungen der Stickstoffanwendung

e Vorgaben zur Dingerausbringung

Die Anforderungen betreffend ,Mengenbeschrankungen“ werden zusatzlich
verwaltungstechnisch tberprift.
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4.4 VOGELSCHUTZ UND FAUNA-FLORA-HABITAT

441 ERHALTUNG DER WILD LEBENDEN VOGELARTEN UND ERHALTUNG DER
NATURLICHEN LEBENSRAUME SOWIE DER WILD LEBENDEN TIERE UND
PFLANZEN

Rechtsgrundlagen fur die Konditionalitat im Bereich Naturschutz sind:
e Art. 3 Abs.1und 2 lit. b, Art. 4 Abs.1, 2 und 4 der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL)
und
e Art. 6 Abs. 1 und 2 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL).

Die VS-RL 2009/147/EG regelt die Erhaltung samtlicher wildlebender Vogelarten in
Europa und gilt auch fir deren Lebensraume.

Der Schutz der nattirlichen Lebensrdume sowie der wild lebenden Tiere und
Pflanzen wird in der FFH-RL 92/43/EWG geregelt. Wesentliches Ziel der Richtlinie
ist die Erhaltung und Wiederherstellung der biologischen Vielfalt.

Die Schutzgebiete nach der VS-RL und der FFH-RL (Europaschutzgebiete,
gemeldete Gebiete) bilden zusammen das Natura 2000 Netzwerk der EU und sind
das wichtigste gemeinschaftliche Naturschutzinstrument.

Ein Verstol3 gegen die Konditionalitat liegt nur dann vor, wenn auf der Flache des
Betriebes oder bei landwirtschaftlichen Tatigkeiten

« landesrechtliche Bestimmungen, die ein Verbot oder eine Bewilligungspflicht
vorsehen, verletzt werden und

« die im Anhang Il der Verordnung (EU) 2021/2115 angefuhrten Artikel der VS-RL
oder FFH-RL betroffen sind.

Bundesweit werden im Rahmen der Konditionalitat nachfolgend angefiuihrte Anforderungen
vor Ort kontrolliert:

o Beeintrachtigung oder Entfernung von Landschaftselementen
e gelandeverandernde Malinahmen
e Verdnderungen des Wasserhaushalts
e Kulturumwandlungen und Nutzungsanderungen
e sonstige Beeintrachtigungen von Lebensrdumen und Arten
Zur Abgrenzung zwischen Landschaftselementen und Wald gilt folgendes:

Baume und Straucher der im Anhang des Forstgesetzes 1975 angeflihrten Arten gelten
erst ab einer durchschnittlichen Breite von 10 m und einer Flache von 1.000 m2 als Wald.
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Wahrend die Detailanforderungen in den Kontrolllisten der Lander hinsichtlich des Art. 6
der FFH-RL nur in den zu Natura 2000 gehdrenden Gebieten gepruft werden, werden die
Detailanforderungen in den Kontrolllisten zu den Art. 3 und 4 der VS-RL landesweit
geprduft.

Fur die Umsetzung der VS-RL und der FFH-RL sind in Osterreich die Bundeslander
zustandig. Daher sind die unterschiedlichen landesrechtlichen Vorgaben zu beachten.

Hinweis:

In vielen Fallen — insbesondere aul3erhalb der Natura 2000-Gebiete
(Europaschutzgebiete, gemeldete Gebiete) — kénnen einzelne Handlungen
rechtmanig erfolgen. Die Details Gber die Verbote oder Bewilligungspflichten
unterscheiden sich je Bundesland. Bei Fragen wenden Sie sich an lhre zustandige
Stelle im jeweiligen Bundesland (siehe Weiterfihrende Beratung und
Kontaktadressen, Kapitel 8).

4.4.2 BURGENLAND

Landesweit einzuhalten sind nachfolgende naturschutzrechtlichen Bestimmungen:

Auf bestimmten, in der Allgemeinen Naturschutzverordnung definierten Flachen (vorrangig
Grunflachen) ist das Beseitigen oder sonstige Zerstdren von standortgerechten,
einheimischen Buschwerken, Hecken und Feldgehdlzen verboten. Das Verbot gilt nicht
auf landwirtschaftlichen Flachen, die fir den Anbau von Gemuse bzw. als Obst- oder
Weingarten oder als Ackerland genutzt werden, sofern die MalRhahmen im Rahmen einer
zeitgeméalen und nachhaltigen Nutzung im Rahmen eines landwirtschaftlichen Betriebs
notwendig sind. Nach Mdglichkeit ist eine Verpflanzung durchzufthren; im Falle einer
Beseitigung sind die MaRnahmen zwischen 01. Oktober und 01. Marz durchzufiihren.

Weder beseitigt noch zerstért werden darf die standortgerechte, einheimische
Bachbegleit- und Ufervegetation. Das sind Gehdlzbestande, die entlang von flieRenden
Gewassern ausgebildet sind.

Von diesen Verboten ausgenommen sind Pflegemal3nahmen, die weder den Bestand,
noch die dkologische Funktion der jeweiligen Vegetation nachhaltig beeintrachtigen.
Hinsichtlich Bachbegleit- und Ufergehdlzen wird dies z.B. dadurch gewéhrleistet, dass
mindestens ein Drittel der Gehdlze in gleichmafiger Verteilung unversehrt im Bestand
verbleiben missen bzw. hdchstens zwei Drittel der Gehdlze auf den Stock gesetzt
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werden durfen. Durch PflegemalRnahmen darf der Bestand lediglich verjingt, nicht aber
entfernt oder am Austreiben gehindert werden.

Pflegemalinahmen dirfen nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 1. Marz durchgefiihrt werden
und mussen im Falle der Pflege von Bachbegleit- und Ufergehdlzen der zustandigen
Bezirkshauptmannschaft mindestens drei Wochen vor Durchfiihrung mitgeteilt werden. Es
ist stets das Einvernehmen mit dem Grundeigentimer herzustellen.

Hinsichtlich des Abbrennens von Trockenrasen, Wiesen, Béschungen, Feldrainen und
anderen biogenen Materialien auf3erhalb von Anlagen ist das Bundesluftreinhaltegesetz
i.d.g.F. zu beachten.

Besondere Bestimmungen in Schutzgebietsverordnungen sind zu beachten.

Auf bestimmten, im Burgenlandischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz
definierten Flachen (vorrangig Grinflachen) ist die Verfullung sowie das sonstige
Verandern von natirlichen Graben oder Hohlwegen bewilligungspflichtig. Ausgenommen
sind geringfugige Anschuttungen oder nicht ins Gewicht fallende andere Veranderungen.
Die Frage, ob eine MalRnahme geringfuigig ist, ist im Vorhinein mit der zustandigen
Behorde abzuklaren.

Besondere Bestimmungen in Schutzgebietsverordnungen sind zu beachten.

Auf bestimmten, im Burgenlandischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz
definierten Flachen (vorrangig Grunflachen) bedirfen folgende Tatbestande einer
Bewilligung:

- die Errichtung, Erweiterung und wesentliche Anderung von Teichen und kiinstlichen
Wasseransammlungen sowie Grabungen und Anschittungen in stehenden oder
vorubergehend nicht wasserfihrenden Gewassern aller Art; ausgenommen sind
geringfugige Bauvorhaben im Sinne des Burgenlandischen Baugesetzes 1997, LGBI.

Nr. 10/1998, in Vor-, Haus- und Obstgéarten, die in einem Zusammenhang mit einem
Wohngebaude stehen, und von diesem nicht mehr als 50 m entfernt sind. In Kellervierteln
gelten besondere Bestimmungen.

- der Aufstau oder die Ausleitung eines Gewassers, die Verfillung, die Verrohrung, die
Auspflasterung oder Verlegung eines Gewéasserbettes sowie die Umgestaltung eines
Uferbereiches, einschliel3lich von Altarmen; ausgenommen sind die Instandhaltung und
Pflege solcher Uferbereiche sowie gewisse ingenieurbiologische MalRnahmen, bestimmte
MalRnahmen in Erfillung des Wasserrechtsgesetzes sowie bestimmte
Gewasserguerungen. Die Anwendbarkeit der Ausnahmetatbestande ist mit der Behdrde
im Vorhinein abzuklaren.
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Auf Moor- und Sumpfflachen, in Schilf- und Réhrichtbestanden sowie in Auwaldern ist die
Vornahme von Anschittungen, Entwasserungen, Grabungen und sonstige Mal3hahmen,
die geeignet sind, den Lebensraum fur Tiere und Pflanzen in diesem Bereich nachhaltig zu
gefahrden, verboten. Dies gilt auch fur die nahere Umgebung, sofern die geplanten
Malinahmen geeignet sind, den Schutz der Feuchtgebiete zu gefahrden. Unter dieses
Verbot fallen auch MaRnahmen auf durch Bescheid der Landesregierung zu geschutzten
Feuchtgebieten erklarten Feuchtwiesenflachen. Eventuelle Ausnahmen
(Instandhaltungsarbeiten) bzw. mogliche Ausnahmebewilligungen sind im Vorhinein mit
der Behorde zu klaren.

Besondere Bestimmungen in Schutzgebietsverordnungen sind zu beachten.

Auf bestimmten, im Burgenlandischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz
definierten Flachen (vorrangig Grinflachen) bedurfen folgende Tatbesténde einer
Bewilligung:

- die Errichtung, Erweiterung und wesentliche Anderung von Gebauden und anderen
hochbaulichen Anlagen; das Burgenlandische Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz
regelt diverse Ausnahmen, unter anderem mobile Folientunnel fur Zwecke der pflanzlichen
Produktion.

- die Errichtung, Erweiterung und wesentliche Anderung von Anlagen zur Entnahme
mineralischer Rohstoffe (wie etwa Steine, Lehm, Sand, Kies, Schotter und Torf) sowie die
Verfullung solcher und bereits bestehender Anlagen einschlie3lich der Endgestaltung.

Besondere Bestimmungen in Schutzgebietsverordnungen sind zu beachten.

Zusatzlich sind nachfolgende naturschutzrechtliche Bestimmungen innerhalb von
Natura 2000-Gebieten (=Europaschutzgebieten) einzuhalten:

Es gelten die landesweiten Verbots- sowie Ausnahmetatbestdnde (siehe oben unter Punkt
1 der landesweiten Bestimmungen) mit dem Zusatz, dass PflegemalRnahmen innerhalb
von Europaschutzgebieten, welche tber das unbedingt erforderliche Ausmal} einer
notwendigen Instandhaltung hinausgehen, einer gesonderten naturschutzfachlichen
Prifung und naturschutzrechtlichen Beurteilung bedurfen.

Gelandeverandernde MalRhahmen in Europaschutzgebieten (zB die Veranderung des
natdrlichen Zustands von Wiesen und Hutweiden) bedirfen nach MalRgabe der jeweiligen
Europaschutzgebietsverordnung gegebenenfalls einer (Vor-)Prifung durch die
Naturschutzbehorde.
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Kulturumwandlungen in Europaschutzgebieten bedirfen nach Mal3gabe der jeweiligen
Europaschutzgebietsverordnung gegebenenfalls einer (Vor-)Prifung durch die
Naturschutzbehorde. Unter Kulturumwandlung versteht man die Anderung einer Kulturart
in eine andere, wobei eine Kulturart eine bestimmte Form der Pflanzenproduktion ist wie
z.B. Wiese, Hutweide, Acker, Wald, Gemuse-, Obst- oder Weingarten.

Samtliche Plane oder Projekte innerhalb und aul3erhalb eines Europaschutzgebietes, die
ein solches Gebiet einzeln oder in Zusammenhang mit anderen Planen oder Projekten
wesentlich beeintrachtigen konnten, mussen auf Naturvertraglichkeit gepraft werden.
Dabei mal3geblich sind die in den jeweiligen Europaschutzgebietsverordnungen
angefuhrten Lebensraume und Schutzguter.

Bei vielen Lebensrdaumen handelt es sich Gberwiegend um Flachen mit extensiver
Grunlandbewirtschaftung wie insbesondere Wiesen, Weiden, Trockenrasen, Brachen,
Bdschungen und Raine. Beeintrachtigungen dieser Lebensrdume kénnen insbesondere
durch folgende Maflinahmen auftreten: Wiesenumbruch, Kulturumwandlung, Rodung von
Feldgehdlzen, Gelandeveranderung, Drainagierung, Aufforstung.

443 KARNTEN

Landschaftselemente (Bachbegleit- oder Ufervegetation, Geblsch- oder Baumgruppen,
Hecken, Feldgehdlze, besonders pragende Einzelbaume, Baumzeilen, Alleen,
Obstbestande, Feuchtwiesen, Rohricht-, Schilf- oder Trockengrasbestande, Alpinrasen,
Bdschungen, Feldraine, Graben, Teiche, Tiumpel, Lesesteinhaufen, Steinmauern) sind
wesentliche Bestandteile der Kulturlandschatft. Diese Elemente bilden die unverzichtbare
Okologische Infrastruktur in Bezug auf die Lebensraumanspriche seltener, gefahrdeter
oder geschutzter Vogelarten (Spechte, Eulen, Wiesenbriter, Rallen, Wirger, Blauracke,
etc.) und dienen als Nistplatz, Sing- und Jagdwarten, Nahrungshabitat sowie Ruhe- und
Jungenaufzuchtsraum. Vor einem etwaigen Entfernen bzw. Verlegen von
Landschaftselementen sollte Kontakt mit der Naturschutzabteilung aufgenommen werden,
da dies in bestimmten Fallen bewilligungspflichtig sein kann.

Grabungen, Anschittungen, Terrassierungen oder Nivellierungen im Bereich sensibler
Biotopflachen (Magerwiesen, Bergmé&hder, Alpinrasen, Hutweiden, Streuobstwiesen)
konnen zu wesentlichen Beeintrdchtigungen des Lebensraumes von Vdgeln (Mornell,
Grauammer, Wiedehopf etc.) fihren. Vor einer derartigen Malinahme sollte Kontakt mit
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der Naturschutzabteilung aufgenommen werden, da dies in bestimmten Fallen
bewilligungspflichtig sein kann.

Anschittungen, Entwasserungen, Begradigungen oder sonstig nachhaltige
Beeintrachtigungen in sensiblen Biotopflachen (Moor- und Sumpfflachen, Schilf- und
Roéhrichtbestande, Auwalder, Sumpfwalder, Bruchwalder, Feucht- oder Nasswiesen,
Seggenrieder, Pfeifengraswiesen, Quellfluren, Weiher, Tumpel, Teiche, nattrliche oder
naturnahe Flie3gewasser) konnen den Lebensraum von Vogeln wesentlich nachteilig
verandern (Wachtelkdnig, Zwergdommel, etc). Vor einer derartigen Mallnahme sollte
Kontakt mit der Naturschutzabteilung aufgenommen werden, da dies in bestimmten Fallen
bewilligungspflichtig sein kann.

Aufforstungen in sensiblen Biotopflachen, Grinlandumbruch oder Intensivierung der
Nutzung im extensiven Grinland kénnen den Lebensraum von Végeln wesentlich
beeintrachtigen. Vor einer derartigen Mal3nahme sollte Kontakt mit der
Naturschutzabteilung aufgenommen werden, da dies in bestimmten Fallen
bewilligungspflichtig sein kann.

Sonstige Mallnahmen (z.B. Weganlagen und sonstige bauliche Anlagen, Entfernen von
Strauchern an Waldréandern) kénnen den Lebensraum (z.B. Nist-, Brut- und Laichplatz,
Einstand, Nahrungshabitat, Singwarte) von Vogelarten (Zwergohreule etc.) wesentlich
nachhaltig beeintrachtigen. Vor einer derartigen Mallnahme sollte Kontakt mit der
Naturschutzabteilung hergestellt werden, da dies in bestimmten Fallen
bewilligungspflichtig sein kann.

4.4.4 NIEDEROSTERREICH

Die Anforderungen basieren im Wesentlichen auf den rechtlichen Grundlagen der
Bestimmungen des § 6 und des § 18 NO Naturschutzgesetz 2000 (NO NSchG 2000).

Nach § 6 NO NSchG 2000 ist auRerhalb vom Ortsbereich die Vornahme von
Entwasserungen, Grabungen, Anschittungen und sonstigen Malinahmen, die geeignet
sind, einen Lebensraum fir Tiere und Pflanzen zu gefdhrden, im Bereich von Moor- oder
Sumpfflachen, Auwaldern sowie Schilf- oder Réhrichtbestanden verboten. Ausgenommen
davon sind unbedingt notwendige MalRnahmen bei der Durchfihrung eines gemali3 § 7
bewilligten Vorhabens.
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Bei den angefiihrten Lebensrdumen handelt es sich tberwiegend um nicht
landwirtschaftlich genutzte Flachen. Lediglich Niedermoore kénnen landwirtschaftlich
genutzt werden.

Bei der Kontrolle wird daher besonders auf Niedermoore, die als Wiese bewirtschaftet sein
konnen, und ansonsten auf derartige Flachen, die direkt an bewirtschaftete Acker oder
Wiesen angrenzen und im Zuge der Bewirtschaftung gefahrdet werden kdnnten, geachtet.

Die Bestimmungen des § 18 NO Naturschutzgesetz 2000 sind nur insoweit anwendbar,
als sich deren Verpflichtung auch aus Artikel 6 der FFH-Richtlinie und den Artikeln 3 und 4
der Vogelschutzrichtlinie ergibt. GemaR § 18 Abs. 4 NO NSchG 2000 ist fur besonders
geschuitzte Arten unter anderem verboten:

e Nist-, Brut-, Laich- oder Zufluchtsstatten der Tiere zu beschadigen, zu zerstéren
oder wegzunehmen sowie

e Stdrungen an den Lebens-, Brut- und Wohnstéatten der vom Aussterben bedrohten
Arten zu verursachen.

Aus den Bestimmungen der europarechtlichen Richtlinien ergibt sich, dass diese Verbote
in Bezug auf Vogel in ganz NO Konditionalitats-relevant sind, die Verbote fiir Tiere sind
nur in Europaschutzgebieten FFH-Gebieten (siehe Verordnung Uber die
Europaschutzgebiete) zu prifen.

Landwirtschaftlich genutzte Niedermoor- bzw. angrenzende Moor- oder Sumpfflachen,
Auwaélder oder Schilf- bzw. Rohrichtzonen stellen wertvolle Biotope dar, und dirfen daher
nicht entfernt bzw. beeintrachtigt werden.

Insbesondere ist auch darauf zu achten, dass an die bewirtschafteten Flachen
angrenzende Flachen nicht entfernt bzw. beeintrachtigt werden, indem diese verkleinert
werden z.B. durch teilweises oder ganzliches Umbrechen oder Mitbewirtschaften.

Insbesondere auf einem landwirtschaftlich genutzten Moor und auf angrenzenden
Feuchtflachen darfen Grabungen oder Anschittung nicht vorgenommen werden, z.B.
Anschittung im Randbereich des bewirtschafteten Feldstlickes zur Vergro3erung bzw.
Sicherung des Feldsttickes, Anschittung/ Abgrabungen, um eine zusétzliche
Zufahrtsmoglichkeit zu erlangen.

Auf landwirtschaftlich genutzten Flachen, vornehmlich Moor- und Feuchtflachen, dirfen
Drainagen nicht neu angelegt werden. Eine Neuanlage einer Drainage kann durch das
Einbauen von Drainageleitungen oder durch die Errichtung von Drainagegraben erfolgen.
Die reine Instandsetzung bzw. Instandhaltung vorhandener Drainagen, ohne diese
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abzuandern, ist erlaubt. Eine wesentliche Vertiefung eines bestehenden Drainagegrabens
ist mit einer Neuanlage gleichzusetzen.

Landwirtschaftlich genutzte Moor- und Feuchtflachen dirfen weder teilweise noch zur
Géanze umgebrochen werden. Ebenso sind Kulturumwandlungen (z.B. von Feuchtwiese zu
Energieholzpflanzungen, Aufforstungen) verboten, insbesondere wenn dadurch der
Feucht-Lebensraum fur Tiere und Pflanzen gefahrdet wurde.

Eine Beeintrachtigung der Lebensraume sowie die Belastigung von Vogeln, die sich
erheblich auswirken sowie die erhebliche Verschlechterung der Habitate der geschiitzten
Arten sind zu vermeiden. Diese gilt insbesondere fir Malinahmen, die nicht im Rahmen
der unmittelbaren Bewirtschaftung erfolgt.

Dabei ist zu berlcksichtigen:

« durch oben genannte Mal3nahmen kann der Lebensraum von geschuitzten
Vogelarten beeintrachtigt werden, was im ganzen Landesgebiet relevant ist.

« die Beeintrachtigung des Lebensraums von geschutzten Tieren ist nur innerhalb der
Europaschutzgebiete FFH-Gebiete relevant, da sich der Schutz geman Art. 6 der
FFH-Richtlinie nur auf diese Gebiete bezieht.

445 OBEROSTERREICH

Verboten ist nach § 9 der O6. Artenschutzverordnung in der freien Natur die Beseitigung
von Schilf- oder Rohrichtbestanden sowie in der Zeit vom 1. April bis 30. September das
Schlagern, Kahlschneiden (auf Stock setzen) oder Abbrennen von Busch- und
Gehdlzgruppen sowie von oder Heckenziigen, das Mahen von Schilf, das Verbrennen von
Reisig und in der Zeit vom 1. Marz bis 31. Juli das Entleeren stehender Gewasser (wie
Teiche, Weiher und Tumpel) auR3erhalb von Fischzuchtanstalten.

Die Rodung von Busch- und Gehdlzgruppen sowie von Heckenziigen im Griinland gemaf
rechtswirksamem Flachenwidmungsplan bedarf gemafld 8 5 Z 14 O6. NSchG 2001 einer
Bewilligung. Eine Ausnahme besteht fiir Busch- und Geholzgruppen sowie fur
Heckenzlge in einer Entfernung von bis zu 40 Meter von einem Wohngeb&ude. Einer
Bewilligung bedarf die Rodung von Ufergehdlzen innerhalb der Uferschutzzone gemal 88
9, 10 des OO. NSchG 2001.
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Im Griunland bedarf einer Bewilligung die Durchfihrung von gelandegestaltenden
Malinahmen (Abtragungen oder Aufschittungen) auf einer Flache von mehr als 2.000 m?,
wenn die Hohenlage mindestens an einer Stelle um mehr als 1 m geandert wird,
ausgenommen im Zusammenhang mit der Neuanlage, der Umlegung und der
Verbreiterung von ForststraRen (8 5 Z 15 O6. NSchG 2001).

In Mooren, Sumpfen, Quelllebensraumen, Feuchtwiesen sowie Trocken- und
Halbtrockenrasen bedirfen gemaf (8 5 Z 18 O6. NSchG 2001) die Bodenabtragung, der
Bodenaustausch, die Aufschittung, die Befestigung oder die Versiegelung des Bodens,
die Uberflutung, die Duingung, die Anlage kiinstlicher Gewasser, die Neuaufforstung, das
Pflanzen von standortfremden Gewachsen und das Ablagern von Materialien ebenfalls
einer Bewilligung. Selbiges gilt auch in mesophilen M&hwiesen in Europaschutzgebieten
gemaR der FFH-Richtlinie, wenn das FlachenausmaR 2.000 m2 und die Anderung der
Hohenlage 1 Meter tUbersteigen.

In der Uferschutzzone gemaR 8§ 9, 10 des OO. NSchG 2001 sind Abtragungen und der
Austausch des gewachsenen Bodens verboten. Einer Bewilligung bedarf die Stabilisierung
und Umgestaltung des Gewasserbetts und des Uferbereichs (z.B. Ausbaggern,
Uferverbauungen, Verrohrungen und Ahnliches), ausgenommen Reparatur- und
Instandhaltungsmafinahmen an rechtmaRig errichteten kinstlichen Graben, Kanélen und
Uberfahrten und an sonstigen rechtmaRig errichteten Uferbefestigungen.

Konditionalitatsrelevant sind Maflinahmen, bei denen Moore, Simpfe, Feuchtwiesen
sowie Trocken- oder Halbtrockenrasen oder mesophile Mahwiesen innerhalb von FFH-
Schutzgebieten beeintrachtigt werden.

Einer Genehmigung bedirfen gemald 8 5 Z 12 O4. NSchG 2001 im Grunland die
Trockenlegung von Mooren, Simpfen und Quelllebensrdumen sowie die Drainagierung
von Feuchtwiesen, Feuchtbrachen sowie die Drainagierung sonstiger Grundflachen von
mehr als 5.000 m2 oder die Erweiterung von bestehenden Drainagen tber dieses Ausmalf}
hinaus. Reparatur- und Instandhaltungsmafinahmen an zulassigerweise durchgefiihrten
Drainagierungen bedurfen keiner Bewilligung.

Innerhalb der Uferschutzzone gemaR 88§ 9, 10 des OO. NSchG 2001 ist die
Trockenlegung von Feuchtlebensraumen verboten.
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Einer Genehmigung bedarf im Grunland die Dingung in Mooren, Sumpfen, Feuchtwiesen,
Trocken- oder Halbtrockenrasen sowie deren Bepflanzung mit standortfremden Pflanzen.
Innerhalb der Uferschutzzone geméaR 88 9, 10 des OO. NSchG 2001 sind diese
Tatbestande verboten.

In der freien Natur ist das Entfernen, Beschadigen oder Zerstoren der Brutstatten (Nester
oder Laichplatze) geschitzter Tiere sowie das Zerstéren oder Verandern ihres engeren
Lebensraumes (Brutplatzes, Einstandes und dgl.) gemaR § 28 Abs. 4 OO. NSchG 2001
verboten.

446 SALZBURG

Landesweit einzuhalten sind nachfolgende naturschutzrechtlichen Bestimmungen:

Moore, Sumpfe, Quellfluren, Bruch- und Galeriewalder und sonstige Begleitgeholze an
flieBenden und stehenden Gewassern sowie oberirdisch flie3ende Gewasser
einschlielilich ihrer gestauten Bereiche und Hochwasserabflussgebiete oder mind. 20 m?
grol3e oberirdisch, natirliche oder naturnahe stehende Gewasser und deren Uferbereiche,
Schilf- und Réhrichtzonen sowie Feuchtwiesen ab einer Gré3e von 2.000 m2 durfen durch
Eingriffe wie Ablagerungen, Aufschittungen, Abtragungen sowie Einebnungen von
Bdschungen, Planierungen sowie Verflllungen von Senken oder Neudrainagierungen
nicht beeintrachtigt werden.

Die Instandsetzung Uber einen langeren Zeitraum hindurch nicht mehr intakter
Entwasserungssysteme oder tber das bisherige Ausmal3 hinausgehende
Instandhaltungsarbeiten an Entwasserungsgraben und Bachen kommen einer
Neuentwasserung gleich. Eine bestandesverandernde Dingung bzw. Dingung bisher
nicht gedingter Flachen ist ebenfalls nicht zulassig.

Verboten ist in der freien Landschaft und auf3erhalb des Waldes ohne vorherige Anzeige
bei der Naturschutzbehdérde die dauerhafte Beseitigung von Busch- und Gehdlzgruppen
sowie von Heckenzligen. Nicht anzeigepflichtig sind notwendige Schwendmalinahmen
oder das Freistellen von Leitungstrassen.

Moore, Sumpfe, Quellfluren, Bruch- und Galeriewalder und sonstige Begleitgeholze an
flieBenden und stehenden Gewdassern sowie oberirdisch flieRende Gewasser
einschlielilich ihrer gestauten Bereiche und Hochwasserabflussgebiete oder mind. 20 m?
grol3e oberirdisch, natlrliche oder naturnahe stehende Gewasser und deren Uferbereiche,
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Schilf- und Réhrichtzonen sowie Feuchtwiesen ab einer Grof3e von 2.000 m2 dirfen durch
Eingriffe wie Neudrainagierungen nicht beeintrachtigt werden.

Die Instandsetzung Uber einen langeren Zeitraum hindurch nicht mehr intakter
Entwasserungssysteme oder tber das bisherige Ausmal3 hinausgehende
Instandhaltungsarbeiten an Entwésserungsgraben und Bachen kommen einer
Neuentwasserung gleich.

Zusatzlich sind nachfolgende naturschutzrechtliche Bestimmungen innerhalb von
Natura 2000-Gebieten (=Europaschutzgebieten) einzuhalten:

Einer naturschutzrechtlichen Bewilligung bzw. Anzeige bedurfen Eingriffe in das
Schutzgebiet wie zum Beispiel Veranderungen des natirlichen Gelandes, wie
Bodenverwundungen, Abtragungen oder Aufschittungen. Diese Bestimmungen gelten in
bestimmten Natura 2000 Gebieten (Europaschutzgebieten). Die Bestimmungen sind den
jeweiligen Schutzgebietsverordnungen zu entnehmen.

Eine Veranderung der Kulturgattung (bspw. von Wiese zu Weide, Acker oder Wald) oder
Nutzungsanderungen konnen Lebensraume wie bspw. Bergmahwiesen, ,Magere
Flachlandmahwiesen®, ,Feuchte Hochstaudenfluren®, Pfeifengraswiesen, ,Kalkreiche
Niedermoore*“, Ubergangs- und Schwingrasenmoore, ,Degradierte Hochmoore,
LArtenreiche Montane Borstgrasrasen®, ,Alpine oder subalpine Kalkrasen oder alpine
Heidegesellschaften beeintrachtigen oder zerstéren und sind daher in bestimmten Natura
2000 Gebieten (Europaschutzgebieten) nur mit einer naturschutzrechtlichen Bewilligung
zulassig. Die Bestimmungen sind den jeweiligen Schutzgebietsverordnungen zu
entnehmen.

Nach den Bestimmungen des Tierartenschutzes gem. 831 NSchG i.d.g.F. dirfen
Lebensrdume EU-rechtlich geschutzter Arten nicht beeintrachtigt werden.

Dariiber hinaus gelten nach den spezifischen Regelungen in bestimmten Natura 2000
Gebieten (Europaschutzgebieten) Schutzbestimmungen fiir sensible Lebensrdume sowie
Tier und Pflanzenarten. Bspw. dirfen in bestimmten Natura 2000-Gebieten
(Europaschutzgebieten) keine Pestizide oder Mineraldiinger ausgebracht werden. Die
Bestimmungen sind den jeweiligen Schutzgebietsverordnungen zu entnehmen.
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4.4.7 STEIERMARK

In Europaschutzgebieten, in gemeldeten Gebieten werden Handlungen kontrolliert, die
sich auf die nattrlichen Lebensrdume sowie auf die wild lebenden Arten (Vogel, Tiere,
Pflanzen) negativ auswirken kdnnen. Auf3erhalb dieser Gebiete werden landesweit
Handlungen kontrolliert, die mdgliche Stérungen von Vogeln verursachen.

Die gemeldeten Gebiete sind unter
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/125050965/DE/ abrufbar.

Landesweit Pruf-/Bewilligungspflichtig:

e Busch- und Gehdélzgruppen
o Rodung oder auf Stock setzen zwischen 15. Marz und 15. Oktober.
e Hecken
o Rodung ab 10 Ifm oder auf Stock setzen ab 50 Ifm bzw. bis 49 Ifm zwischen 15.
Mérz und 15. Oktober
« Ufergehdlze
o Rodung ab 10 Ifm oder auf Stock setzen ab 100 Ifm bzw. bis 99 Ifm zwischen
15. Mérz und 15. Oktober
« Extensiv genutzte Boschungsfluren
o Abbrennen oder Beseitigung mit chemischen Mitteln zwischen 15. Méarz und 15.
Oktober.
e Rohr- und Schilfbestande
o Beseitigung oder Mahen zwischen 15. Marz und 15. Oktober.

Hinweis:

In einem Vogelschutzgebiet sind all diese Handlungen immer ohne zeitliche
Einschrankung und ohne Ifm Toleranz vor ihrer Durchfiihrung prifen und/oder
bewilligen zu lassen.

In FFH Europaschutzgebieten, gemeldeten FFH Gebieten Priuf-/Bewilligungspflichtig:

e Zerstorung von nach einem Managementplan ausgewiesenen Mahwiesen und
extensiv genutztem Griinland durch Anderung oder Abtragung des Gelandereliefs.
« Planierung, Aufschittung von extensiv genutzten Béschungen und Terrassen.

o Entwasserung durch Neuanlegung oder Erweiterung von Drainagen im extensiv
genutzten Griunland.
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« Errichtung von Rickhaltebecken, Bewasserungsanlagen, Quellfassungen im
extensiv genutzten Grunland.

e Neuanlegung, Erweiterung eines stehenden Gewassers im extensiv genutzten
Grunland oder Zuschutten eines Kleingewassers (Tumpel, Hauslacke).

Grunlandumbruch oder Bepflanzung im extensiv genutzten Griunland.

« Errichtung von Bauten, eines Folientunnels oder Glashauses im extensiv genutzten
Grunland.

o Errichtung, Erweiterung von Wegen im extensiv genutzten Grinland.

« Errichtung von Viehkoppeln mit Unterstanden im extensiv genutzten Grinland.

« Intensivierung der Dingung, Lagerung von Feldmieten (Stallmist) im extensiv
genutzten Griunland.

e Verrohrung, Zuschitten von FlieBgewassern (Wiesenbache, Gerinne, Béche,
Altarme, Graben).

448 TIROL

Nachstehende MalRnahmen sind zu beachten. Fir alle MalRhahmen bestehen
naturschutzrechtliche Bewilligungspflichten.

Landesweit einzuhalten sind nachfolgende naturschutzrechtlichen Bestimmungen:

Naturschutzrechtlich bewilligungspflichtig ist das dauerhafte Entfernen von Gehdlzgruppen
und Heckenzligen aul3erhalb von eingefriedeten bebauten Grundstiicken sowie das Auf-
den-Stock-Setzen solcher Gewachse entlang von Eisenbahnanlagen und Stral3enziigen
(ausgenommen aus Sicherheitsgrinden). Baume und Straucher in Auwaldern dirfen ohne
naturschutzrechtliche Bewilligung nicht dauerhaft beseitigt werden.

Allgemein sind Geldndeabtragungen und —aufschittungen im Ausmalf3 von > 5000m?2
Flache oder > 7.500m?3 Volumen aul3erhalb geschlossener Ortschaften
bewilligungspflichtig.

Das Ausbaggern von stehenden oder flieRenden Gewassern bedarf einer
naturschutzrechtlichen Bewilligung. Dasselbe gilt fur alle Gelandeaufschittungen und
Gelandeabtragungen im Bereich des 5m Uferschutzstreifens entlang eines flielRenden
naturlichen Gewassers sowie im 500m-Uferschutznahbereich von stehenden Gewéssern
mit mehr als 2000 m2 Wasserflache.
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In Schutzgebieten sind Gelandeveranderungen ebenso regelmafiig verboten bzw.
bewilligungspflichtig. Dazu wird auf die jeweiligen Schutzgebietsverordnungen verwiesen.

In Feuchtgebieten dirfen folgende Malinahmen nicht ohne naturschutzrechtliche
Bewilligung durchgefuhrt werden: Entwasserungen, Einbringen von Material, Ausbaggern,
Errichtung und naturkundlich relevante Anderung von Anlagen, Gelandeabtragungen oder
Gelandeaufschittungen und sonstige Veranderungen der Bodenoberflache.
Bewilligungspflichtig sind auch MaRnahmen im Nahbereich eines Feuchtgebietes, welche
die Funktion des betreffenden Feuchtgebietes als Lebensraum fiir dessen
charakteristische Tier- und Pflanzengemeinschaften beeintréachtigen kénnen.

Im Auwald und in Feuchtgebieten bedirfen Kulturumwandlungen oder Aufforstungen einer
naturschutzrechtlichen Bewilligung. In Bezug auf Nutzungsanderungen sind alle Gber die
bisher Ubliche Art und den bisher tblichen Umfang hinausgehenden Nutzungen im Auwald
und in Feuchtgebieten bewilligungspflichtig.

In den Natura 2000-Gebieten sind zusatzlich zu den vorher erwahnten Bestimmungen
auch all jene MalRnahmen naturschutzrechtlich bewilligungspflichtig, welche die jeweiligen
Bestande der in diesen Gebieten geschitzten Pflanzen oder Vegetationsgesellschaften
oder geschutzten Tiere potentiell gefahrden, beeintrachtigen oder zerstéren kénnen.

Zur weiteren Information wird auf die Verordnungen der jeweiligen Schutzgebiete bzw. auf
die Seite https://www.tirol.gv.at/umwelt/umweltrecht/naturschutzrecht/ verwiesen.

449 VORARLBERG

Nachstehende Maflinahmen werden bei einer Kontrolle vor Ort gepruft. Fur alle
Malnahmen bestehen schon bisher naturschutzrechtliche Bewilligungspflichten.

Landesweit einzuhalten sind nachfolgende naturschutzrechtlichen Bestimmungen:

Im Uferschutzbereich (8 24 GNL) bendtigen Verdnderungen (Errichtung oder wesentliche
Anderung von Bauwerken und Werbeanlagen, die Einrichtung von Zelt-, Lager- und
Ablagerungsplatzen, oder die Beschadigung oder Beseitigung von Gehdlzen, Baumen,
Hecken, Tumpeln und Schilfgurteln, die nachhaltige Beeintrachtigung von Tieren und
Pflanzen sowie die Aufforstung mit standortfremden Gehdlzen und Pflanzen), die im
Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung wesentliche
Beeintrachtigungen darstellen kbnnen, einer Bewilligung. Die Beschadigung oder
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Beseitigung von Gehdlzen, Baumen, Hecken und Schilfgtrteln gilt nicht als
Beeintrachtigung, wenn sie entweder zur Pflege des Bestandes oder im Rahmen einer
naturnahen Bewirtschaftung erfolgt sowie die nicht bestandsgefahrdende periodische
Ausholzung.

Einzelschépfungen und andere, wenn auch vom Menschen gestaltete, kleinrAumige
Erscheinungsformen der Natur, die durch Verordnung der Bezirkshauptmannschaft zu
Naturdenkmalen erklart wurden, dirfen ohne Bewilligung nicht verandert oder zerstort
werden. Gleiches gilt fur ortliche Naturdenkmale, die durch die Gemeindevertretung unter
Schutz gestellt werden.

Zum Schutz des Lebensraumes geféahrdeter Tier- und Pflanzenarten ist es verboten
Ro6hrichte oder die Bodendecke abzubrennen, in der Zeit vom 15. Marz bis 30. September
aulRerhalb bebauter Bereiche Hecken zu schneiden oder Réhrichte zu mahen sowie die
Verwendung von Herbiziden auf Alpflachen (ausgenommen zur Einzelbek&dmpfung).

In landwirtschatftlich genutzten Mooren und Magerwiesen feuchter und trockener Pragung,
soweit sie grofRer als 100 m? sind durfen ohne Bewilligung keine Gelandeveranderungen
(Grabungen, Aufschittungen, Terrassierungen, Ablagerungen, Ausgrabungen,
Aufforstungen...) durchgeflhrt werden.

In der Alpinregion (Gebiet oberhalb der tatsachlichen Grenze des geschlossenen
Baumbewuchses, soweit nicht unter 1.800 m Meereshdhe gelegen) durfen ohne
Bewilligung keine Gelandeveranderungen unter Einsatz maschineller Hilfsmittel oder
nachhaltige Eingriffe in die gewachsene Bodenstruktur im Ausmalf3 von tber 100 m2
vorgenommen werden.

Im Bereich von Quellen und Quellaustrittsflachen dirfen ohne Bewilligung keine
Gelandeveranderungen oder nachhaltige Eingriffe in die gewachsene Bodenstruktur (liegt
z.B. vor, wenn damit nicht nur rein oberflachliche, sondern tiefergehende Erdbewegungen
verbunden sind, die massiv in den Bodenaufbau und die Pilz- und
Bodenlebewesengemeinschaften eingreifen und diese dadurch vernichten) vorgenommen
werden.

Bei Geldndeveranderungen die eine grobe Beeintrachtigung der Natur oder der
Landschaft bewirken, aber nicht der Bewilligungspflicht nach dem GNL unterliegen, kann
die Behdrde unter Bericksichtigung der wirtschaftlichen Moglichkeiten des Betroffenen
durch Bescheid entsprechende Sanierungsmalinahmen vorschreiben.
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Im Bereich landwirtschaftlich genutzter Moore und Magerwiesen feuchter und trockener
Pragung, soweit sie gréRer als 100 m2 sind, dirfen ohne Bewilligung keine
Entwasserungen, Begradigungen, offene Graben, unsachgemale Instandsetzungen,
Flachendrainagen oder sonstige nachhaltige Beeintrachtigungen vorgenommen werden.

Im Uferschutzbereich dirfen keine wesentlichen Beeintrachtigungen oder Veranderungen
vorgenommen werden (siehe Punkt Beeintrachtigung/Entfernung von
Landschaftselementen).

Im Bereich von Quellen und Quellaustrittsflachen dirfen ohne Bewilligung keine
Entwasserungen oder Wasserentnahmen und andere den Lebensraum von Tieren und
Pflanzen gefahrdende MalRnahmen vorgenommen werden.

Streuewiesen nach der Verordnung uber den , Streuewiesenbiotopverbund Rheintal-
Walgau® diurfen nicht entwassert werden.

Im Bereich von landwirtschaftlich genutzten Moore und Magerwiesen feuchter und
trockener Pragung, soweit sie gréf3er als 100 m2 sind, dirfen ohne Bewilligung keine
Kulturumwandlung, nachhaltige Eingriffe in die gewachsene Bodenstruktur oder
Aufforstungen vorgenommen werden.

Bei Kulturumwandlungen die eine grobe Beeintrachtigung der Natur oder der Landschaft
bewirken, aber nicht der Bewilligungspflicht nach dem GNL unterliegen, kann die Behdrde
unter Bericksichtigung der wirtschaftlichen Moglichkeiten des Betroffenen durch Bescheid
entsprechende Sanierungsmalfinahmen vorschreiben.

Ohne Bewilligung dirfen keine Bauwerke mit einer tberbauten Flache von mehr als

800 m2, ausgenommen Bauwerke in den im Flachenwidmungsplan als Betriebsgebiet
ausgewiesenen Bereichen oder Bauwerke oder sonstigen technischen Einrichtungen in
Gebieten, fur die kein Bebauungsplan tber die Hohe besteht, mit einer Héhe von mehr als
15 m, in den im Flachenwidmungsplan als Betriebsgebiet ausgewiesenen Bereichen von
mehr als 20 m, errichtet werden. AulRerhalb bebauter Bereiche durfen keine
Ablagerungsplatze mit einer Grundflache von tber 100 m2, Straf3en mit einer Breite von
mehr als 2,40 m und einer Ladnge von mehr als 200 m, Parkplatze mit einer Grundflache
von mehr als 800 m2, oder Tankstellen ohne Bewilligung errichtet werden. Die Errichtung
oder wesentliche Anderung von Steinbriichen und Entnahmestellen von Schuttmaterial
aller Art sowie von Sand, Kies, Lehm- und Ziegeleitongruben sowie Torfgewinnungsstatten
und sonstigen Bodenabbauanlagen bedarf einer Bewilligung.
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Beim Dungen im Nahbereich von Gewassern und ihrer nattrlichen Ufervegetation,
Mooren, Streue- und Magerwiesen, Hecken, Waldrandern und Lesesteinmauern ist ein
ausreichender Abstand einzuhalten, sodass diese nicht beeintrachtigt werden kdnnen.

Streuewiesen nach der Verordnung Uber den ,Streuewiesenbiotopverbund Rheintal-
Walgau®“ durfen nicht umgebrochen, beweidet, gediingt oder mit Chemikalien behandelt
werden und nur einmal jahrlich in der Zeit vom 1. September bis zum 15. Mérz, im
Einvernehmen mit dem Amtssachverstandigen fur Naturschutz spéatestens bis zum 31.
Marz, geméaht werden. Wird eine Grundflache, die im vorangegangenen Jahr nicht geméht
worden ist, trotz Aufforderung nicht bis zum 30. November gemaht, so hat der
Grundeigentimer oder Nutzungsberechtigte zu dulden, dass die Behdrde auf eigene
Rechnung und Gefahr die Mahd durchfuhrt und das Mahgut beseitigt.

In den Natura 2000-Gebieten und anderen Schutzgebieten nach den landesrechtlichen
Naturschutzvorschriften sind zudem alle einschlagigen Vorschriften und Verbote sowie die
Bewilligungspflicht gewisser Mal3nahmen zu beachten. Zur weiteren Information wird auf
die Verordnungen der jeweiligen Schutzgebiete verwiesen.

4410 WIEN

Nachstehende Mafinahmen werden bei einer Kontrolle vor Ort gepruft. Fur alle
Malnahmen kénnen sich naturschutzrechtliche Bewilligungspflichten ergeben.

Durch die Veranderung (teilweise Entfernung bzw. wesentliche Veranderung der
Charakteristik des Elementes) oder Entfernung von Landschaftselementen wie
Baumzeilen, Boschungen, Feldgehdlzen etc. innerhalb von Europaschutzgebieten bzw.
wahrend der Vogelbrutzeit auch aul3erhalb der Europaschutzgebiete kann eine
Beeintrachtigung von Schutzgitern wie z.B. baumbritende Vogelarten (Blutspecht u.a.),
Vogelarten die Feldgehdlze als Ansitzwarten nutzen (Neuntoter u.a.), schilfbewohnende
Vogelarten (Zwergdommel u.a.), altholzbewohnende Kéferarten (Eremit u.a.) etc. nicht
ausgeschlossen werden.

Durch gelandeverandernde MalRnahmen wie Grabungen, Aufschiittungen,
Terrassierungen etc. innerhalb von Europaschutzgebieten bzw. wahrend der Vogelbrutzeit
auch auf3erhalb der Europaschutzgebiete kbnnen Beeintrachtigungen auf Schutzgiter wie
z. B: bodenbritende Vogelarten (Wachtelk6nig u.a.), Standorte von Lebensraumtypen etc.
nicht ausgeschlossen werden.
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Durch Veranderungen im Wasserhaushalt, Errichtung von Anlagen in naturnahen
Uferbereichen, Entwéasserung von Feuchtgebieten oder Verlandungsbereichen etc.
innerhalb von Europaschutzgebieten bzw. wahrend der Vogelbrutzeit auch auRerhalb der
Europaschutzgebiete kénnen Beeintrachtigungen auf Schutzguter wie z.B. bodenbritende
Vogelarten (Wachtelkdnig u.a.), schilfbewohnende Vogelarten (Zwergdommel u.a.),
Lebensraumtypen mit speziellen Standortanforderungen (Trockenrasen, Feuchtwiesen
u.a.) etc. nicht ausgeschlossen werden.

Durch Kulturumwandlung und Nutzungsanderungen, wie die Aufforstung nicht bewaldeter
Flachen oder die Anlage von Christbaumkulturen innerhalb von Europaschutzgebieten
bzw. wahrend der Vogelbrutzeit auch aufR3erhalb der Europaschutzgebiete, kbnnen
Beeintrachtigungen auf Schutzguter wie z.B. bodenbritende Vogelarten (Wachtelkdnig
u.a.), Vogelarten die reich strukturierte Gebusche, Straucher oder Hecken als Lebensraum
brauchen (Sperbergrasmicke u.a.), Standorte von Lebensraumtypen etc. nicht
ausgeschlossen werden.

Durch das Abbrennen von Flachen(teilen) innerhalb von Europaschutzgebieten bzw.
wahrend der Vogelbrutzeit auch auf3erhalb der Europaschutzgebiete kénnen
Beeintrachtigungen auf Schutzguter z.B. bodenbritende Vogelarten (Wachtelkdnig u.a.),
Standorte von Lebensraumtypen etc. nicht ausgeschlossen werden.

45 LEBENSMITTELSICHERHEIT

Eine grundlegende Anforderung an Lebensmittel ist, dass diese nur in Verkehr gebracht
werden durfen, wenn sie sicher sind. Die Lebensmittelkette beginnt in der
Primarproduktion und umfasst pflanzliche Produkte und lebende Tiere, die der
Lebensmittelherstellung dienen.

Lebensmittel gelten als nicht sicher, wenn sie
e gesundheitsschédlich sind, d.h. wenn sie geeignet sind, die Gesundheit zu
gefahrden oder zu schadigen
« flir den Verzehr durch den Menschen ungeeignet sind, d.h. wenn die
bestimmungsgemalie Verwendbarkeit nicht gewahrleistet ist.

Die Verantwortung fir die Sicherheit der Lebensmittel liegt bei jeweiligen
Unternehmerinnen und Unternehmern, d.h. in der Primarproduktion bei Landwirtinnen und
Landwirten. Betroffen sind sowohl die eigentliche Primarproduktion (pflanzliche Produkte
und lebende Tiere, die der Lebensmittelherstellung dienen und in Verkehr gebracht
werden), aber auch damit zusammenh&ngende Vorgange, wie Transport, Lagerung und

Merkblatt Konditionalitat Seite 55 von 87 www.eama.at | www.ama.at



http://www.eama.at/
http://www.ama.at/

Behandlung von Primarerzeugnissen, wenn ihre Beschaffenheit am Landwirtschaftsbetrieb
bzw. fur den Transport nicht wesentlich verandert wird.

45.1 ANFORDERUNGEN

Magliche Ursachen fir gesundheitsschadliche oder fir den menschlichen Verzehr
ungeeignete Lebensmittel sind Hygienemangel, Riickstande aus der pflanzlichen und
tierischen Produktion und Verunreinigungen mit Abféallen und gefahrlichen Stoffen, die zu
einem unsicheren Produkt fihren kénnen.

Um diese Ursachen fiur gesundheitsschadliche oder ungeeignete Lebensmittel zu
vermeiden, ist besonders zu achten auf:

die Verhinderung der Verunreinigung von Tieren und Pflanzen durch Schéadlinge,
Abfalle und geféahrliche Stoffe usw. sowie die Sicherstellung der Sauberkeit der
Erzeugnisse. Sollte es zu einer Verunreinigung von pflanzlichen Erzeugnissen
gekommen sein, durfen diese weder an Tiere verfuttert noch in Verkehr gebracht
werden, sondern mussen entsorgt werden. Im Falle von tierischen Produkten ist der
Rat eines Tierarztes einzuholen.

die Verhinderung der Ubertragung von Infektionskrankheiten von Tieren auf den
Menschen

Personalhygiene und Gesundheit

die sachgerechte Anwendung und Dokumentation der Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln und Biozidprodukten in der pflanzlichen Produktion

eine hygienische Milcherzeugung

eine hygienische Lagerung von Eiern

Hinweis:

Biozidprodukte sind nicht fir den Schutz von Pflanzen bestimmte
Schadlingsbekampfungsmittel, die eingesetzt werden, um Lebewesen zu téten oder
zumindest deren Lebensfunktionen einzuschréanken (z.B. beim Vorratsschutz).
Konditionalitats-relevant sind lediglich Biozidprodukte, die bei pflanzlichen
Erzeugnissen eingesetzt werden.

Beispiele:

e Schadlingsbekdmpfungsmittel (sofern es sich nicht um ein Pflanzenschutzmittel
handelt), z.B. Insektizide, Rodentizide (Mittel gegen Méause, Ratten und andere
Nagetiere) im Lebens- oder Futtermittellager und dergleichen.

e Desinfektionsmittel fir den Lebens- und Futtermittelbereich
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Die jeweiligen MalRhahmen im Zusammenhang mit der Verwendung von Pflanzenschutz-
und Tierarzneimitteln bzw. Hormonen sowie Futtermitteln sind in den entsprechenden
Kapiteln dieses Merkblatts zu finden.

Die Ruckverfolgbarkeit soll sicherstellen, dass im Anlassfall unsichere Lebensmittel
maoglichst rasch aus dem Markt genommen werden kénnen und die Ursache daftr
ermittelt werden kann. Daher mussen alle Lebensmittelunternehmerinnen und
Lebensmittelunternehmer, also auch Landwirte und Landwirtinnen, auch ohne Anlassfall
grundsatzlich wissen, was woher bezogen bzw. wohin geliefert wurde.

Die Bestimmungen fir die Rickverfolgung eines unsicheren Lebensmittels im Krisenfalle
sehen die Rucknahme des Produkts, die Information der potenziell betroffenen Person
und der Behorden vor.

Hinweis:
Uber Art und Umfang der Dokumentation bei Biozidprodukten bestehen keine
detaillierten Vorgaben. Es sind mindestens folgende Angaben aufzuzeichnen:

e Bezeichnung des verwendeten Biozidproduktes
e Anwendungsbereich
e Anwendungsdatum bzw. die Haufigkeit der Anwendung (z.B. wéchentlich)

Wesentlich ist, dass Biozidprodukte immer sachgerecht gemaf den
Kennzeichnungsbestimmungen und den Hinweisen im Sicherheitsdatenblatt
angewendet werden.

Hinweis:
Bei der Dokumentation von Pflanzenschutzmitteln sind zumindest folgende Angaben
erforderlich:

e Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels

e der Zeitpunkt der Anwendung

e die angewendete Menge

e die behandelte Flache und

o die Kulturpflanze, fur die das Pflanzenschutzmittel verwendet wurde
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45.2 KONTROLLKRITERIEN

Im Zuge der Konditionalitats-Kontrolle wird daher vor Ort gepruft, ob:

« die Verunreinigung von Lebensmitteln verhindert wird, z.B. ob Pflanzenschutzmittel,
Biozidprodukte, Tiermedikamente, Abfélle und andere gefahrliche Stoffe (wie z.B.
Mineral6le, Treibstoffe, Lacke etc.) sicher aufbewahrt und getrennt von
Lebensmitteln gelagert werden oder bei der taglichen bauerlichen Arbeit darauf
geachtet wird, dass diese Chemikalien (Stoffe oder Gemische) nicht mit Tieren und
Pflanzen unsachgemalf in Bertihrung kommen,

e gegen Schadlinge Vorsorgemal3nahmen getroffen werden,

o Biozidprodukte vorschriftsmafig (gemalf den Verwendungshinweisen) angewendet
und ihre Anwendung dokumentiert sowie die Anwendung der Pflanzenschutzmittel
aufgezeichnet wird,

o Kihe, Schafe und Ziegen gesund und insbesondere frei von Anzeichen von
Tuberkulose und Brucellose sind, vor dem Melken Zitzen und Euter gereinigt
werden und Melkgeschirr, Milchtank/-behélter und Milchlagerrdume richtig gereinigt
werden und sauber sind und die Milch bei der vorgeschriebenen Temperatur
gelagert wird (6° C bei zweitagiger, 8° C bei taglicher Abholung); im Zweifelsfall
zahlt das Ergebnis der Rohmilchuntersuchung (Keimzabhl),

« Eier sauber, trocken und frei von Fremdgertchen gelagert werden sowie wirksam
vor StdéRen und vor Sonneneinstrahlung geschitzt werden.

Weiters wird kontrolliert, ob die Rickverfolgbarkeit gewahrleistet ist, d.h. mit Belegen, die
in den meisten Fallen ohnehin vorliegen (z.B. Rechnungen, Lieferscheine, Wiegescheine,
Milchgeldabrechnung etc.) kann dokumentiert werden, was an lebenden Tieren bzw.
Waren (z.B. Futtermittel, lebende Tiere, Saatgut, Diingemittel etc.) bezogen bzw. was an
wen abgeliefert wurde (lebende Tiere, Ackerfrichte, Obst und Gemise etc.). Dazu kann
auch ein Eigenbeleg (Datum, Produkt, Menge, Abnehmer/Lieferant) angefertigt werden.

Im Anlassfall muss neben der Riickholung der abgelieferten Pflanzen bzw. Tiere auch
unverzuglich eine Information an die betroffenen Vorlieferant:innen bzw. Abnehmer:innen
abgegeben werden. Zusatzlich ist die jeweils zustandige Behorde direkt und unverziiglich
zu verstandigen (Bezirkshauptmannschaft, Gemeindeamt, Polizei, 0.a.).

Hinweis:

Die Ergebnisse einschlagiger Untersuchungen, die fir die menschliche Gesundheit
von Belang sind (z.B. auf Salmonellen, Campylobacter spp., VTEC, Viren,
Rucksténde etc.), sind bei der Kontrolle vorzuzeigen.
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4.6 FUTTERMITTELSICHERHEIT

Grundlegende Anforderung: Futtermittel, die nicht sicher sind, dirfen nicht in Verkehr
gebracht oder an Nutztiere verfittert werden. Futtermittel gelten als nicht sicher in Bezug
auf den beabsichtigten Verwendungszweck, wenn davon auszugehen ist, dass sie

. die Gesundheit von Mensch oder Tier beeintrachtigen konnen;
. bewirken, dass die Lebensmittel, die aus den der Lebensmittelgewinnung

dienenden Tieren hergestellt werden, als nicht sicher fir den Verzehr durch den
Menschen anzusehen sind.

4.6.1 ANFORDERUNGEN UND KONTROLLKRITERIEN

Im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle im Zuge der Konditionalitéat werden daher folgende
Anforderungen besonders gepruft und bewertet:

. Ordnungsgemal3e Lagerung, Herstellung, Verwendung und Verfltterung von
Futtermitteln, um Verunreinigungen (Kontaminationen) mit gefahrlichen Stoffen
(z.B. Dungemitteln, Pflanzenschutzmitteln, Tierarzneimitteln, Abfallen, verbotenen
bzw. unerwiinschten Stoffen, verunreinigtem Wasser, Schadlingen,
Schimmelpilzen, krankmachenden (pathogenen) Bakterien/Viren, gebeiztem
Saatgut bzw. sonstigen gefahrlichen Stoffen, wie z.B. Verpackungsmaterial) durch
betriebliche MalRnahmen wie zB getrennte Lagerung/Mischung/Verfitterung
weitestgehend zu vermeiden.

. Betriebe, die bestimmte Futtermittelzusatzstoffe/Vormischungen im
landwirtschaftlichen Betrieb verwenden, bendtigen eine besondere
Registrierung/Zulassung (durch das BAES), u.a. Kokzidiostatika, Spurenelemente
(wie z.B. Kupfer und Selen), Vitamine, Provitamine und &hnlich wirkende Stoffe
(insbesondere A und D), Carotinoide und Xanthophylle, Enzyme, Mikroorganismen,
Antioxidantien mit festgelegtem Hochstgehalt.

. Futtermittel durfen nur von registrierten und/oder zugelassenen Betrieben zugekauft
und verwendet werden bzw. von Landwirt:innen mit LFBIS-Nummer.

. Sicherstellung der Ruckverfolgbarkeit: diese sollte bei nichtbetriebseigenen
Futtermitteln und Futtermittelzusatzstoffen durch Aufbewahrung von Belegen der
Lieferant:innen und Abnehmer:innen der jeweiligen Futtermittel bzw. entsprechende
Aufzeichnungen erfolgen, wie z.B. Sammlung der Belege Uber Ein- und Ausgange
(Aufbewahrung von z.B. Lieferscheinen, Rechnungen, Eigenbelegen nicht
betriebseigener Futtermittel).
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. Ordnungsgemale Verwendung von tierischen Proteinen (wie Fischmehl —
Geflugelmehl — Schweinemehl — Insektenmehl —
Dicalciumphosphat/Tricalciumphosphat — Blutprodukten von Nichtwiederkauern —
Fischmehl fur nicht abgesetzte Wiederkauer) unter Einhaltung der einschlagigen
Anforderungen: Meldung bzw. Registrierung bei der Bezirksverwaltungsbehdrde;
bestimmungsgemale Verwendung der Futtermittel; Aufzeichnungen Uber Art,
Zeitpunkt und Menge der zugekauften Rohstoffe und die produzierten Mengen an
Futtermitteln sowie Uber die Mischvorgdnge und Rezepturen; insbesondere
ordnungsgemalie Trennung von Tierhaltung, Lagerung, Mischung und Fitterung im
Falle der Haltung von Nutztierarten, fir die solche Futtermittel nicht bestimmt sind
(Wiederkauerhaltung bzw. Intraspeziesverbot bei Schweine- und Gefligelhaltung).

. Eigenverantwortliche Uberpriifung der Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen
einschlief3lich eigenverantwortliche betriebliche MalRnahmen bei Nichterfullung
dieser Anforderungen.

4.7 PFLANZENSCHUTZMITTEL

Im Pflanzenschutzmittelbereich fir die Konditionalitat relevant sind Teile der

e Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 uber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln
« Richtlinie 2009/128/EG fur die nachhaltige Verwendung von Pestiziden

Artikel 55 Satze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sehen fur die Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln folgendes vor:

o Pflanzenschutzmittel missen sachgemal verwendet werden.

« Die sachgemalRe Verwendung umfasst die Befolgung der Grundsatze der guten
Pflanzenschutzpraxis und die Einhaltung der gemal Artikel 31 der Verordnung
(EG) Nr. 1107/2009 festgelegten und auf dem Etikett angegebenen Bedingungen

Artikel 5 Abs. 2, Artikel 8 Abs. 1 bis 5, Artikel 12 und Artikel 13 Abs. 1 und 3 der Richtlinie
2009/128/EG regeln die:

e personliche Eignung der Verwenderin oder des Verwenders,

e regelmalige Kontrolle von in Gebrauch befindlichen Geraten,

« Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in bestimmten Gebieten und
« Handhabung und Lagerung von Pflanzenschutzmitteln

Die vorgenannten EU-Regelungen wurden in Osterreich auf Bundesebene durch das
Pflanzenschutzmittelgesetz 2011 und die Pflanzenschutzmittelverordnung 2011 umgesetzt
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bzw. wurden dazu begleitende Bestimmungen der Bundeslander erlassen. Zur
vollstandigen Umsetzung dieser unionsrechtlichen Vorgaben, haben die Bundeslander
entsprechende Landesgesetze erlassen (siehe dazu Rechtsgrundlagen, Kapitel 7.7 dieses
Merkblattes).

Nachfolgend sind die Anforderungen, die im Rahmen der Konditionalitat gepruft werden,
angefuhrt. Auf Abweichungen der zu kontrollierenden Bestimmungen auf Grund
unterschiedlicher Rechtsgrundlagen in den Bundeslandern wird hingewiesen.

Es durfen nur die gemal der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und dem
Pflanzenschutzmittelgesetz 2011 in Osterreich zugelassenen oder in Osterreich
genehmigten Pflanzenschutzmittel und diese nur gemafR den Zulassungsbestimmungen
(Auflagen und Bedingungen), wie sie insbesondere in der Kennzeichnung angefthrt sind,
verwendet werden. Diese Pflanzenschutzmittel sind im Osterreichischen
Pflanzenschutzmittelregister (https://psmregister.baes.gv.at) angefiuhrt.

Unter Berucksichtigung der Aufbrauchfrist und jener Pflanzenschutzmittel, welche
nachweislich nur zur Entsorgung oder Riickgabe an den Abgeber gelagert werden, dirfen
also nur die im Osterreichischen Pflanzenschutzmittelregister eingetragenen
Pflanzenschutzmittel verwendet werden. Die Verwendung umfasst das Verbrauchen,
Zubereiten, Anwenden und Ausbringen sowie das Gebrauchen, Lagern, Aufbewahren und
das innerbetriebliche Befdrdern von Pflanzenschutzmitteln zum Zwecke der Anwendung.

In Osterreich zugelassene/genehmigte Pflanzenschutzmittel sind im
Pflanzenschutzmittelregister jeweils mit einer Pflanzenschutzmittelregister-Nummer
eingetragen.

Gemal der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ist die Aufbrauchfrist (Zeitraum fr die noch
zulassige Verwendung eines Pflanzenschutzmittels nach Ende der Zulassung) begrenzt
und betragt hochstens 6 Monate fur den Verkauf und den Vertrieb und zusatzlich
hochstens 1 Jahr fir die Beseitigung, die Lagerung und den Verbrauch der Lagerbestande
des betreffenden Pflanzenschutzmittels bei der Anwenderin oder beim Anwender.

Pflanzenschutzmittel, deren Zulassung/Genehmigung abgelaufen ist, fir die aber noch
eine Aufbrauchfrist besteht, kbnnen im Pflanzenschutzmittelregister unter
https://psmregister.baes.qgv.at tber den Reiter Vordefinierte Suchabfrage mit der Auswahl
Beendete Zulassungen, Genehmigungen und Vertriebserweiterungen und der letzten 1-24
Monate abgerufen werden. Hier sind auch die Aufbrauchfristen im Detail ersichtlich.
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e Gemal der Zulassung/Genehmigung des Pflanzenschutzmittels sind die
Anwendungsbestimmungen hinsichtlich der Indikationen (z.B. Kultur/Objekt,
Aufwandmengen/Aufwandkonzentrationen, Wartefrist) sowie der Auflagen und
Bedingungen (z.B. Abstandsauflagen zu Oberflachengewdassern,
Bienengefahrlichkeit) einzuhalten. Diese sind aus der Kennzeichnung auf der
Handelspackung bzw. in der Gebrauchsanleitung ersichtlich.

o Die Zubereitung von Spritzbriihen sowie das Fullen und Reinigen der Behélter von
Pflanzenschutzgeréaten hat so zu erfolgen, dass ein Austritt der Spritzbriihe und ein
Versickern in den Boden oder ein Eindringen in Oberflachengewasser oder ein
Eintrag in die Kanalisation verhindert wird.

o Soweit erforderlich, haben bei der Anwendung alle Beteiligten eine geeignete
Schutzausrustung (Schutzkleidung, Schutzbrillen, Atemschutzmasken, Handschuhe
und Schuhe) zu tragen (gemal Kennzeichnung auf der Handelspackung bzw. in
der Gebrauchsanleitung). Hinweise, etwa zur sicheren Handhabung, gemaf dem
Sicherheitsdatenblatt zum Pflanzenschutzmittel sind zu befolgen.

Die gesetzlichen Bestimmungen uber die notwendige Sachkunde (fachliche Befahigung)
der Verwender sind in den jeweiligen Landesgesetzen der Bundeslander bzw. in darauf
beruhenden Verordnungen geregelt. Grundséatzlich gelten Personen als sachkundig, die
Uber die fur die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln erforderlichen Kenntnisse und
Fertigkeiten besitzen und dies nachweisen kénnen, indem sie tber eine
Ausbildungsbescheinigung nach Artikel 5 der Richtlinie 2009/128/EG (und wie in den
Landerregelungen néher ausgefihrt) verfligen.

Die Einhaltung der sachgemaf3en Lagerung umfasst folgende Bedingungen:

o die ordnungsgemalfe Aufbewahrung und Lagerung in verschlossenen,
unbeschadigten Handelspackungen; wenn dies nicht méglich ist, hat fur
unverbrauchte Restmengen die Aufbewahrung und Lagerung in geeigneten
verschlossenen Behéltnissen zu erfolgen, damit ein unbeabsichtigter Austritt des
Pflanzenschutzmittels verhindert wird

« die ordnungsgemalie Kennzeichnung, damit keine Verwechslungen mit
Arzneimitteln sowie mit Lebensmitteln, Futtermitteln oder sonstigen ungefahrlichen
Waren des taglichen Gebrauchs erfolgen kénnen

o Pflanzenschutzmittel sind so aufzubewahren und zu lagern, dass Unbefugte keinen
Zugriff zu ihnen erhalten kbnnen
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Die konkreten Bestimmungen uber die sachgeméalie Lagerung von Pflanzenschutzmitteln
sind in den jeweiligen Landesgesetzen der Bundeslander bzw. in darauf beruhenden
Verordnungen im Detail etwas unterschiedlich geregelt.

In Karnten gilt, dass die Aufbewahrung und Lagerung von Pflanzenschutzmitteln nur in
verschlossenen und unbeschadigten Handelspackungen erfolgen darf. Das Umfillen von
Pflanzenschutzmitteln von der Orginalverpackung oder den Orginalbehéltnissen in andere
Behaltnisse ist — ausgenommen fur die unmittelbare Anwendung — nicht zulassig.

In Niederdsterreich und Tirol hat die Lagerung und Aufbewahrung von
Pflanzenschutzmitteln in verschlossenen, unbeschéadigten Originalpackungen zu erfolgen.
Allfallige Beipacktexte sind mit diesen Behaltnissen aufzubewahren. Ein Umfullen in
andere Behéltnisse ist nicht gestattet. Die Verwenderin oder der Verwender von
Pflanzenschutzmitteln hat zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen die
notwendigen Vorkehrungen und Maflinahmen zu treffen und die auf den
Originalpackungen und in den Beipacktexten angegebenen Sicherheitshinweise jedenfalls
zu befolgen. Pflanzenschutzmittel dirfen nur verwendet werden, wenn eine
Gebrauchsanweisung in deutscher Sprache vorliegt. Unbefugten, insbesondere Kindern,
muss der Zugang verwehrt werden.

In Niederosterreich hat auch die Lagerung und Aufbewahrung von sehr giftigen (T+),
giftigen (T), also akut toxischen (mit dem Piktogramm Totenkopf versehenen),
explosionsgefahrlichen, brandférdernden, hochentzindlichen, leicht entziindlichen und
entzundlichen Pflanzenschutzmitteln durch die berufliche Verwenderin oder den
beruflichen Verwender entweder in einem oder mehreren Metallschréanken oder in
geeigneten Lagerraumen oder in Metallcontainern im Freien zu erfolgen. Metallschranke
und Metallcontainer missen unbrennbar, Lagerraume mussen brandbestandig mit einer
brandhemmenden Tir (T30) ausgefihrt sein. Sie haben flussigkeitsdichte, wannenférmige
Bdden und eine ausreichende Be- und Entliftung aufzuweisen und sind versperrt zu
halten.

In Salzburg ist die Aufbewahrung und Lagerung zusatzlich nur in Uberdachten Raumen
auf befestigten, trockenen und abflusslosen Flachen zulassig.

In der Steiermark und in Vorarlberg sind Pflanzenschutzmittel vor dem Verwenden in
ordnungsgemal verschlossenen unbeschéadigten Handelspackungen sachgemarl zu
lagern. Zubereitete Restmengen sind bis zu ihrer Verwendung oder Entsorgung in
geeigneten verschlossenen Behéltnissen so aufzubewahren und so zu kennzeichnen,
dass keine Mdglichkeit zum Austritt des Pflanzenschutzmittels und zu Verwechslungen mit
Arzneimitteln, Lebensmitteln, Futtermitteln oder Waren des taglichen Gebrauchs besteht.
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In Vorarlberg gilt zusatzlich, dass die Kennzeichnung zumindest den Namen, den
Verwendungszweck, die Gefahrenbezeichnung(en) oder das bzw. die Gefahrensymbol(e),
allfallige Verdiunnungen oder Mischungen und das Datum der Mischung oder Verdiinnung
zu umfassen hat. Pflanzenschutzmittel sind so aufzubewahren, dass Unbefugte,
insbesondere Kinder, keinen Zugriff zu ihnen erhalten kdnnen.

In der Steiermark gilt Gberdies, dass Pflanzenschutzmittel getrennt von Lebens-, Futter-
und Arzneimitteln oder sonstigen zum Verzehr durch Menschen oder Tiere geeigneten
Materialien gelagert werden mussen.

Pflanzenschutzmittel und deren Restmengen sowie deren Verpackungen und Behaltnisse
sind, wenn sie nicht mehr gebraucht werden oder nicht mehr verwendet werden dirfen,
sofern sie nicht der Abgeberin oder dem Abgeber zurtickgegeben werden, geman dem
Art. 13 der Richtlinie 2009/128/EG nach den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften Gber
Abfalle bzw. nach den Bestimmungen des Abfallwirtschaftsgesetzes, BGBI. | Nr.
102/2002, zu entsorgen.

Hinweise zur Entsorgung finden sich auch im Sicherheitsdatenblatt des jeweiligen
Produkts (Abschnitt 13).

Gemal Artikel 67 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 Uber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln hat jede berufliche Verwenderin oder jeder berufliche Verwender
Aufzeichnungen uber die angewendeten Pflanzenschutzmittel zu fihren, welche die
Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, den Zeitpunkt der Anwendung, die angewendete
Menge, die behandelte Flache und die Kulturpflanze, fiir die das Pflanzenschutzmittel
verwendet wurde, enthalten, und mindestens 3 Jahre aufzubewahren.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Frist fur die Filhrung von Aufzeichungen nach
Anwendung der Pflanzenschutzmittel auf Grund der landesgesetzlichen Bestimmungen
unterschiedlich geregelt ist.

Hinweis:

Da bereits seit einigen Jahren auch im Rahmen der Lebensmittelsicherheit die
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln dokumentiert werden muss, wird dieser Bereich
,Fuhren von Aufzeichnungen Uber die angewendeten Pflanzenschutzmittel“ zusatzlich im
Kapitel ,Lebensmittelsicherheit* behandelt.
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FUr Wasserschutz- und -schongebiete ist die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
gemal den Zulassungsbestimmungen verboten oder auf Grund bestimmter Auflagen und
Bedingungen eingeschrankt. Ob ein Verbot besteht bzw. welche Einschrankungen
einzuhalten sind, ist im Pflanzenschutzmittelregister Pflanzenschutzmittel-Reqister

(baes.gv.at) ersichtlich.

Hinweis:
Die betroffenen Flachen sind im INVEKOS-GIS unter Gebietsabgrenzungen_ PSM-
Schutzgebiete (WRRL) ersichtlich.

Fur Natura-2000-Gebiete gelten die jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen in den
Bundeslandern (siehe Beilage der Einschrankungen in den Bundeslandern).

Die gesetzlichen Bestimmungen tber den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in diesen
Schutzgebieten sind in den jeweiligen Landesgesetzen bzw. in darauf beruhenden
Verordnungen im Detail geregelt.

Hinweis:
Die grafische Darstellung der Natura-2000-Gebiete ist im INVEKOS-GIS unter
Naturschutz_Natura 2000 ersichtlich.

In der Beilage ,N2000 Gebiete mit PSM Einschrankung“ sind insbesondere diejenigen
Natura-2000-Gebiete aufgelistet, fur die Auflagen im Umgang mit Pflanzenschutzmitteln
bestehen (z.B. generelles Verbot und PSM Ausbringung mit Einschrankungen). Die fur
das jeweilige Gebiet maf3geblichen rechtlichen Vorgaben miissen vor einer Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln Gberprift werden.

Die regelmafRige Kontrolle von in Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeraten wird im
Rahmen der Konditionalitat geprift.

Betroffen von der Uberpriufungspflicht der Pflanzenschutzmittelgeréate sind alle
Geratetypen, einschlief3lich Beiz-, Streich- und Granulatstreugerate. Ausgenommen von
der Uberpriifungspflicht sind lediglich handgehaltene sowie schulter- und riickentragbare
Pflanzenschutzgeréate sowie Gerate und Vorrichtungen zur ausschlief3lichen Ausbringung
von Nutzlingen.
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Die malR3geblichen Bestimmungen tber die Kontrolle von in Gebrauch befindlichen
Pflanzenschutzgeraten sind in den jeweiligen Landesgesetzen bzw. in darauf beruhenden
Verordnungen im Detail geregelt.

5 KONDITIONALITATS-BESTIMMUNGEN FUR ALLE
TIERHALTENDEN BETRIEBE

5.1 TIERSCHUTZ

5.1.1 ALLGEMEINES

Die Basis der Tierschutzbestimmungen bildet die Richtlinie 98/58/EG Uber den Schutz von
landwirtschaftlichen Nutztieren. Zusatzlich gibt es spezielle Richtlinien Uber
Mindestanforderungen fir den Schutz von Kalbern (Richtlinie 2008/119/EG), Schweinen
(Richtlinie 2008/120/EG), Legehennen (Richtlinie 1999/74/EG) und Masthihnern
(Richtlinie 2007/43/EG), wobei die beiden zuletzt genannten im Rahmen der
Konditionalitat nicht berticksichtigt werden. Die Zielsetzung der unionsrechtlichen
Bestimmungen besteht darin, EU-weite Mindeststandards fur die Haltungsanforderungen
festzulegen. Den Mitgliedstaaten ist es jedoch gestattet, in ihrer nationalen Umsetzung der
EU-Richtlinien Gber die gemeinschaftlichen Mindeststandards hinauszugehen und
strengere Anforderungen festzulegen.

Das Tierschutzgesetz samt der 1. Tierhaltungsverordnung (1. THVO) bildet die nationale
Umsetzung der EU-Bestimmungen. Das 6sterreichische Tierschutzrecht ist umfassender
und in Teilbereichen auch strenger als die EU-Mindestanforderungen.

Die Einhaltung der Tierhaltungsanforderungen wird gemal3 Tierschutzgesetz geprift und
VerstoRe kdnnen zu Verwaltungsstrafen fihren. Dartiber hinaus werden gewisse Bereiche
im Rahmen der Konditionalitat kontrolliert und kénnen zu Kiirzungen der flachen- und
tierbezogenen Zahlungen fihren.

Dieses Merkblatt geht nur auf die Konditionalitats-Verpflichtungen ein (allenfalls strengere
nationale Tierschutz-Vorgaben werden hier nicht gesondert angefuhrt). Schreiben z.B. die
EU-Richtlinien konkrete Zahlenangaben (z.B. fiir die Besatzdichte) oder konkrete Inhalte
vor, so wird deren Einhaltung bewertet, selbst wenn die nationalen Bestimmungen
strenger waren. In allen anderen Fallen ist die Einhaltung der 6sterreichischen
Rechtsvorschriften maRR3geblich.

Merkblatt Konditionalitat Seite 66 von 87 www.eama.at | www.ama.at



http://www.eama.at/
http://www.ama.at/

5.1.2 BETROFFENE BETRIEBE

Alle Betriebe, die landwirtschaftliche Nutztiere halten.

Hinweis:

Unter einem landwirtschaftlichen Nutztier versteht man jedes Tier, das zur
Erzeugung von Nahrungsmitteln, Wolle, Hauten, Fellen oder zu anderen land-
wirtschaftlichen Zwecken gehalten wird.

Ausgenommen sind Fische, Reptilien und Amphibien sowie Tiere, die zur
Teilnahme an Wettbewerben, Ausstellungen oder kulturellen oder sportlichen
Veranstaltungen oder Aktivitaten bestimmt sind (z.B. Sportpferde).
Ausgenommen sind weiters Tiere, die nicht im Rahmen der landwirtschaftlichen
Tatigkeit gehalten werden, insbesondere, wenn kein Einkommensziel verfolgt wird
(z.B. private Reitpferde, Streicheltiere, Eigenversorgung).

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Einschrankungen nicht fir die Kontrolle
gemal 8§ 3 Tierschutz-Kontrollverordnung gelten.

5.1.3 SCHUTZ VON LANDWIRTSCHAFTLICHEN NUTZTIEREN

Bei Konditionalitats-Kontrollen werden folgende Punkte geprtift:

Es muss genigend geeignetes Personal fur die Tierpflege vorhanden sein.
Betreuungspersonen mussen entweder Uber eine tierhalterische Ausbildung (z.B.
landwirtschaftliche Fachschule) verfiigen oder von ihrem Werdegang oder ihrer Tatigkeit
(z.B. landwirtschaftliche Tierhaltungspraxis) her entsprechende Kenntnisse aufweisen.

Die Kontrolle der Tierbestande durch die Halterin oder den Halter, sowie die Versorgung

und Behandlung kranker oder verletzter Tiere wird beurteilt.

Aufzeichnungen Uber bei Eigenkontrollen vorgefundener toter Tiere sind 3 Jahre
aufzubewahren. Die nationale Aufzeichnungsfrist gemanR Tierschutzgesetz betragt
jedoch 5 Jahre.

Die Bewegungsfreiheit darf nicht so eingeschrankt sein, dass einem Tier unndotig
Schmerzen, Schaden oder Leiden zugefugt werden.
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e Anbindehaltung

Die Anbindehaltung von Kalbern ist verboten. Kalber sind Rinder bis zur Vollendung des
6. Lebensmonat.

Die Anbindehaltung von Rindern ist grundsatzlich erlaubt*. Die Anbindevorrichtungen
mussen jedoch gentigend Bewegungsmadglichkeit und -spiel bieten. Die Standmalie der
1. Tierhaltungsverordnung sind einzuhalten.

e Einzel- und Gruppenhaltung

Werden die fur die Bewegungsfreiheit maf3geblichen GréRen wie z.B. Buchtenmalie,
Besatzdichten oder Mindestgehegegrof3en gemal 1. Tierhaltungsverordnung
eingehalten, so ist den Anforderungen zur Bewegungsfreiheit jedenfalls entsprochen.

* national gilt ab 2030 laut Tierschutzgesetz das Verbot der dauernden Anbindehaltung (Wegfall der
Ausnahmetatbestande)

o Geb&ude, Unterkiinfte und alle Einrichtungen mussen leicht zu reinigen und fir die
Tiere ungefahrlich sein.

o Das Stallklima darf fur die Tiere nicht schadlich sein (Temperatur, Zugluft,
Luftfeuchtigkeit, Staub, Ammoniak).

o Ausreichende Helligkeit (40 Lux) muss im Stall vorhanden sein. Reicht der
naturliche Lichteinfall nicht aus, ist dies durch kinstliche Beleuchtung
sicherzustellen.

« Bei Freilandhaltung sind - soweit erforderlich und méglich - die Tiere vor widrigen
Witterungsbedingungen, Raubtieren und sonstigen Gefahren fur die Gesundheit zu
schitzen. Dies gilt insbesondere bei ganzjahriger Freilandhaltung.

o Luftungs-, Futterungs- oder Trankanlagen sind regelmafig auf Funktionalitat zu
prufen. Alarm- und Ersatzsysteme missen bei mechanischen Liftungsanlagen
vorhanden sein.

« Die Anzahl der Fressplatze und Abmessungen der Fressplatzbreiten miissen den
fur die jeweilige Tierart geltenden Anhangen der 1. Tierhaltungsverordnung
entsprechen.

« Eine qualitativ und mengenmalig ausreichende Futter- und Wasserversorgung ist
sicherzustellen

e An Tieren durfen nur erlaubte Eingriffe unter bestimmten Bedingungen durchgefihrt
werden.

Hinweis:

Die 10% Toleranzregelung fur Rinder, Schweine und Pferdehalter, darf nur unter der
Voraussetzung in Anspruch genommen werden, dass die Bestimmungen, die fur die
Konditionalitat relevant sind (Unionsrecht), nicht unterschritten werden.
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5.1.4 SCHUTZ VON KALBERN

Als Kalber gelten Rinder bis zum vollendeten 6. Lebensmonat. Bei Konditionalitats-
Kontrollen werden folgende Punkte gepruft:

Die Anbindehaltung ist verboten. Als Anbindehaltung gilt nicht das hdchstens einstiindige
Anbinden und Fixieren wéhrend oder unmittelbar nach der Milchtrédnke oder
Milchaustauschertranke sowie das vortibergehende Anbinden insbesondere zum Zweck
von Behandlungs- sowie Pflegemalinahmen und fir die Dauer von Tierschauen und
sonstigen Veranstaltungen.

Gruppenhaltung ist fur alle Kalber tiber 8 Wochen vorgeschrieben. Eine Ausnahme
besteht nur, wenn weniger als 6 Kalber im Betrieb vorhanden sind, fur Kalber bei der
Mutterkuh oder auf tierarztliche Anordnung.

Erforderliche Buchtenflachen fur Kalber:

Kalbergewicht?! Buchtenflache geman Konditionalitats-
Tierschutzgesetz anforderung

bis 150 kg 1,60 m?/Tier 1,50 m?/Tier

bis 220 kg 1,80 m?/Tier 1,70 m?/Tier

tber 220 ka 2,00 m?/Tier 1,80 m?/Tier

Lim Durchschnitt der Gruppe

Hinweis:
Das Unterschreiten der Buchtenflachen gemanR Tierschutzgesetz kann zu einer
Verwaltungsstrafe fihren.

« Bei Einzelbuchten missen die Seitenwande durchbrochen sein, um Sicht- und
Beruhrungskontakt mit Artgenossen zu ermoglichen (gilt nicht fur erkrankte Kéalber).
e BuchtengroRRe:

bis 2 Wochen 80x120 cm
bis 8 Wochen 90x140 cm
Uber 8 Wochen 100x160 cm nur bei Ausnahmeregelung

e Muss fur die Tiere ungefahrlich sein
e« Sauberhalten der Buchten ist sicherzustellen
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e Bei geschlossenen Stallungen missen entsprechende Liuftungsanlagen vorhanden
sein und korrekt bedient und geregelt werden, sodass ein ausreichender Luft-
wechsel gewahrleistet ist, aber keine Zugluft entsteht.

o Diese miussen taglich kontrolliert werden. Stérungen sind unverziglich zu beheben.
e Alarm- und Ersatzsysteme mussen vorhanden sein.

o Eine Lichtstarke von mindestens 40 Lux muss an 8 Stunden je Tag gegeben sein.

« Kalber in Stallhaltung mussen 2x taglich, in Weidehaltung 1x taglich kontrolliert
werden.
o Die Versorgung und Behandlung kranker oder verletzter Tiere ist sicherzustellen.

o Boden mussen rutschfest sein und dirfen keine Verletzungsgefahr fur die Tiere
darstellen.

o Kalber unter 2 Wochen bendétigen Einstreu. Kalbern bis 150 kg muss eine trockene,
weiche und verformbare Liegeflache zur Verfligung stehen; planbefestigte
Liegeflachen sind entweder mit einem trockenen, weichen Belag zu versehen oder
einzustreuen.

« Kalber sind mindestens 2x taglich zu futtern.

« Es mussen ausreichend Fressplatze vorhanden sein, die Fressplatzbreiten sind
einzuhalten.

« Eine geeignete Rationsgestaltung mit ausreichend Rohfaser und Eisen ist
sicherzustellen.

o Fltterungs- und Trankeinrichtungen sind sauber zu halten.

o Kalber Uber 2 Wochen sind zusatzlich zur Tranke mit Frischwasser zu versorgen,
bei besonderem Bedarf muss Frischwasser sogar standig zuganglich sein.

« Kalber missen so schnell wie mdglich nach der Geburt, jedenfalls innerhalb der
ersten sechs Lebensstunden, Biestmilch erhalten.
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5.1.5 SCHUTZ VON SCHWEINEN

Bei Konditionalitats-Kontrollen werden folgende Punkte geprtift:

Alle Tiere werden mindestens einmal taglich kontrolliert.

Kranke oder verletzte Tiere werden unverziiglich angemessen untergebracht, versorgt und

(wenn erforderlich) einer tierarztlichen Behandlung zugefihrt.

« Die Anbindehaltung von Sauen ist verboten

e Die Gruppenhaltung von Mastschweinen und Zuchtlaufern ist verpflichtend.

« Verpflichtend ist die Gruppenhaltung von Jungsauen und Sauen im Zeitraum von 4
Wochen nach dem Decken bis eine Woche vor dem Abferkeltermin in Betrieben mit
mehr als 10 Sauen. Gruppenhaltung heil3t, dass sich alle Tiere der Gruppe
gleichzeitig frei bewegen kdnnen.

o Absetzferkel und Mastschweine/Zuchtlaufer:

Tiergewicht?! Mindestflache?2 gemaR 1. | Konditionalitats-
THVO* anforderung

bis 20 kg 0,25 m?/Tier 0,20 m?/Tier

bis 30 kg 0,40 m?/Tier 0,30 m?/Tier

bis 50 kg 0,50 m?/Tier 0,40 m?/Tier

bis 85 kg 0,65 m?/Tier 0,55 m?/Tier

bis 110 kg 0,80 m?/Tier 0,65 m?/Tier

tber 110 kg 1,20 m?/Tier 1,00 m?/Tier

1im Durchschnitt der Gruppe

2 Buchten ohne durchgehend perforierte Boden missen jedenfalls eine trockene und ausreichend dimensionierte

Liegeflache aufweisen.

3 Bei hohen Stalltemperaturen, an die die Tiere sich nicht anpassen kénnen, ist fir andere geeignete

Abkuhlungsmadglichkeiten zu sorgen.

*Mindestflache gilt ab 1.1.2023 fur neu gebaute, umgebaute oder erstmals in Betrieb genommene Gruppenhaltungen
von Absetzferkeln, Mastschweinen und Zuchtlaufern, sowie fir alle Betriebe ab 2040.

e Jungsauen und Sauen:

Die Seitenlange von Buchten mit Gruppen bis zu sechs Sauen betragt mindestens 2,4
m, von Buchten mit Gber sechs Sauen 2,8 m.
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Mindestflache bei [Mindestflache bei |Mindestflache bei

Gruppen bis Gruppen von Gruppen

5 Tiere 6 - 39 Tieren ab 40 Tieren
Jungsauen 1,85 m?/Tier 1,65 m?/Tier 1,50 m?/Tier
Sauen 2,50 m?/Tier 2,25 m?/Tier 2,05 m?/Tier

Eberbuchten miissen mindestens 6 m2, beim Natursprung in der Bucht mindestens
10 m2 grol3 sein. Eine Bucht zum Decken darf keine Hindernisse aufweisen, ein
ungehindertes Umdrehen des Ebers muss maéglich sein.

Die vorgegebenen Einzelstandmale fur Jungsauen (mindestens 60x170 cm) und
Sauen (mindestens 65x190 cm) sind einzuhalten.

Hinter der Sau muss ein freier Bereich zur Unterstitzung des Abferkelns vorhanden
sein, die Ferkel missen ausreichend Platz zum Saugen haben.
Schutzeinrichtungen fir Ferkel in Buchten ohne Fixierung der Sauen missen
vorhanden sein.

Die Grof3e und Beschaffenheit des Ferkelnestes wird beurteilt.

Die Buchtenflache muss bei Ferkeln bis 10 kg mindestens 4 m? und bei Ferkeln
tber 10 kg mindestens 5 m? betragen.

Die durch technische Einrichtungen hervorgerufene Lautstarke darf 85 dB nicht
Uberschreiten.

Eine Lichtstarke von mindestens 40 Lux muss an 8 Stunden je Tag gegeben sein.

Die Liegeflachen missen trocken und sauber gehalten werden und so grof3 sein,
dass alle Tiere gleichzeitig ruhen kénnen.

Sichtkontakt zu anderen Schweinen (ausgenommen Abferkelbucht) muss gegeben
sein.

Schweine missen standigen Zugang zu geeignetem Material haben.
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e Nesteinstreu ist vor dem Abferkeln zur Verfligung zu stellen, soweit es das
Gullesystem ermdglicht.

o Boden mussen rutschfest sein und dirfen keine Verletzungsgefahr fur die Tiere
darstellen.

« Festgelegte Anteile der Bodenflachen fir Jungsauen (0,95 m?) und Sauen (1,3 m?)
durfen einen Perforationsanteil von 15 % nicht Uberschreiten.

« Spaltenweiten und Auftrittsbreiten von Betonspalten missen den Vorschriften

entsprechen.
Spaltenbreiten Auftrittsbreiten
Sauen 20 80
Eber 20 80
Saugferkel 10 50
Absetzferkel 13 50
Jungsauen 20 80
Zuchtlaufer 18 80
Mastschweine 18 80

« Schweine sind mindestens 1x am Tag zu flttern.

o Die Ration fir trachtige Sauen muss ausreichend Rohfaser enthalten.

e Bei Futterung in Gruppenhaltung darf die je nach Fitterungssystem vorgegebene
Tierzahl je Fressplatz nicht Uberschritten werden, die Fressplatzbreiten sind
einzuhalten.

o Standiger Zugang zu Frischwasser muss gegeben sein.

e An Schweinen durfen nur erlaubte Eingriffe (Kastration, Schwanzkupieren,
Zahneschleifen) unter bestimmten Bedingungen durchgefiihrt werden.

« Beider Haltung von Schweinen mit kupierten Schwanzen sind im Betrieb im
Rahmen der Risikoanalyse (Umsetzung des EU-Rechts) Aufzeichnungen zu fiihren
tber

o Artund Menge des angebotenen Beschaftigungsmaterials und

o Platzangebot

o Artund Umfang des Auftretens von fur das Tierwohl relevanten Ereignissen
wie z.B. Schwanzbeil3en, Ohrenbeil3en oder tiber das tbliche Ausmaf}
hinausgehende Kampfe.
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« Tierhalter von kupierten Schweinen missen ab 2023 auRerdem Mal3nahmen zur
Reduktion des Schwanzkupierens ergreifen und diese dokumentieren (inkl.
Risikoanalyse und Tierhaltererklarung)

« Halter von ausschlief3lich unkupierten Schweinen missen zwar aufgrund nationaler
Vorgaben die Ergebnisse der Erhebung von Schwanz- und Ohrverletzungen
jahrlich in der Tierhaltererklarung gemafd Anhang B dokumentieren. Fur die
Konditionalitatskontrollen ist die Dokumentation jedoch aufgrund mangelnder EU-
Vorgaben nicht relevant.

e Jungsauen und Sauen: Vermeidung von Aggressionen, Reinigung vor dem
Umstallen in die Abferkelbucht, Parasitenbekampfung.

e Absetzen und Gruppieren: Mindestabsetzalter beachten, Kampfe vermeiden.

« Absondern: In Absonderungsbuchten muss Umdrehen moglich sein.

Hinweis:

Folgende Anforderungen gelten ausnahmslos fur alle Betriebe:

. Spaltenbreite und Auftrittsbreite von Betonspaltenbdden

. 2 unterschiedliche Beschaftigungsmaterialien fir alle Schweine

. Absonderungsbuchten fir Schweine mit Umdrehmaoglichkeit

. Verpflichtung zur Gruppenhaltung fur Jungsauen und Sauen

. Anforderung an die Bodenbeschaffenheit (Perforationsanteil) bei
Gruppenhaltung von Jungsauen und Sauen

. Besatzdichte bei Gruppenhaltung von Jungsauen und Sauen

. In Osterreich ist ab 1.1.2013 Einzelstandhaltung wahrend des Zeitraumes

des Deckens nur mehr fir maximal 10 Tage zulassig, wenn dies ohne
bauliche Malznahmen mdglich ist. Eine Nichteinhaltung kann zu nationalen
Sanktionen fuhren.

Im Rahmen des Projektes ,Selbstevaluierung Tierschutz“ des Bundesministeriums flr
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz wurden im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fur Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft fir die
Tierarten Pferd, Rind, Schwein, Schaf, Ziege, Lamas und Alpakas, Gefliigel, Straul3e und
Farmwild, (Schalenwild) die Bestimmungen des 6sterreichischen Tierschutzrechts in
einzelne Anforderungen und Fragen in Form von Checklisten ausgearbeitet. Gemeinsam
mit den ergénzenden und erlauternden Handbiichern wurde damit die Grundlage fur eine
einheitliche Erhebung und Auslegung geschaffen. Die Kontrollfragen im Rahmen der
Konditionalitat stellen eine Teilmenge dieser umfassenden Checklisten-Fragen dar. Die
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Tierhalterin oder der Tierhalter kbnnen damit ihre Tierhaltung selbst kritisch beurteilen und
noch bestehende Problembereiche identifizieren.

Hinweis:

Das Tierschutzgesetz sowie die 1. Tierhaltungsverordnung sind auf der
Kommunikationsplattform Verbraucherlnnengesundheit
(https://www.verbrauchergesundheit.gv.at/tiere/tierschutz/tierschutzgesetz/Tierschutz
GesetzStart.html) abrufbar. Handbiicher und Checklisten zur Selbstevaluierung
Tierschutz sind dagegen auf der Homepage der Fachstelle flr tiergerechte
Tierhaltung und Tierschutz (https://www.tierschutzkonform.at/nutztiere/handbuecher-

checklisten/) zu finden.

5.2 HORMONANWENDUNGSVERBOT UND TIERARZNEIMITTELANWENDUNG

5.2.1 ALLGEMEINES

Die Anwendung von Tierarzneimitteln durch Tierarztinnen und Tieré&rzte oder durch
Tierhalterinnen und Tierhalter ist gesetzlich geregelt. Um die Lebensmittelsicherheit
nachvollziehbar gewahrleisten zu kdnnen, ist die Dokumentation der
Arzneimittelanwendung, die ordnungsgemale Lagerung und das Einhalten der
entsprechenden Wartezeiten notwendig. Die Anwendung von Hormonen zur
Unterstitzung der Mast ist generell verboten.

Bei Teilnahme am Tiergesundheitsdienst gemaf Tiergesundheitsdienst-Verordnung 2009
(BGBI. 1l Nr. 434/2009 i.d.g.F.) wird auch ein groRer Teil der Konditionalitats-relevanten
veterinarrechtlichen Vorschriften und Umsetzungsbestimmungen abgedeckt.

5.2.2 ANFORDERUNGEN

Tierarztinnen und Tierarzte haben im Zuge jeder Arzneimittelanwendung den Zeitpunkt
und die Art der verordneten oder durchgefiihrten Behandlung, die Art und Menge des
Tierarzneimittels, das Abgabedatum, Name und Anschrift der Tierarztin oder des
Tierarztes, genaue Angaben zur ldentitat der behandelten Tiere sowie die jeweiligen
Wartezeiten in das Behandlungsregister (entspricht den gesammelten
Arzneimittelabgabebelegen) einzutragen.

Weiters haben Tierarztinnen und Tierarzte alle an den tierhaltenden Betrieb abgegebenen
Arzneimittel mit einer Signatur auf dem Behaltnis zu versehen, auf dem der Name und die
Anschrift der Tierarztin oder des Tierarztes sowie das Abgabedatum vermerkt sind.
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Die Tierhalterin oder der Tierhalter ist verpflichtet, den Zeitpunkt und die Art der
Behandlung der Tiere in das betriebseigene Behandlungsregister einzutragen, sofern dies
nicht durch die Tierarztin oder den Tierarzt erfolgt ist, sowie die entsprechende Wartezeit
einzuhalten. Die von Tierarztinnen und Tierarzten ausgehandigten Arzneimittel-
abgabebelege sind im Bestandsregister zu sammeln. Die genannten Aufzeichnungen sind
von der Tierhalterin oder dem Tierhalter funf Jahre aufzubewahren.

In Wartezeit befindliche Tiere missen eindeutig identifizierbar sein (Kennzeichnung mittels
Fesselband, Vermerk im Bestandsverzeichnis, getrennte Aufstallung, Farbstriche etc.). Es
durfen nur Tiere geschlachtet werden, bei denen die vorgeschriebene Wartezeit
eingehalten worden ist. Ebenso mussen die erforderlichen Wartezeiten fir Produkte (z.B.
Milch) eingehalten werden.

Die Tierhalterin oder der Tierhalter darf ausschlief3lich Tierarzneimittel im Besitz haben
und anwenden, die von der behandelnden Tierarztin oder dem behandelnden Tierarzt im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Uberlassen wurden.

Die Lagerung von Tierarzneimitteln hat getrennt von Lebensmitteln, sauber und geordnet
zu erfolgen — falls erforderlich in einem Kuhlschrank.

5.2.3 KONTROLLKRITERIEN

Im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle im Zusammenhang mit der Konditionalitat werden daher
folgende Anforderungen geprift und bewertet:
e ordnungsgemale Fuhrung des Bestandsregisters (Sammlung der Abgabebelege)
o rechtmafiger Besitz und ordnungsgemale Lagerung der Tierarzneimittel
« ldentifizierbarkeit von Tieren, die sich in Wartezeit befinden

Ab dem Jahr 2023 ist die vollumfangliche Gewahrung von flachen- und tierbezogenen
Forderungen mit der Einhaltung bestimmter arbeitsrechtlicher Verpflichtungen verknupft.
Damit soll zu einer starkeren Sensibilisierung der Begunstigten der GAP-Unterstitzung fur
Beschaftigungs- und Sozialstandards beigetragen werden. Diese Verknupfung wird unter
dem Begriff ,soziale Konditionalitat* zusammengefasst.

Anhang IV der Verordnung (EU) 2021/2115 listet die unionsrechtlichen Anforderungen von
drei EU-Richtlinien auf, die im Rahmen der sozialen Konditionalitdt maf3geblich sind.
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In Osterreich sind die betroffenen Anforderungen mit dem Landarbeitsgesetz 2021 — LAG
umgesetzt. In der Anlage 3 der GAP-Strategieplan-Anwendungsverordnung sind die
malfdgeblichen Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes aufgelistet, die in Kombination mit
den Regelungen des jeweils maf3geblichen Kollektivvertrages zur Anwendung kommen.

Aufgrund der genannten Grundlagen sind im Hinblick auf die soziale Konditionalitat u.a.
folgende Verpflichtungen der Begunstigten (Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber) relevant:

* Transparente und vorhersehbare Arbeitsbedinqgungen
Betroffen sind die Bestimmungen zum Dienstschein, zur Probezeit, zum
Arbeitsantritt.

* Malnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und der Gesundheit der
Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer
Es handelt sich hierbei um Anforderungen an den Arbeitsplatz
(Arbeitsplatzevaluierung, Information/Beteiligung/Unterweisung der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer). Die MaRnahmen umfassen die allgemeinen
Pflichten der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber hinsichtlich Sicherheit und
Gesundheitsschutz im Zusammenhang mit den Arbeitsstéatten, Arbeitsstoffen,
Arbeitsvorgangen und Arbeitsplatzen. Unter anderem geht es dabei um
Grundsatze der Gefahrenverhitung, Brandschutz- und Explosionsmaflinahmen,
Vorsorge fur Erste-Hilfe-Leistung, die erforderliche Information und Unterweisung,
die Bestellung von Fachkraften fur Arbeitssicherheit, usw.

* Mindestvorschriften fir Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Benutzung von

Arbeitsmitteln durch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Die relevanten Bestimmungen im Hinblick auf die Arbeitsmittel betreffen die

Aufstellung, Benutzung, Prifung und Wartung von Arbeitsmitteln. Durch diese

Bestimmungen soll bei der Benutzung der Arbeitsmittel die Sicherheit und der

Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewéhrleistet

werden.
Die Kontrolle der Einhaltung der vorgenannten Verpflichtungen erfolgt durch die Land- und
Forstwirtschaftsinspektionen der Lander. Werden dabei Verstol3e festgestellt, hat die
Land- und Forstwirtschaftsinspektion eine Anzeige an die zustandige
Verwaltungsstrafbehdrde zu erstatten. Die Gerichte und die zustandigen
Verwaltungsstrafbehorden erster Instanz haben der AMA zu den von Art. 14 der
Verordnung (EU) 2021/2115 erfassten Rechtsnormen bei in Rechtkraft erwachsenen
Ausgang von Strafverfahren - ausgenommen bei Einstellungen und Freispriichen - die
betroffene Landwirtin oder den betroffenen Landwirt, Zeitpunkt und Art sowie Dauer,
Ausmal} und Schwere des Verstol3es zu melden. In der Folge ist eine Sanktionierung
vorzunehmen, wobei die unter Pkt. 3 fur die Konditionalitat dargelegten Folgen bei
Nichteinhaltung der Bestimmungen analog anzuwenden sind.
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7 RECHTSGRUNDLAGEN

Die nachfolgenden Rechtsgrundlagen gelten in der jeweils aktuellen Fassung.

7.1 ALLGEMEIN

Verordnung (EU) 2021/2115, ABI. Nr. L 435/1

Verordnung (EU) 2021/2116, ABI. Nr. L 435/187

Delegierte Verordnung (EU) 2022/1172, ABI. Nr. L 183/12

Delegierte Verordnung (EU) 2022/126, ABI. Nr. L 20/52

Marktordnungsgesetz 2021 — MOG 2021, BGBI. | Nr. 55/2007

Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Regionen und
Wasserwirtschaft mit Regeln zur Anwendung des GAP-Strategieplans (GAP-
Strategieplan-Anwendungsverordnung — GSP-AV), BGBI. 1l Nr. 403/2022

7.2 WASSERBEWIRTSCHAFTUNG UND BEWASSERUNG

Richtlinie 2000/60/EG, ABI. Nr. L 327/1
Wasserrechtsgesetz 1959 — WRG 1959, BGBI. Nr. 215/1959

7.3 NITRAT

Richtlinie 91/676/EWG, ABI. Nr. L 375/1
Nitrat-Aktionsprogramm-Verordnung — NAPV
Richtlinie fir die sachgerechte Diingung im Ackerbau und Griinland, 8. Auflage

7.4 VOGELSCHUTZ UND FAUNA-FLORA-HABITAT

Richtlinie 2009/147/EG, ABI. Nr. L 20/7
Richtlinie 92/43/EWG, ABI. Nr. L 206/7

Burgenland

Burgenléandisches Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz — NG 1990, LGBI. Nr.
27/1991

Bgld. Artenschutzverordnung 2001, LGBI. Nr. 36/2001

Allgemeine Naturschutzverordnung, LGBI. Nr. 24/1992

Schutzgebietsverordnungen auf Grundlage des Burgenlandisches Naturschutz- und
Landschaftspflegegesetzes — NG 1990
https://www.burgenland.at/themen/natur/geschuetzte-gebiete/natura-2000-gebiete/
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Karnten
o Karntner Naturschutzgesetz 2002 — K-NSG 2002, LGBI. Nr. 79/2002
o Karntner Tierartenschutzverordnung, LGBI. Nr. 3/1989 und
Landschaftsschutzgebietsverordnungen
o https://www.ktn.gv.at/Verwaltung/Amt-der-Kaerntner-Landesregierung/Abteilung-
8/Schutzgebiete

Niederdsterreich
« NO Naturschutzgesetz 2000 (NO NSchG 2000), LGBI. 5500-11
e Verordnung tber die Europaschutzgebiete, LGBI. 5500/6-6
« Weitere Informationen finden Sie unter: http://www.noe.qgv.at/Umwelt/Naturschutz/

Oberdsterreich
« OO Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001, LGBI. Nr. 129/2001
« OO Artenschutzverordnung, LGBI. Nr. 73/2003
e Verordnung tber den Natur- und Landschaftsschutz im Bereich von Flissen und
Bachen, LGBI. Nr. 26/2017

Salzburg
o Salzburger Naturschutzgesetz 1999 —NSchG, LGBI. Nr. 73/1999 (WV)
e Pflanzen- und Tierarten-Schutzverordnung 2017, LGBI. Nr. 93/2017
o Allgemeine Landschaftsschutzverordnung 1995 — ALV, LGBI. Nr. 89/1995

Steiermark

o Steiermarkisches Naturschutzgesetz 2017 — StNSchG 2017, LGBI. Nr. 71/2017

e Artenschutzverordnung, LGBI. Nr. 40/2007

e Europaschutzgebietsverordnungen unter
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/ziel/74835791/DE

o Tiroler Naturschutzgesetz 2005 (TNSchG), LGBI. Nr. 26/2005

e Tiroler Naturschutzverordnung 2006, LGBI. Nr. 39/2006

e Verordnungen zu den jeweiligen Schutzgebieten oder Natura 2000-Gebieten unter
https://www.tirol.gv.at/umwelt/umweltrecht/naturschutzrecht/

Vorarlberg
e Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftsentwicklung (GNL), LGBI. Nr. 22/1997
« Naturschutzverordnung, LGBI. Nr. 8/1998
e Verordnung Uber den "Streuewiesenbiotopverbund Rheintal-Walgau”, LGBI. Nr.
61/1995
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e Verordnungen zu den Natura 2000-Gebieten
(https://naturvielfalt.at/schutzgebiete/europaschutzgebiete/)

e Liste der Naturschutz-Schutzgebiete in Vorarlberg
(https://vorarlberg.at/-/liste-der-naturschutz-schutzgebiete-in-vorarlberg)

e Wiener Naturschutzgesetz, LGBI. fir Wien Nr. 45/1998
e Wiener Naturschutzverordnung, LGBI. fir Wien Nr. 5/2000
e Europaschutzgebietsverordnung, LGBI. fir Wien Nr. 38/2007

7.5 LEBENSMITTELSICHERHEIT (INKL. BIOZID)

e« VO (EG) 178/2002, ABI. Nr. L 31/1 zur Festlegung der allgemeinen Grundsatze und
Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europaischen Behorde
fur Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur
Lebensmittelsicherheit

e Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz (LMSVG), BGBI. | Nr.
13/2006

o Leitlinien fur die Anwendung der Artikel 11, 12, 16, 17, 18, 19 und 20 der
Verordnung (EG) 178/2002 Uber das allgemeine Lebensmittelrecht

« Leitlinien zur Rickverfolgbarkeit in der Landwirtschaft der dsterreichischen Codex-
Kommission vom September 2004

« VO (EG) 852/2004, ABI. Nr. L 139/1 uber Lebensmittelhygiene

« VO (EG) 853/2004, ABI. Nr. L 139/55 mit spezifischen Hygienevorschriften fur
tierische Produkte

e Durchfuihrungsverordnung (EU) 2019/627 zur Festlegung einheitlicher praktischer
Modalitaten fur die Durchfiihrung der amtlichen Kontrollen in Bezug auf fir den
menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse tierischen Ursprungs gemal3 der
Verordnung (EU) 2017/625 und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2074/2005
in Bezug auf amtliche Kontrollen, ABI. Nr. L 131/51

e Bekanntmachung der Kommission 2017/C 163/01 mit dem Leitfaden zur
Eindammung mikrobiologischer Risiken durch gute Hygiene bei der
Primarproduktion von frischem Obst und Gemitise

7.6 FUTTERMITTELSICHERHEIT

e Verordnung (EG) Nr. 178/2002, ABI. Nr. L 31/1 zur Festlegung der allgemeinen
Grundsatze und Anforderungen des Lebensmittelrechts

e Verordnung (EG) Nr. 183/2005; ABI. Nr. L 35/1 mit Vorschriften tGber die
Futtermittelhygiene

o Futtermittelgesetz 1999, BGBI. | Nr. 139/1999

e Futtermittelverordnung 2010, BGBI. Il Nr. 316/2010

e Tiermehl-Gesetz, BGBI. | Nr. 143/2000 iVm der TiermehlG-AnpassungsVO
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e BSE-LandwirtschaftsVO 2004, BGBI. 1l Nr. 258/2004 iVm der Verordnung (EU)
2021/1372

7.7 PFLANZENSCHUTZMITTEL

« Richtlinie 2009/128/EG fur die nachhaltige Verwendung von Pestiziden, ABI. Nr. L
309/71

e Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 uber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln, ABI. Nr. L 309/1

o Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI. | Nr. 10/2011

« Pflanzenschutzmittelverordnung 2011, BGBI. Il Nr. 233/2011

o Abfallwirtschaftsgesetz 2002 — AWG 2002, BGBI. | Nr. 102/2002

Burgenland

o Gesetz vom 29. Marz 2012 uber die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
(Burgenléandisches Pflanzenschutzmittelgesetz 2012 — Bgld. PSMG 2012), LGBI.
Nr. 46/2012, idF LGBI. Nr. 16/2024

e Verordnung Uber die Ausbildungsbescheinigung nach dem Burgenlandischen
Pflanzenschutzmittelgesetz 2012 (Burgenlandische Pflanzenschutzmittel-
Ausbildungsbescheinigungs-Verordnung 2015) LGBI. Nr. 2/2015, idF. LGBI. Nr.
74/2021

e Verordnung Uber die Kontrolle von in Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeraten
(Burgenlandische Pflanzenschutzgeratetberprifungsverordnung), LGBI. Nr.
8/2016, idF. LGBI. Nr. 33/2022

Karnten
e Gesetz vom 20. November 1990 uber den Schutz vor Pflanzenschutzmitteln in der
Landwirtschaft (K&arntner Landes-Pflanzenschutzmittelgesetz — K-LPG), LGBI. Nr.
31/1991
e Karntner Ausbildungs- und Bescheinigungsverordnung (K-ABV), LGBI. Nr. 43/2014
o Karntner Pflanzenschutzgeratetberprifungsverordnung, LGBI. Nr. 70/2015

Niederdsterreich
« NO Pflanzenschutzmittelgesetz (NO PSMG), LGBI. 6170-0
« NO Pflanzenschutzmittel-Ausbildungsbescheinigungsverordnung 2012 (NO PSM-
AusbbVO 2012), LGBI. 6170/2-0
« NO Pflanzenschutzgerateiiberpriifungsverordnung, LGBI. 6170/3-0
« NO Pflanzenschutzmittelanwendungsverordnung, LGBI. 6170/1-0
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Oberdsterreich
e Landesgesetz vom 3. Juli 1991 uber die Erhaltung und den Schutz des Bodens vor
schadlichen Einflissen sowie tiber die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln (OO
Bodenschutzgesetz 1991), LGBI. Nr. 63/1997
« 0O Pflanzenschutzgeratelberprifungsverordnung, LGBI. Nr. 37/2015

Salzburg
e Gesetz vom 11. Dezember 2013 tber die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
(Salzburger Pflanzenschutzmittelgesetz 2014 — S. PMG 2014), LGBI. Nr. 102/2013
e Salzburger Pflanzenschutzmittel- Aus- und Fortbildungs-Verordnung 2015, LGBI.
Nr. 83/2015
o Salzburger Pflanzenschutzgeratetberprifungsverordnung, LGBI. Nr. 94/2016

Steiermark
e Gesetz vom 19. Juni 2012 tber die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
(Steiermarkisches Pflanzenschutzmittelgesetz 2012), LGBI. Nr. 87/2012
e Steiermarkische Pflanzenschutzmittel-Ausbildungsbescheinigungs-Verordnung
2013, LGBL. Nr. 17/2013
« Steiermarkische Pflanzenschutzgerate-Uberprifungsverordnung, LGBI. Nr. 16/2015

Tirol

e Gesetz vom 28. Marz 2012, mit dem die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
geregelt wird (Tiroler Pflanzenschutzmittelgesetz 2012), LGBI. Nr. 56/2012

o Tiroler Pflanzenschutzmittelverordnung 2012, LGBI. Nr. 2/2013

o Tiroler Pflanzenschutzgeratekontrollverordnung, LGBI. Nr. 53/2016

o Tiroler Pflanzenschutzmittelbeschrankungsverordnung — TPSMBV, LGBI. Nr.

88/2022
Vorarlberg
e Gesetz Uber den Schutz von Pflanzen (Pflanzenschutzgesetz-PSchG), LGBI. Nr.
11/2021

e Verordnung tber das Verwenden von Pflanzenschutzmitteln und tber die
Uberwachung von Pflanzenschutzmitteln (Pflanzenschutzmittelverordnung), LGBI.
Nr. 15/2014

« Pflanzenschutzgeratekontrollverordnung, LGBI. Nr. 91/2015

Wien
e Gesetz Uber den Schutz des Menschen und der Umwelt bei der Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln (Wiener Pflanzenschutzmittelgesetz), LGBI. Nr. 18/1990
« Wiener Pflanzenschutzgerate-Uberprifungsverordnung, LGBI. Nr. 46/2016
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7.8 TIERSCHUTZ

Richtlinie 98/58/EG, ABI. L 221/23 tber den Schutz von landwirtschaftlichen
Nutztieren

Richtlinie 2008/119/EG; ABI. L 10/7 Gber Mindestanforderungen fir den Schutz von
Kalbern

Richtlinie 2008/120/EG, ABI. L 47/5 tUber Mindestanforderungen fiir den Schutz von
Schweinen

Tierschutzgesetz (TSchG), BGBI. | Nr. 118/2004

1. Tierhaltungsverordnung (1. THVO), BGBI. Il Nr. 485/2004 mit Anlagen

7.9 HORMONANWENDUNGSVERBOT UND TIERARZNEIMITTELANWENDUNG

Richtlinie 96/22/EWG, ABI. Nr. L 125/3 bezlglich Hormonverbot

Delegierte Verordnung (EU) 2019/2090, ABI. Nr. L 317/28

Delegierte Verordnung (EU) 2022/1644, ABI. Nr. L 248/3
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2022/1646, ABI. Nr. L 248/32
Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz (LMSVG), BGBI. | Nr.
13/2006

Ruckstandskontrollverordnung 2006, BGBI. 1l Nr. 110/2006
Tierarzneimittelgesetz — TAMG, BGBI. | Nr. 186/2023
Veterinar-Arzneispezialitaten-Anwendungsverordnung 2010, BGBI. Il Nr. 259/2010
Hormonverordnung 2009, BGBI. Il Nr. 218/2009

Hormonverordnung — Tierarzneimittel, BGBI. 1l Nr. 229/2009

7.10 SOZIALE KONDITIONALITAT

e Richtlinie (EU) 2019/1152, ABI. Nr. L 186/105

« Richtlinie 89/391/EWG, ABI. Nr. L 183/1

« Richtlinie 2009/104/EG, ABI. Nr. 260/5

o Bundesgesetz Uber das Arbeitsrecht in der Land - und Forstwirtschaft
(Landarbeitsgesetz 2021 - LAG), BGBI. | Nr. 78/2021
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8 WEITERFUHRENDE BERATUNG UND KONTAKTADRESSEN

Konditionalitats- | Kapitel- Kontaktadressen/Links
Bestimmung Nr.
Vogelschutz und | 4.4.2 Amt der Burgenlandischen Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung 4 - Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz
Habitat im Referat Arten- und Lebensraumschutz
Landhaus Neu
Burgenland Europaplatz 1
7000 Eisenstadt
Tel.: 02682/600-2810
E-Mail: post.ad@bgld.gv.at
www.burgenland.at
Vogelschutz und | 4.4.3 Amt der Karntner Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung 8, Umwelt, Wasser und Naturschutz
Habitat in Unterabteilung Naturschutz und Nationalparkrecht
Flatschacher Stral3e 70
Karnten 9020 Klagenfurt
Tel.: 050/536-18251
E-Mail: roman.fantur@ktn.gv.at
www.ktn.gv.at
Vogelschutzund | 4.4.4 Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung Naturschutz
Habitat in Landhausplatz 1
3109 St. Polten
Niederdsterreich Tel.: 02742/9005-15237
E-Mail: post.rus@noel.gv.at
www.noe.qgv.at/noe/Naturschutz
Vogelschutzund | 4.4.5 Amt der Oberdsterreichischen Landesregierung
Fauna-Flora- Direktion LWLD, Abteilung Naturschutz
Habitat in Bahnhofplatz 1
4021 Linz
Oberdsterreich Tel.: 0732/7720-11871
E-Mail: n.post@ooe.gv.at
www.land-oberoesterreich.gv.at
Vogelschutzund | 4.4.6 Amt der Salzburger Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung 5 — Naturschutz und Umweltschutz, Gewerbe
Habitat in Postfach 527
Michael-Pacher-StralRe 36
Salzburg 5020 Salzburg
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https://www.noe.gv.at/noe/Naturschutz/Naturschutz.html
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/

Konditionalitats- | Kapitel- Kontaktadressen/Links
Bestimmung Nr.
Tel.: 0662/8042-5532
E-Mail: natur-umwelt-gewerbe @salzburg.gv.at
www.salzburg.gv.at
Vogelschutz und | 4.4.7 Amt der Steiermarkischen Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung 13 Umwelt und Raumordnung
Habitat in der Referat Natur- und allgemeiner Umweltschutz
Stempfergasse 7
Steiermark 8010 Graz
Tel.: 0316/ 877-2731
E-Mail: naturschutz@stmk.gv.at
www.naturschutz.steiermark.at
Vogelschutzund | 4.4.8 Amt der Tiroler Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung Umweltschutz
Habitat in Eduard-Wallnéfer-Platz 3
6020 Innsbruck
Tirol Tel.: 0512/ 508-3452
E-Mail: umweltschutz@tirol.gv.at
www.tirol.gv.at/umwelt
Vogelschutz und | 4.4.9 Amt der Vorarlberger Landesregierung
Fauna-Flora- Abteilung Ve — Umwelt- und Klimaschutz
Habitat in Postanschrift: Landhaus, 6901 Bregenz
Standortanschrift: Jahnstral3e 13-15, 6900 Bregenz
Vorarlberg 05574/ 511-24505
E-Mail: umwelt@vorarlberg.at
www.vorarlberg.at/naturvielfalt
Vogelschutz und | 4.4.10 Amt der Wiener Landesregierung
Fauna-Flora- Wiener Umweltschutzabteilung — MA 22
Habitat in Wien Bereich Naturschutz und Geodaten
Dresdner StralRe 45, 1200 Wien
Tel. 01/ 4000-73440,
E-Mail: post@ma22.wien.gv.at
www.umweltschutz.wien.at
Pflanzen- 4.7 Osterreichisches Pflanzenschutzmittelregister:
schutzmittel http://psmregister.baes.qgv.at
Tierschutz 51 https://www.sozialministerium.at/Themen/

Gesundheit/Tiergesundheit/Tierschutz/
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file://///msfs2/SH_L$/amag/ABT1ABT4/CC%20ab%202015/Merkblätter/Merkblatt%202021/3_einarbeiten_bearbeitung/www.vorarlberg.at/naturvielfalt
file://///msfs2/SH_L$/amag/ABT1ABT4/CC%20ab%202015/Merkblätter/Merkblatt%202021/3_einarbeiten_bearbeitung/www.umweltschutz.wien.at
http://psmregister.baes.gv.at/
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Tiergesundheit/Tierschutz/
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Tiergesundheit/Tierschutz/

9 AKTUALISIERUNGEN

Anderungen zur vorhergehenden Version mit Stand Janner 2023 in den Kapiteln:

Kapitel 3.1, Kapitel 3.2, Kapitel 3.3, Kapitel 4.1.2, Kapitel 4.1.3, Kapitel 4.1.6, Kapitel 4.1.8,
Kapitel 4.4.2, Kapitel 4.4.9, Kapitel 5.1.5, Kapitel 6, Kapitel 7.4, Kapitel 7.5, Kapitel 7.7,
Kapitel 7.9

Anderungen zur vorhergehenden Version mit Stand November 2023 in den Kapiteln:
Kapitel 1.1, Kapitel 4.1.7, Kapitel 4.1.8, Kapitel 4.5.1, Kapitel 4.5.2, Kapitel 6, Kapitel 7.9

Anderungen zur vorhergehenden Version mit Stand Marz 2024 in den Kapiteln:
Kapitel 1, Kapitel 2.1

Anderungen zur vorhergehenden Version mit Stand Juni 2024 in den Kapiteln:

Kapitel 1, Kapitel 2.1, Kapitel 2.3, Kapitel 4.1.4, Kapitel 4.1.8, Kapitel 4.3.1, Kapitel 4.3.3,
Kapitel 4.3.8, Kapitel 4.4.5, Kapitel 4.4.8, Kapitel 4.5.2, Kapitel 4.6.1, Kapitel 5.1.1, Kapitel
5.1.2, Kapitel 5.1.3, Kapitel 5.1.5, Kapitel 7.4
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Die Verwaltungsbehorde ist das Bundesministerium fur Land- und Forstwirtschatft,
Regionen und Wasserwirtschatft.

Dieses Merkblatt dient als Information und enthélt rechtlich unverbindliche Aussagen. Die
Ausfuhrungen basieren auf den zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses bestehenden
Rechtsgrundlagen. Anderungen werden auf unserer Homepage www.ama.at aktuell
gehalten.

Im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes beziehen sich alle Formulierungen
selbstverstandlich auf Personen jeden Geschlechts. Ebenso erstreckt sich der Begriff Ehe
gleichermal3en auf eingetragene Partnerschaften.

Impressum

Informationen gemaf 8 5 E-Commerce Gesetz und Offenlegung geman § 25 Mediengesetz

Medieninhaber, Herausgeber, Vertrieb: Agrarmarkt Austria
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Dresdner Straf3e 70, 1200 Wien

UID-Nr.: ATU16305503

Telefon: +43 50 3151 99

E-Mail: office@ama.gv.at
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Dipl.-Ing. Gunter Griesmayr, Vorstandsvorsitzender und Vorstandsmitglied fur den
Geschaftsbereich I

Mag.? Lena Karasz, Vorstandsmitglied fir den Geschéftsbereich |

Die Agrarmarkt Austria ist eine gemaf § 2 AMA-Gesetz 1992, BGBI. Nr. 376/1992, eingerichtete
juristische Person offentlichen Rechts, deren Aufgaben in § 3 festgelegt sind. Sie unterliegt geman
8 25 AMA-Gesetz 1992 der Aufsicht des gem. Bundesministeriengesetz fur Landwirtschaft
zustandigen Mitglieds der Bundesregierung.
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